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Was begründet in modernen Massengesellschaften Individualität und Identität? Rechte
wie linke Kultur- und Konsumkritiker waren sich – zumindest in Europa und hier vor
allem in Deutschland – lange einig, daß der Herausbildung autonomer, eigenverantwort-
licher Persönlichkeiten in der schönen neuen Welt der organisierten Vermassung und
Vermarktung enge Grenzen gesetzt seien. In den Vereinigten Staaten hingegen entwik-
kelte sich bereits im 19. Jahrhundert ein anderes Denkmodell, das die Massen- und
Konsumgesellschaft positiv konnotierte und insbesondere auch die Individualitätsge-
winne durch Konsum betonte. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, so Andreas
Wirsching, gewann das konsumistische Paradigma auch in der Alten Welt eine Art kultu-
relle Hegemonie, während die traditionelle Kultur- und Konsumkritik fast ganz ver-
stummte. Der in Augsburg lehrende Historiker beschreibt diesen spektakulären Paradig-
menwechsel und spürt auch seinen Ursachen nach, die er in tiefgreifenden gesellschaftli-
chen Umwälzungsprozessen erkennt. In den postindustriellen Gesellschaften des
Westens, so seine These, werden Eigendefinition und Selbstbilder weitaus weniger als
früher durch Arbeit konstruiert. Immer größeres Gewicht gewinnen dagegen die indivi-
duellen Chancen auf dem Markt der Freizeit und des Konsums.

Andreas Wirsching

Konsum statt Arbeit?
Zum Wandel von Individualität in der modernen Massengesellschaft

Die moderne Hausfrau hat eine Waschmaschine erworben – das bedeutet eine
nachhaltige Rationalisierung der Hausarbeit, was wiederum Zeit spart. Wie aber
wird die Hausfrau die gewonnene Zeit verbringen? Sie wird den Fernseher anstel-
len und sich die TV-Werbung für Waschmaschinen ansehen1.

In diesem ironisch zugespitzten Bild der modernen Konsumgesellschaft, das
Jean Baudrillard 1970 zeichnete, verschränken sich Arbeit und Konsum in spezifi-
scher Weise. Wir sehen das gleichsam zur Ikone gewordene Sinnbild des fordisti-
schen Modells, auf dem die Wohlstandsdynamik nach 1945 beruhte. Rationali-
sierte und taylorisierte Arbeit ermöglicht höhere Produktivität, höhere Produkti-
vität ermöglicht höhere Löhne, die wiederum die Massenkaufkraft steigern. Im
Idealfall erlaubt dieser Mechanismus eine neue Lebensform, einen Standard 2, in
dem sich Arbeit und Konsum ausbalancieren: ein lebenslanger industrieller

1 Vgl. Jean Baudrillard, La société de consommation, Paris 1970, S. 240. Der vorliegende Bei-
trag geht zurück auf Vorträge, die ich am 5. 7. 2006 im Historischen Seminar der Universität
Freiburg und am 11. 6. 2008 im Institut für Zeitgeschichte gehalten habe. Für die kritischen
Diskussionen und Anregungen sei gedankt.
2 Vgl. hierzu Andreas Wirsching, Erwerbsbiographien und Privatheitsformen. Die Entstandardi-
sierung von Lebensläufen, in: Thomas Raithel/Andreas Rödder/Andreas Wirsching (Hrsg.),
Auf dem Weg in eine neue Moderne? Die Bundesrepublik in den siebziger und achtziger Jah-
ren, München 2009, S. 83–97.
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Arbeitsplatz für den alleinverdienenden Mann; Hausfrauenehe und Kindererzie-
hung für die Frau und Mutter – am besten mit einem modernen Haushalt,
Waschmaschine und Fernseher inklusive. Auf der Basis eines gesicherten Arbeits-
einkommens expandieren Freizeit und Konsum. Während der 1950er und
1960er Jahre entwickelte dieser Standard in praktisch allen westlichen Industrie-
gesellschaften formative Kraft, er prägte die Lebensläufe von Millionen von Män-
nern und Frauen. Arbeitsgesellschaft und Konsumgesellschaft stabilisierten sich
in einer nie gekannten Wohlstandsbalance. Wahrscheinlich – so ließe sich Baud-
rillards Bild noch erweitern – arbeitet der Ehemann in einem Elektrokonzern,
der Waschmaschinen oder Fernseher herstellt.

Für die Kulturkritik der 1950er bis 1970er Jahre allerdings war dieses Leitbild
ein Stein des ständigen Anstoßes. Sie betrachtete beides – die Arbeit wie den
Konsum – als entfremdete Lebensäußerungen, die authentische Individualität nicht
mehr zuließen. Der „Habitus, der unter dem Zwang fremdgeregelter Arbeitsver-
fahren entsteht“, so erklärte zum Beispiel Jürgen Habermas 1956, werde nun uni-
versell. Das „bedeutet, daß diese Arbeitshaltung, als Konsumhaltung verkleidet,
nun auch alle übrigen Lebensbereiche besetzt und mit der ihr eigentümlichen
Entfremdung überzieht“3.

Der hiermit angesprochene, vieldeutig-widersprüchliche Zusammenhang zwi-
schen Arbeit, Konsum und Individualität ist der Gegenstand der folgenden Aus-
führungen. Sie knüpfen an einen unübersehbar mächtigen Trend der neueren
Geschichts-, Kultur- und Sozialwissenschaften an. Tatsächlich hat das Paradigma
der Konsumgesellschaft in jüngster Zeit eine überaus breite Rezeption erfahren
und eine Fülle von gehaltvollen empirischen Einzelstudien angeregt4. Darüber
hinaus spielt es mit guten Gründen eine zunehmend größere Rolle bei der Deu-

3 Jürgen Habermas, Notizen zum Mißverhältnis von Kultur und Konsum, in: Merkur 10 (1956),
S. 212–228, hier S. 221; vgl. auch ders., Theorie des kommunikativen Handelns, Bd. II, Frank-
furt a. M. 1981, S. 523.
4 Die Literatur über die Entfaltung und die Einzelaspekte der Konsumgesellschaft ist überaus
vielfältig, breit gestreut und kann hier nicht ausführlich diskutiert werden. Einflußreich Neil
McKendrick/John Brewer/J. H. Plumb, The Birth of the Consumer Society: The Commerciali-
zation of Eighteenth-Century England, London 1982, die den Beginn der modernen Konsum-
gesellschaft bereits auf das England des 18. Jahrhunderts datieren möchten. Neuere Überblicke
stammen von Wolfgang König, Geschichte der Konsumgesellschaft, Stuttgart 2000; Peter N.
Stearns, Consumerism in World History. The Global Transformation of Desire, London 2001;
Heinz-Gerhard Haupt, Konsum und Handel. Europa im 19. und 20. Jahrhundert, Göttingen
2003; Hartmut Kaelble, Sozialgeschichte Europas 1945 bis zur Gegenwart, München 2007,
S. 87–94; Christian Kleinschmidt, Konsumgesellschaft, Göttingen 2008. Wichtige Sammelbände:
Hannes Siegrist/Hartmut Kaelble/Jürgen Kocka (Hrsg.), Europäische Konsumgeschichte. Zur
Gesellschafts- und Kulturgeschichte des Konsums (18. bis 20. Jahrhundert), Frankfurt a. M.
1997; Hartmut Berghoff (Hrsg.), Konsumpolitik. Die Regulierung des privaten Verbrauchs im
20. Jahrhundert, Göttingen 1999; Martin Daunton/Matthew Hilton (Hrsg.), The Politics of
Consumption. Material Culture and Citizenship in Europe and America, Oxford u. a. 2001;
Michael Prinz (Hrsg.), Der lange Weg in den Überfluß. Anfänge und Entwicklung der Konsum-
gesellschaft seit der Vormoderne, Paderborn 2003; Reinhold Reith/Thorsten Meyer (Hrsg.),
„Luxus und Konsum“ – eine historische Annäherung, Münster u. a. 2003. Mit vergleichender
Perspektive auf den Durchbruch der Konsumgesellschaft in Westeuropa nach 1945 Sabine Hau-
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tung und historischen Einordnung der modernen westlichen Gesellschaften5.
Allerdings ist dies keineswegs ein selbstverständlicher Vorgang; vielmehr bedarf
er der Erläuterung, der historiographischen Kontextualisierung und zuletzt wohl
auch eines kritischen Kommentars.

Ein erster Gedankengang beschäftigt sich mit unterschiedlichen Traditionen
der Konsumkritik. Im einem zweiten Teil wird auf frühere konsumaffirmative Tra-
ditionen hinzuweisen und zu zeigen sein, wie sich die Stoßkraft der Kritik allmäh-
lich verflüchtigte und zumindest seit den 1980er Jahren einer weitgehenden
Akzeptanz des amerikanischen Modells des consumerism Platz machte. Drittens
schließlich wird ein Deutungsmodell angeboten, das nach den Tiefenkräften die-
ses Wandels fragt. Die wesentliche Ursache scheint nämlich in einer langfristigen
historischen Verschiebung zu liegen. In den modernen Massengesellschaften ist
es immer weniger die Arbeit, die die Konstruktion von Individualität erlaubt, als
vielmehr der Konsum, über dem sich die Identität des einzelnen konstruiert und
bestimmt. Abschließend wird darüber nachzudenken sein, wieweit diese Verschie-
bung vor dem Hintergrund aktueller Tendenzen tatsächlich reicht und welche
konzeptionellen Probleme sie aufwirft.

Traditionen der Konsumkritik

Bekanntlich hat Marx im ersten Kapitel seines berühmten „Kapitals“ vom
„Fetischcharakter der Ware“ gesprochen. Damit meinte er das Eigenleben der
Waren, das sich nicht mehr nach dem Gebrauchswert der Ware richtet, sondern
nach einem letztendlich fiktiven Tauschwert, der, gleichsam hypertrophiert, sich
in der kapitalistischen Gesellschaft vom Gebrauchswert abkoppelt und die Waren
eine bloß „phantasmagorische Form“ annehmen läßt6. Für rund ein Jahrhundert
begründete Marx’ Analyse den entscheidenden Strang der Konsumkritik „von
links“, das heißt der Kritik am Verbrauch unter den entfremdeten Lebensbedin-
gungen kapitalistischer Produktion. Seine wichtigste Fortentwicklung erfuhr die-
ser Strang seit den 1920er Jahren durch die Autoren der sich formierenden Kriti-
schen Theorie. Sie erweiterten die Kategorien der Kritik und übertrugen Marx’
Theorem der Entfremdung auf die neuartigen Phänomene der Massenkultur.

Auch das ursprünglich einmalige Kunstwerk verlor demzufolge in der Massen-
kultur seinen auratischen Charakter und wandelte sich im „Zeitalter seiner tech-
nischen Reproduzierbarkeit“ zur bloßen Ware7. Mit gleicher Stoßrichtung blickte

stein, Vom Mangel zum Massenkonsum. Deutschland, Frankreich und Großbritannien im Ver-
gleich 1945–1970, Frankfurt a. M./New York 2007.
5 Siehe u. a. Alon Confino/Rudy Koshar, Régimes of Consumer Culture: New Narratives in
Twentieth-Century German History, in: German History 19 (2001), S. 135–161; Konrad
Jarausch/Michael Geyer, Shattered Past. Reconstructing German Histories, Princeton/NJ
2003, S. 269–314.
6 Karl Marx, Das Kapital (41890), in: Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 23, hrsg. vom
Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, Berlin (Ost) 1968, S. 86.
7 Vgl. Walter Benjamin, Das Kunstwerk im Zeitalter seiner technischen Reproduzierbarkeit
(1936), Frankfurt a. M. 1963.
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Theodor W. Adorno 1938 auf die neuen Tendenzen der Unterhaltungsmusik
und beklagte den „Fetischcharakter in der Musik und die Regression des
Hörens“8. Im Kern waren damit die Kategorien für die „Dialektik der Auf-
klärung“ benannt und der dort enthaltenen tiefschürfenden und bis heute aktu-
ellen Kritik der „Kulturindustrie“. Max Horkheimer und Adorno analysierten mit
diesem Komplex der Unterhaltungs-, Medien-, Freizeit- und Reklamekultur para-
digmatisch zentrale Elemente der modernen Konsumgesellschaft. Das vernich-
tende Verdikt, das sie hierüber fällten, speiste sich zum einen aus der Erfahrung
von Faschismus und Nationalsozialismus, zum anderen aber aus ihren Erleb-
nissen im amerikanischen Exil und dem Studium der amerikanischen Verhält-
nisse9. Aus dieser kritischen Sicht überwiegen in der modernen Massen- und
Konsumgesellschaft die manipulativen Züge, und mit der Freiheit des Indivi-
duums ist es nicht weit her. Im System der kapitalistischen Kulturindustrie wer-
den die Menschen mit Leib und Seele so stark eingeschlossen, daß sie den Waren
„widerstandslos verfallen“. Als „ewiger Konsument“ wird der Mensch zum bloßen
Objekt der Industrie degradiert, die freilich die menschlichen Bedürfnisse nur
scheinbar befriedigen will. „Immerwährend“, so Horkheimer und Adorno,
„betrügt die Kulturindustrie ihre Konsumenten um das, was sie immerwährend
verspricht.“10

Eine solche zutiefst skeptische Einstellung gegenüber der heraufziehenden,
audiovisuell verstärkten Konsumgesellschaft war für den übergroßen Teil der
westlichen Intellektuellen im Europa der Nachkriegszeit charakteristisch11. So
leugnete die marxistisch inspirierte Kritik stets die Möglichkeit, in der manipula-
tiv glitzernden Scheinwelt der kapitalistischen Konsumgesellschaft authentische
Individualität zu gewinnen. Der „Standardisierung der Produkte“ entsprach die
Standardisierung „der Bedürfnisse“12. Damit freilich wies die „linke“ Kritik gewisse
Berührungspunkte mit den etablierten Traditionen bürgerlich-liberaler und kon-
servativer Kulturkritik auf. Tatsächlich eröffnet sich hier ein überraschend breites
Feld der Überlappung, und es lohnt sich, dem etwas nachzugehen.

8 Vgl. Theodor W. Adorno, Über den Fetischcharakter in der Musik und die Regression des
Hörens, in: Zeitschrift für Sozialforschung VII (1938), S. 321–356.
9 Zum Verhältnis von deutscher und US-amerikanischer Erfahrung bei Adorno und Horkhei-
mer vgl. Alex Demirovic̀, Der nonkonformistische Intellektuelle. Die Entwicklung der Kriti-
schen Theorie zur Frankfurter Schule, Frankfurt a. M. 1999, v. a. S. 98–103.
10 Max Horkheimer/Theodor W. Adorno, Dialektik der Aufklärung. Philosophische Fragmente
(1969), Frankfurt a. M. 142003, S. 148.
11 Vgl. hierzu Detlef Briesen, Warenhaus, Massenkonsum und Sozialmoral. Zur Geschichte der
Konsumkritik im 20. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 2001; Ulrich Wyrwa, Consumption, Konsum,
Konsumgesellschaft. Ein Beitrag zur Begriffsgeschichte, in: Siegrist/Kaelble/Kocka (Hrsg.),
Europäische Konsumgeschichte, S. 747–762, hier v. a. S. 757–761.
12 Günther Anders, Die Antiquiertheit des Menschen, München 1956, S. 171 (Hervorhebung
im Original). Vgl. ferner pars pro toto Pier Paolo Pasolini, Freibeuterschriften. Die Zerstörung
der Kultur des Einzelnen durch die Konsumgesellschaft, Berlin 1978, v. a. S. 34–38; Wolfgang
Fritz Haug, Kritik der Warenästhetik, Frankfurt a. M. 1971; Henri Lefebvre, La Vie quotidienne
dans le monde moderne, Paris 1968, S. 171–187.
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Für die bürgerliche Kulturkritik nämlich stellte sich das Problem der Individua-
lität in der modernen Massengesellschaft, die Frage nach Individuum und
Gemeinschaft, nach 1945 in altbekannter, zugleich aber neu verwirrter Weise.
Einerseits schienen schon vor dem Zweiten Weltkrieg die philosophischen Mög-
lichkeiten, wie Individualität in der Moderne zu konstruieren sei, im wesentli-
chen erschöpft – von Nietzsches Forderung nach prinzipieller Selbständigkeit
und Ungebundenheit des Individuums bis zu Heideggers existentialistischem
Begriff des in die Welt „Geworfenseins“ des Menschen. Andererseits hatte sich
der Widerwille gegen die „Vermassung“ durch die Erfahrung der nationalsoziali-
stischen Diktatur noch zugespitzt. Ratlosigkeit war die Folge. „Das 19. Jahrhun-
dert“, so schrieb der evangelische Theologe Gerhard Gloege 1958, „hat das Pro-
blem ,Einzelner und Gemeinschaft‘ nicht einmal theoretisch gelöst. Das 20. Jahr-
hundert hat es praktisch noch nicht bewältigt.“13

Den deutschen Nachkriegskonservatismus kennzeichnete es, daß er – via Anti-
totalitarismus – zwar langsam zur Demokratie fand14, mit seiner Kulturkritik aber
noch für längere Zeit auf Distanz zur westlichen Gesellschaft blieb. Zentrale kon-
servative Denkfiguren wie die Idee der Freiheit durch Bindung, die Verteidigung
der Elite gegen die Masse und ähnliches blieben auch nach 1945 zunächst noch
höchst einflußreich. Hans Freyer liefert vielleicht das beste Beispiel dafür, wie
antimoderne Denkfiguren, die vor 1933 durchaus im Sinne des Nationalsozialis-
mus gewirkt hatten, nun auf dem Boden der demokratischen Ordnung formu-
liert werden konnten. Kernelement der Kritik blieb dabei die Absage an das libe-
rale 19. Jahrhundert. Dessen Tendenz zur Vereinzelung, zur Entwurzelung des
Individuums und seiner organisierten Vermassung in der Industriegesellschaft
wurde nach wie vor als kulturelles Ursprungsübel identifiziert. Der von der Indu-
striegesellschaft produzierte, „überschüssige Nachwuchs tropft in der Form von
einzelnen Individuen und ist frei im grausigsten Sinne: heimatlos, landlos, besitz-
los, bindungslos, voraussetzungslos“15.

Zwar distanzierte sich Freyer nach 1945 von seinen früheren, radikal-konserva-
tiven Positionen teilweise16; aber auf der Basis einer nur wenig veränderten Kul-
turkritik ließen sich wesentliche Elemente der bundesrepublikanischen Nach-
kriegsgesellschaft in Frage stellen. Freyer tat dies erneut im Namen des Indivi-

13 Gerhard Gloege, Elite, Stuttgart 1958, S. 140.
14 Vgl. Jean Solchany, Vom Antimodernismus zum Antitotalitarismus. Konservative Interpreta-
tionen des Nationalsozialismus in Deutschland 1945–1949, in: VfZ 44 (1996), S. 373–394;
ders., Comprendre le nazisme dans l’Allemagne des années zéro (1945–1949), Paris 1997, v.a.
S. 257–303.
15 Hans Freyer, Weltgeschichte Europas, Stuttgart 21954, S. 565.
16 Zur Positionierung Hans Freyers in der frühen Bundesrepublik vgl. grundlegend Jerry Z.
Muller, The Other God That Failed. Hans Freyer and the Deradicalization of German Conserva-
tism, Princeton/NJ 1987, v. a. S. 330–339; Paul Nolte, Die Ordnung der deutschen Gesellschaft.
Selbstentwurf und Selbstbeschreibung im 20. Jahrhundert, München 2000, S. 287–290, sowie,
mit insgesamt kritischerer Note, Ulrich Bielefeld, „Die Ausgangslage, von der aus nur noch
nach vorn gedacht werden kann.“ Hans Freyer und die Bundesrepublik Deutschland, in: Man-
fred Hettling/Bernd Ulrich (Hrsg.), Bürgertum nach 1945, Hamburg 2005, S. 164–184.
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duums, das er durch die modernen Kräfte bedroht sah. So absorbiere der
moderne Sozialstaat Persönlichkeit und Individualität, Autonomie und Eigenver-
antwortung, er lasse statt dessen nur noch „bestimmte Surrogatformen der indivi-
duellen Freiheit“ zu, nämlich insbesondere die durch den Massenkonsum ermög-
lichte Wahlfreiheit17.

Tatsächlich erhielten Konsum und Konsumgesellschaft in der alten/neuen bür-
gerlichen Kulturkritik der 1950er Jahre zentrale Bedeutung. Freyer selbst, aber
auch Reformkonservative wie Rüdiger Altmann sahen im modernen Massenkon-
sum beides: eine Entwicklung, die die Industriegesellschaft stabilisierte und
zugleich die ihr innewohnende Logik unzulässig bis in den Privatbereich aus-
dehnte. Selbst vor jenem Raum, der Individualität noch am ehesten zuließ, der
Familie, machte die Konsumkultur nicht Halt – vielmehr legte sie „dem Men-
schen eine Konsumpflicht auf“18. „Scheinwerfer der Öffentlichkeit greifen weit
hinein in die private Sphäre, die ihrerseits belangloser als je geworden ist: statisti-
sches Material für Demoskopen, Konsumforscher, Analytiker des sexuellen Ver-
haltens, die den Binnenraum des Menschen ausmessen und funktionalisieren.“19

Dieser Skeptizismus war in den 1950er Jahren, während der private Konsum
beispiellos expandierte, erstaunlich weit anschlußfähig. In ganz ähnlicher Form
trat er auch bei neoliberalen Intellektuellen wie Wilhelm Röpke zutage, der als
Gegenmittel zur umfassenden Kommerzialisierung den Geistesaristokratismus
einer sittlich gefestigten Individualität forderte. Röpke ist zugleich ein gutes Bei-
spiel dafür, wie sich auch nach 1945 das Beharren auf einem liberalen und
zugleich elitären Individualismus mit der Befürwortung des Marktes und zugleich
mit wortgewaltiger Kritik an den Phänomenen der modernen Massenkultur ver-
binden ließ20.

Indes veränderten sich die Vektoren des konservativen Zeitgeistes. Axel Schildt
hat darauf hingewiesen, daß die schroffe Entgegensetzung von „drohender Masse
und konservativer Elite“ schon gegen Ende der fünfziger Jahre passé war21. Und
tatsächlich läßt sich beobachten, daß sich mit dem Erfolg der bundesrepublikani-
schen „Wirtschaftswundergesellschaft“ die Gewichte verschoben. Im Zeichen des
Marktes, des Wirtschaftserfolges und des Konsums söhnte sich die konservative
Tradition endgültig mit dem Kapitalismus aus, und es entstanden neue Brücken

17 Hans Freyer, Das soziale Ganze und die Freiheit des Einzelnen unter den Bedingungen des
industriellen Zeitalters, in: Historische Zeitschrift 183 (1957), S. 97–115, hier S. 112.
18 Hans Freyer, Schwelle der Zeiten. Beiträge zur Soziologie der Kultur, Stuttgart 1965, S. 240–
247, Zitat S. 245.
19 Rüdiger Altmann, Schwindet die Öffentlichkeit?, in: Merkur 24/1 (1970), S. 201–203, hier
S. 201.
20 Typisch z. B. Wilhelm Röpke, Marktwirtschaft ist nicht genug, in: Hat der Westen eine Idee?
Vorträge auf der siebten Tagung der Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft am 8. Mai
1957 in Bad Godesberg, Ludwigsburg 1957, S. 9–20; vgl. allgemein Hans Jörg Hennecke, Wil-
helm Röpke. Ein Leben in der Brandung, Stuttgart 2005.
21 Axel Schildt, Ende der Ideologien? Politisch-ideologische Strömungen in den 50er Jahren,
in: Ders./Arnold Sywottek (Hrsg.), Modernisierung im Wiederaufbau. Die westdeutsche Gesell-
schaft der 50er Jahre, Bonn 21998, S. 627–635, hier S. 634.
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zum bürgerlichen Liberalismus. Die konservativ-kulturkritische Antithese zwi-
schen Konsumgesellschaft und Massenkultur hier und Individualität und Persön-
lichkeit dort verblaßte zum Horizont, bzw. wurde zur Signatur einer zunehmend
marginalisierten Minderheit.

Ein Repräsentant dieser Minderheit ist der einst vielgelesene, heute aber weit-
gehend vergessene Schriftsteller und Essayist Gerhard Nebel, ein Adept Heideg-
gers und Verehrer der Gebrüder Ernst und Friedrich Georg Jünger. Noch 1970
publizierte Nebel das zutiefst bittere Buch „Sprung von des Tigers Rücken“, das
alle Topoi konservativer Zivilisationskritik in einer Quintessenz der Vergeblichkeit
aufhebt. Er hielt „die allgemeine Lage für hoffnungslos und es auch für ver-
gleichsweise unerheblich, ob der Untergang kapitalistisch oder dirigistisch, demo-
kratisch oder faschistisch geschieht. Aber da der Mensch seit Sokrates und erst
recht seit Jesus ein einzelner ist, so braucht er sich nicht dem Ablauf zu unterwer-
fen, er kann vom Rücken des furchtbaren Raubtiers abspringen, aber immer nur
für sich oder in einem kleinen Freundeskreis. Heute kommt die Kategorie der
Individualität, die bisher heilsgeschichtlich von entscheidender Bedeutung war,
auch weltgeschichtlich zu höchster Wichtigkeit, eben weil von ihr die Freiheit der
Verweigerung abhängt.“22

Nebels Nihilismus evozierte das moderne Individuum letztlich nur noch in sei-
nem heroisch-vergeblichen, im Grunde also tragischen Widerspruch zur Moderne.
Das Geräusch einer solchen existentialistischen Zivilisationskritik war aber um
1970 auch im konservativen Spektrum nicht mehr besonders deutlich zu hören. Es
verlor sich im Getöse des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und des expan-
dierenden Marktes. Fast symbolisch, starb Nebel wenig später, mehr oder minder
verbittert und intellektuell isoliert. Der Überhang konservativer Kulturkritik verlor
mit ihm einen seiner letzten, durchaus beredten Protagonisten.

Allerdings wiesen solche Kontinuitätselemente bürgerlicher Kulturkritik und die
Kritische Theorie in ihrem jeweiligen Grundverständnis von Individualität und der
hieraus resultierenden Konsumkritik eine Reihe von Übereinstimmungen und Tei-
lidentitäten auf. Dem entsprach während der fünfziger und sechziger Jahre noch
ein enger gemeinsamer Diskurszusammenhang, der seinerseits die vielfachen Kon-
tinuitäten zur Zeit vor 1933 anzeigte. In Kulturzeitschriften wie dem „Merkur“ publi-
zierten so unterschiedliche Autoren wie Arnold Gehlen, Hans Freyer, Ernst Forst-
hoff, Theodor W. Adorno, Jürgen Habermas und Gerhard Zwerenz. Einigendes
Band war ein Begriff von Kultur, den es nach wie vor gegen Vermassung und Kom-
merzialisierung zu wappnen galt und der zugleich allein die Basis echter Individua-
lität bilden konnte. Eine solche Konzeption von Kultur und Individuum verweist
auf einen gemeinsamen neu-humanistischen Bildungshintergrund. Individualität
gelingt in dem Maße, in dem sich in ihr die Mannigfaltigkeit und Vielgestaltigkeit –
die Authentizität der Welt – spiegelt. Bildung und Freiheit sind ihre Attribute.

22 Gerhard Nebel, Sprung von des Tigers Rücken, Stuttgart 1970, S. 5 f. Zu Nebels intellektuel-
lem Itinerar vgl. einstweilen die Bemerkungen der Herausgeber in: Friedrich Georg Jünger,
„Inmitten dieser Welt der Zerstörung“. Briefwechsel mit Rudolf Schlichter, Ernst Niekisch und
Gerhard Nebel, hrsg. von Ulrich Fröschle und Volker Haase, Stuttgart 2001, S. 157–172.
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Eine entsprechend authentische Individualität aber, die im Humboldtschen
Sinne ein „Universum“ in sich trägt, war für Hans Freyer, wie er 1961 schrieb,
schlicht nicht mehr möglich23. Und für Horkheimer war sie im liberalen Markt-
prinzip ohnehin bereits verlorengegangen. In dem Maße, in dem sich das Prinzip
von Handel, Austausch und Konsum durchsetzt, führt Liberalismus zur Konfor-
mität. Individualität wird zur bloßen Täuschung in einer modernen Massenkul-
tur, die ihren „individualistischen Schleier“ ablegt24. Dementsprechend sprach
Adorno Ende der 1950er Jahre ganz explizit von einer „Krise des Individuums“25.

Vernichtend und pessimistisch waren also die Urteile, mit denen die Vertreter
der Kritischen Theorie wie der bürgerlich-konservativen Kulturkritik die Möglich-
keit von Individualität in der Massenkultur verwarfen. In der Kulturindustrie bleibt
das Individuum illusionär; es herrscht „Pseudoindividualität“26. „Jedes Mittel der
Massenkultur dient dazu, die auf der Individualität lastenden sozialen Zwänge zu
verstärken, indem es jede Möglichkeit ausschließt, daß das Individuum sich ange-
sichts der ganzen atomisierenden Maschinerie der modernen Gesellschaft irgend-
wie erhält“27, so Horkheimer. Und im selben Sinne sprach Günther Anders vom
„sanften Terror“ des populären Unterhaltungskonformismus, der den Einzelnen
und seine kulturellen Möglichkeiten entwaffnet und wehrlos macht28.

Freilich warfen alle diese Stimmen ein Problem auf, das vielleicht in der Kriti-
schen Theorie am deutlichsten aufscheint: Denn wie soll das Individuum in einer
Umwelt überleben, in der es zur bloß noch manipulierten Projektionsfläche gewor-
den ist? Messerscharf diagnostizierten Horkheimer und Adorno die Machtlosigkeit

23 Hans Freyer, Die Wissenschaften im 20. Jahrhundert und die Idee des Humanismus, in: Mer-
kur 15/1 (1961), S. 101–117, hier S. 105 f. Ähnlich auch Albert Mirgeler, Der Zusammenbruch
des klassischen Humanismus, in: Merkur 16/2 (1962), S. 1101–1115. Vgl. als „locus classicus“
des Humboldtschen Bildungsideals Wilhelm v. Humboldt, Theorie der Bildung des Menschen,
in: Ders., Werke in fünf Bänden, hrsg. von Andreas Flitner und Klaus Giel, Darmstadt 21969, Bd.
I, S. 235 f.: „Die letzte Aufgabe unsres Daseyns: dem Begriff der Menschheit in unsrer Person,
sowohl während der Zeit unsres Lebens, als auch noch über dasselbe hinaus, durch die Spuren
des lebendigen Wirkens, die wir zurücklassen, einen so grossen Inhalt, als möglich, zu verschaf-
fen, diese Aufgabe löst sich allein durch die Verknüpfung unsres Ichs mit der Welt zu der allge-
meinsten, regesten und freiesten Wechselwirkung.“ Es wäre lohnend, die um 1960 anhebende
Debatte um das Ende des Humboldtschen Humanismus eingehender zu untersuchen.
24 Max Horkheimer, Aufstieg und Niedergang des Individuums, in: Gesammelte Schriften, Bd.
6: Zur Kritik der instrumentellen Vernunft, Frankfurt a. M. 1991, S. 145.
25 Theodor W. Adorno, Rede über Lyrik und Gesellschaft (1957), in: Ders., Noten zur Literatur
I, Frankfurt a. M. 1965, S. 73–104, hier S. 90. Vgl. Christian Thies, Die Krise des Individuums.
Zur Kritik der Moderne bei Adorno und Gehlen, Reinbek 1997. Ferner Udo Göttlich, Die Krise
des Individuums. Literatursoziologie und Massenkulturkritik bei Leo Löwenthal, in: Renate
Glaser/Matthias Luserke (Hrsg.), Literaturwissenschaft – Kulturwissenschaft. Positionen, The-
men, Perspektiven, Opladen 1996, S. 147–168, hier v. a. S. 158–165.
26 Horkheimer/Adorno, Dialektik der Aufklärung, S. 163.
27 Horkheimer, Aufstieg, in: Ders., Gesammelte Schriften, Bd. 6, S. 160.
28 Vgl. Günther Anders, Der sanfte Terror. Theorie des Konformismus, in: Merkur 18/1 (1964),
S. 209–224; ders., Antiquiertheit. Vgl. auch Daniel Morat, Die Aktualität der Antiquiertheit.
Günther Anders’ Anthropologie des industriellen Zeitalters, in: Zeithistorische Forschungen/
Studies in Contemporary History, Online-Ausgabe, 3 (2006) H. 2, http://www.zeithistorische-
forschungen.de/16126041-Morat-2-2006.
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des manipulierten Individuums. Zwar ließ sich ihre wortgewaltige Kritik an der
Medien- und Konsumgesellschaft amerikanisch-westlichen Zuschnitts in ihrem
sachlichen Kern kaum zurückweisen. Aber nicht unberechtigt traf sie, zum Beispiel
von Wolfgang Abendroth, der Vorwurf, sie klammerten die Praxis aus und huldig-
ten einem fruchtlosen Determinismus. Tatsächlich lieferten Horkheimer und
Adorno keine Rezepte zur Überwindung der von ihnen kritisierten modernen
Konsum- und Kulturwelt. Die Theorie blieb „Statthalterin der Emanzipation in
einer Welt ohne Emanzipationsbewegung“29. Von Herbert Marcuses ominösen
gesellschaftlichen Randgruppen abgesehen, war hier kein Akteur mehr zu sehen,
kein Subjekt und keine individuelle Kraft, die den Panzer des Konformismus aufzu-
brechen vermochte. Die Geschichte schien stillzustehen, zu erstarren im massen-
kulturell nivellierten Kreislauf des Immerneuen und Ewiggleichen.

Die Durchsetzung des amerikanischen Modells

Vor diesem Hintergrund gehört es zu den auffallendsten Phänomenen der jüng-
sten politischen Kultur- und Ideengeschichte, daß diese Form der Kritik seit den
achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts weitgehend verstummt ist. Denn an die
Stelle der Konsumkritik ist auch in Kontinentaleuropa und in Deutschland die
grundsätzliche Akzeptanz eines historisch ganz anders gewachsenen Modells getre-
ten: des amerikanischen Prosperitätsmodells nämlich, das von Beginn an zum Kon-
sum und zur Konsumgesellschaft ein weitaus positiveres, ja affirmatives Verhältnis
entwickelte. Entscheidend hierfür war es, daß die kultursoziologische Bestimmung
von Individualität und Konsum einer von der europäischen Tradition unterschiede-
nen Logik folgte30.

Zwar gibt es auch in den USA eine Tradition der Konsumkritik, die sich
primär an den Konsum-, Freizeit- und Unterhaltungsgewohnheiten der Mittel-
schichten in der amerikanischen Wohlstandsgesellschaft entzündete. Autoren wie
David Riesman31, John Kenneth Galbraith32, Neil Postman33 oder Christopher

29 Richard Heigl, Oppositionspolitik. Wolfgang Abendroth und die Enstehung der Neuen Lin-
ken, Hamburg 2008, S. 253–261, Zitat S. 253. Vgl. insgesamt auch Demirovic̀, Der nonkonformi-
stische Intellektuelle, S. 44 f. u. passim.
30 Vgl. hierzu auch Jakob Tanner, Industrialisierung, Rationalisierung und Wandel des Konsum-
und Geschmacksverhaltens im europäisch-amerikanischen Vergleich, in: Siegrist/Kaelble/
Kocka (Hrsg.), Europäische Konsumgeschichte, S. 583–613. Allgemein zum Kontext der zeitver-
setzten Entwicklungen in den USA und Europa (mit Schwerpunkt auf Deutschland) vgl. König,
Geschichte der Konsumgesellschaft, S. 108–122.
31 Vgl. David Riesman, The Lonely Crowd. A Study of the Changing American Character, New
Haven/CT 1950.
32 John Kenneth Galbraith, The Affluent Society, Boston/MA 111958, v. a. S. 158–160, über den
„Dependence Effect“ in einer Wohlstandsgesellschaft: „As a society becomes increasingly
affluent, wants are increasingly created by the process by which they are satisfied“ (S. 158).
33 Vgl. Neil Postman, Wir amüsieren uns zu Tode. Urteilsbildung im Zeitalter der Unterhal-
tungsindustrie, Frankfurt a. M. 1992 (zuerst amerik. 1985), v. a. über die Rolle des Fernsehens
als „Meta-Medium“.
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Lasch34 sind zu einflußreichen Klassikern dieser Kritik geworden. Dominant
wurde und blieb in den USA jedoch ein grundsätzlich optimistisches Verhältnis
zum Konsum35, für welches sich zwei unterschiedliche historische Wurzeln identi-
fizieren lassen.

Eine kultursoziologische Wurzel verweist auf Thorstein Veblens Theory of the Leisure
Class (1899). Veblen betrachtete das Konsumverhalten der Oberschichten
bekanntlich als „conspicuous consumption“, das heißt als Akt der sozialen
Distinktion und als symbolische Repräsentation eines überlegenen Status. Kon-
sum wird hier bereits zu einem kulturellen Akt mit „ceremonial character“ erho-
ben, der als „evidence of wealth“ zugleich einen eminent sozialen Sinn enthält36.
Erstmals wird bei Veblen eine dem Konsum innewohnende Tendenz deutlich,
die Individualität nicht nur nicht zerstört, sondern im Gegenteil überhaupt erst
erlaubt, und zwar als individuelle Distinktion.

Die andere, materiell-ökonomische Wurzel des amerikanischen Konsumoptimismus
entspringt Henry Fords Vision einer Massenkonsumgesellschaft, die auf Rationali-
sierung, Großproduktion und gesteigerter Massenkaufkraft beruht. Beide Ansätze,
so unterschiedlich sie in ihrer Stoßrichtung sind, stimmen doch darin überein, daß
sie den Konsumenten als Akteur aufwerten. Konsum wird zur Ausdrucksform
moderner Zivilisation; die Individualität des Konsumenten wird inmitten seiner
durch standardisierte Massenproduktion und Massenkultur geprägten Umwelt
gewährleistet – und zwar durch die freie Wahl seiner Kaufentscheidung. Horkhei-
mer und Adorno bezeichneten den solchen Ansichten zugrunde liegenden Satz:
„Was wollen die Leute haben“? als die „Unverschämtheit“ einer rein rhetorischen
Frage37. Das amerikanische Modell aber lebte von der Vorstellung, daß die indivi-
duelle Geschmacksrichtung und damit die Marktmacht des Konsumenten die wirt-
schaftliche Entwicklung entscheidend beeinflußte.

Von Beginn an verhielt sich diese Lesart vollständig konträr zu den Grundmu-
stern marxistischer wie bürgerlich-konservativer Konsumkritik. Dies galt weniger
für die Analyse der Phänomene selbst als für die hieraus gezogenen Folgerungen.
Der entscheidende Unterschied liegt in einem grundsätzlich differenten Ver-
ständnis von Individualität, das heißt konkret: in der Abkehr vom klassischen bür-
gerlich-liberalen, auf Eigentum und (humanistischer) Bildung beruhenden Mo-
dell der einzelnen Persönlichkeit. Wandte man dieses Modell nicht an, vermochte
Konsum gerade auch in einer zur Uniformierung tendierenden Massenkultur
durchaus Individualität hervorzubringen. Die amerikanische Soziologin Hazel Kyrk
etwa, die später vor allem durch Arbeiten zur Haushaltsökonomie bekannt wurde,
zog diese Quintessenz bereits 1923: „This is a régime of individualism in consump-
tion, as it is in production, in government, in religion. Freedom of choice in the
use of goods is one of many forms of freedom, economic and otherwise, that diffe-

34 Vgl. Christopher Lasch, The Culture of Narcissism. American Life in an Age of Diminishing
Expectations, New York 1978.
35 Vgl. klassisch George Katona, The Mass Consumption Society, New York 1964.
36 Thorstein Veblen, A Theory of the Leisure Class, New York 1953, v. a. S. 60–80, Zitate S. 61.
37 Horkheimer/Adorno, Dialektik der Aufklärung, S. 153.
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rentiate the status of the individual in the present social order from what it was in
the past. All the individual and social advantages claimed for liberty and freedom in
other fields may be claimed for them here.“38 Dementsprechend wies sie jede
Betrachtung des Konsumenten als bloß passives oder gar manipuliertes Objekt der
Marktbeziehungen entschieden zurück. Indem der Konsument seine Kaufentschei-
dung trifft, wählt er aktiv aus; als „chooser“ wird er zum Individuum auf dem Markt
und stellt hier eine „aktive Kraft“ dar39. Kyrk verknüpfte also bereits beide histori-
schen Wurzeln des amerikanischen Konsumoptimismus – die kultursoziologische
und die materiell-ökonomische – zu einer „Theorie des Konsums“.

Eine solche Herangehensweise, die sich dezidiert von klassisch-humanistischen
Individualitätsvorstellungen löste, war untrennbar an die Entstehung einer urba-
nen Welt gekoppelt. In der durch Anonymität geprägten Stadt erfordert die
Distinktion des eigenen Selbst, die zeremonielle Zurschaustellung des eigenen Sta-
tus, einen weitaus größeren Aufwand als in der ländlichen Gesellschaft. „In the
struggle to outdo one another“, so betonte Veblen, „the city population push their
normal standard of conspicuous consumption to a higher point.“40 Keineswegs
zufällig gelangte um dieselbe Zeit Georg Simmel in Deutschland zu einer ganz
ähnlichen Auffassung, als er die „Schwierigkeit, in den Dimensionen des großstäd-
tischen Lebens die eigene Persönlichkeit zur Geltung zu bringen“, diskutierte. „Wo
die quantitative Steigerung von Bedeutung und Energie an ihre Grenze kommen,
greift man zu qualitativer Besonderung, um so, durch Erregung der Unterschieds-
empfindlichkeit, das Bewußtsein des sozialen Kreises irgendwie für sich zu gewin-
nen: was dann schließlich zu den tendenziösesten Wunderlichkeiten verführt, zu
den spezifisch großstädtischen Extravaganzen des Apartseins, der Kaprice, des Pre-
tiösentums, deren Sinn gar nicht mehr in den Inhalten solchen Benehmens, son-
dern nur in seiner Form des Andersseins, des Sich-Heraushebens und dadurch
Bemerklichwerdens liegt – für viele Naturen schließlich noch das einzige Mittel,
auf dem Umweg über das Bewußtsein der anderen irgend eine Selbstschätzung
und das Bewußtsein einen Platz auszufüllen, für sich zu retten.“41

38 Hazel Kyrk, A Theory of Consumption, London 1924, S. 41. Kyrk weist an anderer Stelle den
Einwand zurück, die Standardisierung der Produktion und damit der Warenwelt vernichte Indi-
vidualität (ebenda, S. 79–81).
39 Ebenda, S. 5.
40 Veblen, Theory of the Leisure Class, S. 72.
41 Georg Simmel, Die Großstädte und das Geistesleben (1903), in: Ders., Brücke und Tür.
Essays des Philosophen zur Geschichte, Religion, Kunst und Gesellschaft, hrsg. von Michael
Landmann, Stuttgart 1957, S. 227–242, hier S. 239 f. Vgl. ähnlich, wenngleich kultur- und kon-
sumkritischer gewendet, Ortega y Gasset, Herrschaft des Schaufensters (1927), in: Ders., Der
Aufstand der Massen, Stuttgart 1957, S. 362: „Heute kann ein Mensch, wenn er in eine Stadt
kommt, schon nach ein paar Tagen deren berühmtester und beneidetster Bürger sein: er
braucht nur in ein Schaufenster zu blicken, die besten Waren auszuwählen – das beste Auto,
den besten Hut, das beste Feuerzeug – und sie zu kaufen. Man könnte da also fast von einem
Automaten sprechen, der mit einem Geldbeutel versehen ist, mechanisch hineingreift und
mir nichts dir nichts zur angesehensten Persönlichkeit der Stadt wird.“ Vgl. insgesamt auch
die Diskussion bei Karl Oldenberg, Die Konsumtion, in: Grundriss der Sozialökonomik. II.
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Dies wirft den Blick auf ein Blatt in der deutschen politischen Kulturge-
schichte, das erst in jüngerer Zeit aufgeschlagen worden ist. Denn offenkundig
bestand hier neben den bekannten, in unzähligen Variationen vorgetragenen
Formeln der sozial-konservativen Großstadtfeindschaft42 eine andere und wahr-
scheinlich weitaus lebenswirklichere Dimension der Großstadtwahrnehmung und
-erfahrung. Bereits zeitgenössische Beobachter wie der Berliner Pfarrer Günther
Dehn machten darauf aufmerksam, wie stark das großstädtische Leben der Arbei-
terjugend durch selbstverständliche und gegenwartsfrohe „Tüchtigkeit“ charakte-
risiert war. Zwar hatten proletarische Jugendliche im Gegensatz zu ihren bürgerli-
chen Altersgenossen keine Zeit, ihre Persönlichkeit zweckfrei zu entwickeln. Aber
der von Dehn gleichwohl diagnostizierte, „durchaus individualistische Zug“ dieser
Jugend ergab sich aus vielfältigen Lernprozessen, die ihr die Großstadt unver-
meidlich aufzwang. „Die tausend Reize und Anregungen der großstädtischen
Welt machen die Jugend beweglich, empfänglich, reaktionsfähig.“ Hieraus und
aus der harten Notwendigkeit, den eigenen Unterhalt durch Arbeit zu sichern,
resultierte eine kontinuierlich gelebte Balance zwischen „Verdienen und Vergnü-
gen“, die sowohl „edle“ als auch „primitive“ Lebensäußerungen hervorbringen
konnte. Es ist charakteristisch, daß Dehn diese Balance mit einem vorherrschen-
den „Amerikanismus“ verband, der auch die Arbeiterjugend völlig erfaßt zu
haben schien: „Dieses Volk ist wirklich amerikanisiert, rationalisiert bis in die
Wurzeln seines Denkens.“43

Vergleichbares ist für die Bewegungsspielräume von Frauen festgestellt worden.
Veblen betonte die traditionelle Konsumferne der Frauen. Solange sie auf die
Hausarbeit festgelegt blieben, stand ihnen allenfalls ein vom Haushaltsvorstand
abgeleiteter Konsum („vicarious consumption“) offen, und in jedem Fall blieb
das Konsumverhalten noch bis in das 20. Jahrhundert hinein geschlechtsspezi-
fisch codiert. Vor diesem Hintergrund hielt die seit dem Ende des 19. Jahrhun-
derts entstehende Massenkultur gerade für Frauen neue Formen der Identitäts-
konstruktion und damit der Entfaltung weiblicher Individualität bereit. Immer
häufiger ergriffen Frauen die Möglichkeit, sich durch „auffälligen Konsum“ aus
der urbanen Masse herauszuheben und gewannen damit neue Identitätsoptio-
nen. Ein besonders sprechendes Beispiel hierfür ist die Transformation des Kon-
sums von Kosmetika. Auch in den USA wurden deren Erwerb und Anwendung
anfangs eher kritisch betrachtet, und zwar in dem Maße, in dem das „natürliche“

Abteilung: Die natürlichen und technischen Beziehungen der Wirtschaft. Wirtschaft und Natur
(1. Teil), 2. neubearb. Aufl., Tübingen 1923, S. 188–260, hier S. 201–203.
42 Vgl. hierzu nach wie vor Klaus Bergmann, Agrarromantik und Großstadtfeindschaft, Meisen-
heim am Glan 1970.
43 Günther Dehn, Proletarische Jugend. Lebensgestaltung und Gedankenwelt der großstädti-
schen Proletarierjugend, Berlin 21930, S. 36–39. Vor allem Detlev J. K. Peukert hat mit seinen
Forschungen an eine entsprechende Sichtweise angeknüpft. Vgl. ders., Jugend zwischen Krieg
und Krise. Lebenswelten von Arbeiterjungen in der Weimarer Republik, Köln 1987, sowie
ders., Das Mädchen mit dem „wahrlich metaphysikfreien Bubikopf“. Jugend und Freizeit im
Berlin der Zwanziger Jahre, in: Peter Alter (Hrsg.), Im Banne der Metropolen. Berlin und Lon-
don in den zwanziger Jahren, Göttingen 1993, S. 157–178.
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Gesicht einer Frau als das Abbild ihres unverfälschten inneren Selbst galt. Im
ersten Drittel des 20. Jahrhunderts und im Gleichschritt mit einer beispiellosen
Expansion des Handels und der Werbung mit Kosmetika vollzog sich eine tief-
greifende Wende bis hin zur Kommodifizierung des weiblichen Körpers44. Die
gesellschaftlich zunehmend akzeptierte Möglichkeit, das eigene Gesicht zu gestal-
ten, erweiterte die sozialen Optionen und avancierte geradezu zu einem Vehikel
für die Konstruktion weiblicher Identität45. Zur gleichen Zeit entfaltete sich auch
die europäische Großstadt, und hier vor allem Paris sowie das Berlin der Weima-
rer Republik, zu einem wahren Laboratorium, in dem sich neue Formen weibli-
cher Individualität auf der Basis der modernen urbanen Massenkultur ausprobie-
ren ließen46.

Wenngleich die Thematik noch weiterer Einzelforschung bedarf, so duldet es
doch keinen Zweifel, daß sich auch in Deutschland im ersten Drittel des 20. Jahr-
hunderts eine neue kulturelle Dynamik entfaltete. Es handelte sich um den
gewissermaßen nachbürgerlichen Wirkungszusammenhang von ökonomisch
angetriebener Massenkultur und expandierendem Konsum, der die Mehrung
sozialer Optionen sowie die Herausbildung neuer Formen der Identitäts- und

44 Vgl. Joel Spring, Educating the Consumer Citizen. A History of the Marriage of Schools,
Advertising, and Media, Mahwah/NJ 2003, S. 47.
45 Vgl. Kathy Pleiss, Making Up, Making Over. Cosmetics, Consumer Culture, and Women’s
Identity, in: Victoria de Grazia/Ellen Furlough (Hrsg.), The Sex of Things. Gender and Con-
sumption in Historical Perspective, Berkeley/CA 1996, S. 311–336, und dies., Hope in a Jar.
The Making of America’s Beauty Culture, New York 1998, insbesondere S. 61–158. Ebenso amü-
sant wie aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang der Interviewausschnitt, den Riesman,
Lonely Crowd, S. 36, wiedergibt und der die Verschränkung der älteren Auffassung mit den
neuen Tendenzen in der amerikanischen Gesellschaft um 1950 treffend illustriert: „Q[uestion].
Do you think the teachers should punish the children for using make up? A[nswer]. Yes, I think
they should punish them, but understand, I’m a modern mother and while I’m strict with my
daughters, I am still modern. You know you can’t punish your children too much or they begin
to think you are mean and other children tell them you are mean.“
46 Siehe mit jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten Annelie Lütgens, Passantinnen/Flaneu-
sen. Frauen im Bild großstädtischer Öffentlichkeit der Zwanziger Jahre, in: Katharina Sykora
u. a. (Hrsg.), Die Neue Frau. Herausforderung für die Bildmedien der Zwanziger Jahre, Marburg
1993, S. 107–118, hier v. a. S. 114 f.; Gesa Kessemeier, Sportlich, sachlich, männlich. Das Bild der
„Neuen Frau“ in den Zwanziger Jahren. Zur Konstruktion geschlechtsspezifischer Körperbilder
in der Mode der Jahre 1920 bis 1929, Dortmund 2000; Burcu Dogramaci, Mode-Körper. Zur Insze-
nierung von Weiblichkeit in Modegrafik und -fotografie der Weimarer Republik, in: Michael
Cowan/Kai Marcel Sicks (Hrsg.), Leibhaftige Moderne. Körper in Kunst und Massenmedien
1918 bis 1933, Bielefeld 2005, S. 119–135, und Moritz Föllmer, Auf der Suche nach dem eigenen
Leben. Junge Frauen und Individualität in der Weimarer Republik, in: Ders./Rüdiger Graf
(Hrsg.), Die „Krise“ der Weimarer Republik. Zur Kritik eines Deutungsmusters, Frankfurt a. M.
2005, S. 287–317. Zum Diskurs über weibliche Individualität um 1900 vgl. Andrea Bührmann,
Der Kampf um „weibliche Individualität“. Zur Transformation moderner Subjektivierungsweisen
in Deutschland um 1900, Münster 2004, v. a. S. 76–90. Mit kritischem Akzent Angela McRobbie,
Bridging the Gap. Feminismus, Mode und Konsum, in: Jan Engelmann (Hrsg.), Die kleinen
Unterschiede. Der Cultural Studies-Reader, Frankfurt a. M./New York 1999, S. 202–220. Allge-
mein zur Entfaltung der großstädtischen Massenkultur siehe Vanessa R. Schwartz, Spectacular
Realities. Early Mass Culture in Fin-de-siècle Paris, Berkeley/CA 1998; Janet Ward, Weimar Surfa-
ces. Urban Visual Culture in 1920s Germany, Berkeley/CA 2001.
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Individualitätskonstruktion erlaubte47. Von der zeitgenössischen bürgerlichen wie
der marxistischen Kulturkritik vehement zurückgewiesen, prägte er doch schon
die Lebensgestaltung eines wachsenden Teils der Bevölkerung. Insofern läßt sich
von einer langanhaltenden, spannungsvollen Gleichzeitigkeit zweier ungleichzei-
tiger Individualitätskonzepte sprechen. Einerseits handelt es sich um das klassi-
sche bürgerlich-liberale Individualitätskonzept. In dem Maße freilich, in dem es
in eine tiefgreifende Krise geriet, beharrte es auf einem elitären Individualismus
und verband dies in ebenso wortgewaltiger wie traditioneller Weise mit scharfer
Kritik an den Phänomenen der modernen Massenkultur. Andererseits entstanden
seit der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert jene neuen Formen der Individuali-
tät, die der modernen Massengesellschaft nicht nur nicht widersprechen, son-
dern sie geradezu zur Voraussetzung haben. Tatsächlich eröffnete erst der Durch-
bruch zu einer auf Überfluß und Uniformierung zugleich beruhenden Massen-
kultur dem Individuum neue Möglichkeiten zur Identitätsbildung – und zwar
jenseits der traditionellen Bindungen durch Herkunft und Familie, Schicht und
Klasse, Konfession und Bildungsniveau. Schon die Geschichte der Weimarer
Republik kennzeichnete daher ein spezifisches „Spannungsverhältnis zwischen
dem Verbindlichkeitsverlust bürgerlicher Persönlichkeitsvorstellungen und einem
parallel zu beobachtenden Individualisierungsschub“48.

Demgegenüber kennzeichnet es die amerikanische Tradition, daß sie die Reali-
tät solcher Lebensgestaltung deutlich früher aufnahm und sie von Beginn an in
Form eines positiv konnotierten Sozialentwurfs konzeptionalisierte. Hierzu
gehörte auch, daß der Konsument eine eminent politische Bedeutung erhielt.
Bereits seit den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts arbeiteten Heerscharen
von Marketingexperten und Produktmanagern daran, einem entsprechenden
Diskurs Hegemonie zu verschaffen, der zwischen der Welt der Konsumenten und
der Welt der Politik eine klare Parallele zog49. Wer die unbeschränkte Konsumfä-
higkeit zum sozialen Grundrecht erhob, akzentuierte das demokratische Gleich-
heitsprinzip und zwar jenseits aller faktisch fortbestehenden wirtschaftlichen
Ungleichheiten. Konsum ließ sich so als Motor einer schichtenübergreifenden
kulturellen Egalisierung begreifen. Indem zugleich auch individuelle Distinktion
durch Konsum massenhaft möglich wurde, avancierte er zum Komplement, wenn
nicht gar zum Garanten der Demokratie. Im New Deal schließlich korrespon-

47 Siehe hierzu insbesondere Moritz Föllmer, Die Berliner Boulevardpresse und die Politik der
Individualität in der Zwischenkriegszeit, in: Wolfgang Hardtwig (Hrsg.), Ordnungen in der
Krise. Zur politischen Kulturgeschichte Deutschlands 1900–1933, München 2007, S. 293–326,
und Per Leo, Der „fremde Andere“. Zur Sichtbarkeit des Einzelnen in den Inszenierungen
der modernen Großstadt, in: Ebenda, S. 261–291.
48 Moritz Föllmer/Rüdiger Graf, Einleitung: Die Kultur der Krise in der Weimarer Republik, in:
Dies. (Hrsg.), Die „Krise“ der Weimarer Republik, S. 9–44, hier S. 37.
49 Vgl. Charles McGovern, Consumption and Citizenship in the United States, 1900–1940, in:
Susan Strasser u. a. (Hrsg.), Getting and Spending. European and American Consumer Socie-
ties in the Twentieth Century, Cambridge 1998, S. 37–58. Vgl. insgesamt Spring, Educating the
Consumer-Citizen, der die Anfänge dieser „Konsumentenideologie“ bereits in das späte 19.
Jahrhundert vorverlegt.
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dierte ein keynesianischer, auf Massenkaufkraft setzender Kriseninterventionis-
mus mit der politischen Aufwertung der Konsumentenvertreter50.

Damit war ein einflußreiches, mittlerweile geradezu hegemoniales Konzept
geboren, nämlich die soziale Konstruktion des „consumer citizen“, des „Kunden-
Bürgers“ oder „Konsum-Bürgers“51. Der Konsument als aktives, seine Marktbezie-
hungen selbst gestaltendes Subjekt wird somit zu einer unverzichtbaren Schlüs-
selfigur der Demokratie. Hier liegt die differentia specifica zwischen amerikani-
scher und europäischer Konsumgeschichte. Denn die meisten ihrer konstituti-
ven Elemente wie standardisierte Massenproduktion, neue Vertriebswege,
permanentes Marketing und neue soziale Optionen in der Großstadtkultur blie-
ben keineswegs auf die USA beschränkt, sondern prägten nur wenig zeitversetzt
auch die Lebenswelten der Europäer52. Überdies gab es zum Beispiel in der
Bundesrepublik bereits in den fünfziger Jahren unter Ökonomen durchaus opti-
mistische Auffassungen über die sozio-kulturelle Bedeutung des Konsums und
die Rolle des Konsumenten. Autoren wie Herbert Gross betonten die partizipa-
torischen Chancen des entstehenden Massenmarktes, der seinerseits ganz neue
Möglichkeiten der Individualisierung biete und den Verbraucher „gar zum Kai-
ser des Marktes werden läßt“53. Andere beharrten zumindest darauf, den Kon-
sum als kulturkritische Kategorie strikt zu trennen von der ökonomischen Ana-
lyse des Verbrauchers und seines Verhaltens. „Die Entwürdigung des Menschen
zum Endverbraucher ist etwas völlig anderes als die Aktivierung des Verbrau-
chers als Wirtschaftsfaktor.“54

Was den einen also als „Konsumzwang“ galt, schätzten die anderen als Konsum-
macht des Verbrauchers. In der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen
Wandel in der Bundesrepublik, die ihr Gutachten 1977 vorlegte, schieden sich
die Geister genau an dieser Stelle. Die Kommissionsmehrheit wollte in den Ver-
brauchern „keine gleich starken Marktpartner“ erblicken. Vielmehr bewirke die
„Möglichkeit, Konsumwünsche in einer von den Betroffenen nicht durchschauba-
ren und kontrollierbaren Weise zu beeinflussen [. . .] eine Beeinträchtigung der

50 Vgl. Lizabeth Cohen, A Consumers’ Republic. The Politics of Mass Consumption in Postwar
America, New York 2003, S. 18–61; dies., The New Deal State and the Making of Citizen Consu-
mers, in: Strasser u. a. (Hrsg.), Getting and Spending, S. 111–126.
51 Lizabeth Cohen, Citizens and Consumers in the United States in the Century of Mass Con-
sumption, in: Daunton/Hilton (Hrsg.), Politics of Consumption, S. 203–222, hier S. 214. Vgl.
dies, A Consumers’ Republic, passim; Sheryl Kroen, Der Aufstieg des Kundenbürgers? Eine
politische Allegorie für unseres Zeit, in: Prinz (Hrsg.), Der lange Weg in den Überfluß, S. 533–
564, hier v. a. S. 555.
52 Zum Vordringen des „American way of life“ vgl. jetzt Victoria de Grazia, Irresistible Empire.
America’s Advance through Twentieth-Century Europe, Cambridge/MA 2006.
53 Herbert Gross, Die Wirtschaft sind wir. Von der Schlüsselstellung des Verbrauchers, Stuttgart
1955, v. a. S. 12–24, Zitat S. 22 f.
54 Josef Bock, Der Verbraucher in soziologischer Sicht, in: Josef Bock/Karl Gustav Specht
(Hrsg.), Verbraucherpolitik, Köln/Opladen 1958, S. 25–49, hier S. 33. Es handelt sich um eine
Anspielung auf Sieburgs Polemik gegen die Entwicklung „Vom Menschen zum Endverbrau-
cher“, in: Friedrich Sieburg, Die Lust am Untergang, Selbstgespräche auf Bundesebene, Ham-
burg 1954, S. 143.
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Wahlfreiheit der Konsumenten“. Demgegenüber pochte die Kommissionsminder-
heit auf die Position der Verbraucher „als frei entscheidende und handelnde
Individuen“ und lehnte zu umfassende Verbraucherschutzmaßnahmen als Angriff
auf das „Verständnis des Verbrauchers als mündigem Bürger“ ab55.

In den Geistes- und Sozialwissenschaften freilich wäre ein Konzept wie das des
amerikanischen Kunden-Bürgers über den größten Teil des 20. Jahrhunderts hin-
weg erst recht an der Zählebigkeit bürgerlich-konservativer Kultur- und marxisti-
scher Kapitalismuskritik abgeprallt. Die Vorstellung des souverän handelnden,
durch aktive Kaufwahl zum Subjekt werdenden und damit politisch-gesellschaftli-
che Kohäsion generierenden Konsumenten war schlicht inkompatibel mit dem
klassischen Individualitätskonzept der europäischen Neu-Humanisten und Spät-
marxisten.

Aber auch dieses transatlantische Gegeneinander in bezug auf Einschätzung
und ideologiekritische Analyse des Konsums und der Konsumgesellschaft ist in
den letzten zwei bis drei Jahrzehnten ganz offenkundig einem neuen Konsens
gewichen. Zugespitzt gesagt, hat das amerikanische Paradigma den europä-
ischen Skeptizismus überwältigt; die damit einhergehende Konvergenz gehört
zu den bemerkenswertesten wissenschaftsgeschichtlichen Phänomenen der letz-
ten Zeit.

Tatsächlich scheint etwa die diesbezügliche deutsche Geschichtswissenschaft –
im Gleichschritt mit dem cultural turn – gewissermaßen ihre amerikanische
Wende vollzogen zu haben. Nicht nur sind Konsum und Konsumgesellschaft seit
den 1990er Jahren zu einem bevorzugten Forschungsgegenstand geworden. Viel-
mehr wird der Konsum auch als interpretatorischer Zentralschlüssel für die histo-
rische Analyse moderner Gesellschaften entdeckt. Die moralische Legitimität des
Konsums in der kapitalistischen Gesellschaft wird dabei nicht mehr bestritten;
die Kritik an den möglicherweise manipulativen Grundmustern des Konsums tritt
in den Hintergrund oder wird anderen überlassen56. Die kulturgeschichtliche
Herangehensweise an die Geschichte des Konsums fühlt sich nicht mehr primär
aufklärerischen Prinzipien verpflichtet. Es geht darum, die kulturelle Bedeutung
und den sozialen Sinn des Konsums zu decodieren, nicht dagegen um eine kriti-
sche Analyse der Abhängigkeitsverhältnisse, der Profiterwartungen und der
Eigendynamik, die die Interessen der Kapitalverwertung in Gang setzen. „Die
Konsumenten sind längst nicht mehr Leute mit wenig Geld, die als Marionetten
an den Fäden geschickter Manipulateure aus den Marketingabteilungen hängen.
[. . .] Überhaupt rückt die neuere konsumgeschichtliche Forschung die Konsu-
menten, die Waren und Dienstleistungen nutzen, ins Zentrum und nimmt sie als
mitgestaltende Akteure der historischen und aktuellen Entwicklung ernst, ohne
ihre Autonomie absolut zu setzen. Dabei erweist sich die kulturhistorische Leit-
frage nach der Sinngebung als besonders fruchtbar, denn tatsächlich sind Kon-

55 Wirtschaftlicher und sozialer Wandel in der Bundesrepublik Deutschland. Gutachten der
Kommission, veröffentlicht durch die Bundesregierung, Göttingen 1977, S. 405.
56 Als Beispiel aus freudianisch-psychoanalytischer Sicht vgl. Wolfgang Schmidbauer, Jetzt
haben, später zahlen. Die seelischen Folgen der Konsumgesellschaft, Reinbek 1995.
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sumgüter das wichtigste Medium zur Konstruktion und Repräsentation von Iden-
tität in modernen Gesellschaften.“57

Mit dem „Konsumbürger“ ist demzufolge auch in Westeuropa ein neuer Sozial-
typus geboren, der seine Individualität ganz aus dem Marktgeschehen gewinnt,
an dem er als weitgehend autonomes Subjekt teilnimmt. Insbesondere in West-
deutschland unterscheidet er sich damit fundamental von dem Wirtschafts- und
Bildungsbürger einer vergangenen Zeit: „Sein Kapital gründet sich weder auf die
Produktion von Waren noch auf den Erwerb symbolischen Gewinns durch Wis-
senschaft und Kunst, als vielmehr auf das Vermögen, mit einer allgegenwärtigen
Warenwelt umzugehen, in ihr einen sozialen Ort wie eine individuelle Identität
zu finden. Der Konsumbürger ist der bestimmende Typus der Lebensweise in der
modernen Massenkonsumgesellschaft: mit allen gleich und doch allein auf sich
gestellt, liberté übersetzt sich für ihn als Freiheit der Wahl, Universalität bedeutet
ihm die unbeschränkte Käuflichkeit der Welt.“58

Entsprechende Festlegungen haben freilich beträchtliche Folgen für Gegen-
standswahl und Methode der Geistes- und Sozialwissenschaften. Als besonders
eindrückliches Beispiel hierfür kann die Geschichte der Werbung als Forschungs-
gegenstand gelten. Bereits unter amerikanischen Theoretikern der Konsumge-
sellschaft war der ökonomische und ethische Stellenwert der Werbung umstrit-
ten. Während Galbraith die kritische Auffassung vertrat, die zentrale Funktion
der modernen Werbung bestehe darin, „to bring into being wants that previously
did not exist“59, betonte sein Antipode George Katona den genuinen Informa-
tionscharakter der Werbung. In seinen Augen spielten die Konsumenten eine
durchaus optimistisch zu betrachtende Rolle als tendenziell gleichberechtigte
Kommunikationspartner des Marketing60. Ein entsprechender Wandel in der
Bewertung hat sich auch in den deutschen Geschichts- und Sozialwissenschaften
vollzogen. Denn wenig pflegte deutschen Bildungsbürgern und Wissenschaftlern
suspekter zu sein als die Reklame, die nicht nur Werner Sombart als „ästhetisch
abstoßend, sittlich schamlos“ empfand61. Wo sich frühere Kritiker wie Wilhelm

57 Michael Prinz, Die konsumgesellschaftliche Seite des „Rheinischen Kapitalismus“, in: Volker
Berghahn/Sigurt Vitols (Hrsg.), Gibt es einen deutschen Kapitalismus? Tradition und globale
Perspektiven der sozialen Marktwirtschaft, Frankfurt a. M. 2006, S. 113–128, hier S. 115.
58 Michael Wildt, Konsumbürger. Das Politische als Optionsfreiheit und Distinktion, in: Hett-
ling/Ulrich (Hrsg.), Bürgertum nach 1945, S. 255–283, hier S. 256.
59 Galbraith, Affluent Society, S. 155.
60 Katona, Mass Consumption Society, S. 61: „[The consumer] is neither a puppet nor a pawn.
For a while some consumers may be stimulated into buying something that is useless or waste-
ful, but they do eventually learn better. A study of empirical evidence will show that most consu-
mers, though they are not ideal ,rational men‘, are circumspect and sensible.“
61 Werner Sombart, Der Bourgeois. Zur Geistesgeschichte des modernen Wirtschaftsmenschen
(1913), Reinbek 1988, S. 178. Auch für den marktnüchternen Max Weber gehörte es „zu den
wesentlichen Zügen“ der kapitalistischen Bedarfsdeckung, daß sie „Bedürfnisse neu ,weckt‘
und alte verkümmern läßt“ und daß sie „in hohem Maß durch ihre aggressive Reklame, Art
und Maß der Bedarfsdeckung der Konsumenten beeinflußt.“ Max Weber, Wirtschaft und Gesell-
schaft, Tübingen 51976, S. 53.
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Röpke indigniert über die „Reklame in der Landschaft“ beschwerten62, ist heute
die Rede von der „Bilderwelt des Alltags“63. Wo für Horkheimer und Adorno der
„Triumph der Reklame“ in der „zwangshaften Mimesis der Konsumenten“
bestand64 und Kritiker wie Wolfgang Fritz Haug die manipulative Schaffung eines
Kaufreizes durch Werbung analysierten, ist heute die Rede von „Sinndiskursen in
der Konsumkultur“65. Wie aus einer fernen Welt klingt etwa Haugs ätzende Kritik
an der Werbeästhetik britischer Unterhosenhersteller, die dem jungen Mann ihr
Produkt mit dem Slogan „Mother wouldn’t like it“ nahebringen und ihm eine
Unterhose versprechen, „die das Tier in dir weckt“66. Demgegenüber befindet
sich der zum wissenschaftlichen Referenzmodell erhobene Kundenbürger als
autonomes Subjekt in einer „gleichberechtigten Kommunikationssituation“. Wer-
bung wird dann keineswegs mehr „ausschließlich als Produktbotschaft, sondern
als ästhetisches Spiel innovativer Medientechnologie und als visueller Diskurs
erweiterter [. . .] Lebensformen“ begriffen67.

Individualitätsgewinn durch Konsum

Nun wäre es kurzschlüssig und auch unfruchtbar, mit Blick auf das Verstummen
der konsumpessimistischen Kulturkritik und den damit verbundenen Paradig-
menwechsel von einer kulturellen Amerikanisierung zu sprechen. Damit gäbe
man sich dem vergeblichen Versuch hin, das Erlahmen der Kulturkritik mit tradi-
tionellen Mustern des Kulturpessimismus selbst aufhalten zu wollen. Vielmehr
muß man, um eine tiefere Dimension des Verständnisses zu erreichen, beim
historischen Wandel selbst ansetzen. Und damit ist erneut das Verhältnis von
Individuum und Gesellschaft in der Moderne angesprochen.

Über Jahrhunderte hinweg bestand ein enger Zusammenhang zwischen der
Arbeit und der (qualifizierten) Arbeitskraft des Einzelnen einerseits und der Kon-
struktion von Individualität andererseits. Le métier fait l’homme – diese französische
Redensart drückt treffend den Arbeitsstolz, die moralische Würde der qualifizier-
ten Arbeit und damit das Selbstbewußtsein des Produzenten aus68. Dieses Motiv
der persönlichen Arbeitskraft muß seinerseits im Kontext einer Geschichte der

62 Röpke, Marktwirtschaft ist nicht genug, in: Hat der Westen eine Idee?, S. 9–20, hier S. 19 f.
63 Peter Borscheid/Clemens Wischermann (Hrsg.), Bilderwelt des Alltags. Werbung in der
Konsumgesellschaft des 19. u. 20. Jahrhunderts, Stuttgart 1995, hier der instruktive Überblick
von Clemens Wischermann, Grenzenlose Werbung? Zur Ethik der Konsumgesellschaft, in:
Ebenda, S. 372–407.
64 Horkheimer/Adorno, Dialektik der Aufklärung, S. 176.
65 Stefan Haas, Sinndiskurse in der Konsumkultur. Die Geschichte der Wirtschaftswerbung von
der ständischen bis zur postmodernen Gesellschaft, in: Prinz (Hrsg.), Der lange Weg in den
Überfluß, S. 291–314.
66 Haug, Kritik der Warenästhetik, S. 108 f.
67 Haas, Sinndiskurse, in: Prinz (Hrsg.), Der lange Weg in den Überfluß, S. 291 f.
68 Vgl. Hans-Ulrich Thamer, Arbeit und Solidarität. Formen und Entwicklungen der Handwer-
kermentalität im 18. und 19. Jahrhundert in Frankreich und Deutschland, in: Ulrich Engel-
hardt (Hrsg.), Handwerker in der Industrialisierung. Lage, Kultur und Politik vom späten 18.
bis ins frühe 20. Jahrhundert, Stuttgart 1984, S. 469–496.
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„Individualisierung“ betrachtet werden. Individualisierung, verstanden als die
fortschreitende Herauslösung des Individuums aus tradierten Bindungen, Festle-
gungen und Sicherheiten, bildete einen Basisprozeß der westlichen Moderne.
Seine naturrechtlich begründete Autonomie läßt das Individuum in eine neue
Form des direkten und zunehmend selbstreflektierten Kontakts mit der Umwelt
treten69. Und natürlich ist es kein Zufall, daß die moderne Arbeitswerttheorie
zuerst von John Locke im England des späten 17. Jahrhunderts begründet wurde,
dort also, wo die Herauslösung der Arbeit aus den mittelalterlich-vormodernen
Rechtsverhältnissen am weitesten fortgeschritten war70.

Zwar dominiert aus der Perspektive des 19. Jahrhunderts die Marx’sche Wen-
dung der Arbeitswerttheorie: (Lohn-)Arbeit wird selbst zur Ware und unterliegt
der industriekapitalistischen Disziplinierung und Ausbeutung. Aber darüber
sollte man das emanzipative Potential, das in der sozialgeschichtlichen Tatsache
des freien Verfügungsrechts über die persönliche Arbeitskraft liegt, nicht unter-
schätzen. Idealtypisch betrachtet, konnte Arbeit für einen kurzen Augenblick
des historischen Übergangs eine „free agency“ darstellen, welche die moralische
Autonomie des Individuums begründete71. Diese moralische Autonomie des
handwerklichen oder handwerksnah qualifizierten Produzenten sowie das see-
lenverwandte Arbeits- und Leistungsethos des Bürgers haben sich als Mentalitä-
ten tief in die europäische Gesellschaftsgeschichte des 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts eingeschrieben72. Sie haben die Taktung der modernen Arbeitsgesell-

69 Vgl. klassisch Jacob Burckhardt, Die Kultur der Renaissance in Italien. Ein Versuch, Leipzig
181928; ferner Richard van Dülmen (Hrsg.), Entdeckung des Ich. Die Geschichte der Individua-
lisierung vom Mittelalter bis zur Gegenwart, Köln u. a. 2001; sowie die große ideengeschichtlich-
philosophische Studie von Charles Taylor, Quellen des Selbst. Die Entstehung der neuzeitli-
chen Identität (zuerst englisch 1989), Frankfurt a. M. 1994; zuletzt Jerrold Seigel, The Idea of
the Self. Thought and Experience in Western Europe since the Seventeenth Century, Cam-
bridge 2005. Vgl. ferner die zugespitzten Thesen von Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem
Weg in eine andere Moderne, Frankfurt a. M. 1986.
70 Der Locus Classicus in John Locke, Two Treatises of Government, hrsg. von Peter Laslett,
Cambridge 1960, Book II: An Essay Concerning the True Original, Extent, and End of Civil
Government, § 27, S. 305 f.: „Though the Earth and all inferior Creatures be common to all
Men, yet every Man has a Property in his own Person. This no Body has any Right to but himself.
The Labour of his Body and the Work of his Hands, we may say, are properly his.“ Siehe Alan
Macfarlane, The Origins of English Individualism: The Family, Property, and Social Transition,
Oxford 1978, v. a. S. 148 f. u. S. 163; C. B. Macpherson, Die politische Theorie des Besitzindivi-
dualismus. Von Hobbes bis Locke (engl. 1962), Frankfurt a. M. 1967.
71 Vgl. Karl Heinz Metz, Arbeit als Geschichte. Überlegungen zu einer analytischen Geschichte
der Arbeit in Europa seit dem Mittelalter, in: Archiv für Kulturgeschichte 85 (2003), S. 471–492,
hier S. 479.
72 Vgl. grundlegend Michael Maurer, Die Biographie des Bürgers. Lebensformen und Denkwei-
sen in der formativen Phase des deutschen Bürgertums (1680–1815), Göttingen 1996, S. 378–
436; ferner Hans-Jörg Zerwas, Arbeit als Besitz. Das ehrbare Handwerk zwischen Bruderliebe
und Klassenkampf 1848, Reinbek 1988, S. 225–228, und Werner Conze, Art.: „Arbeit“, in:
Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutsch-
land, hrsg. von Otto Brunner, Werner Conze und Reinhart Koselleck, Bd. 1, Stuttgart 1972,
S. 154–215, hier S. 171–174; Literaturgeschichtlich Petra Weser-Bissé, Arbeitscredo und Bürger-
sinn: Das Motiv der Lebensarbeit in Werken von Gustav Freytag, Otto Ludwig, Gottfried Keller
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schaft überhaupt erst ermöglicht. Individualität und Identität vermitteln sich in
ihr durch die persönlich erbrachte Arbeit.

Erst seit der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert wandelte sich das Bild all-
mählich, und zwar in dem Maße, in dem sich die Lohnarbeit als Prinzip der kapi-
talistischen Wirtschaftsweise durchgesetzt hatte und auch nicht mehr grundsätz-
lich in Frage gestellt wurde. Der Lohnarbeiter, der sich in seine Rolle innerhalb
eines industrialisierten, hoch arbeitsteiligen Produktionsprozesses eingefunden
hat, rebelliert nicht mehr gegen die Fabrik an sich, sondern ist primär an der
Kaufkraft seines Lohnes interessiert. In seinem Selbstverständnis gleicht er immer
weniger dem handwerksnahen oder auch betriebszentrierten Produzenten; viel-
mehr übernimmt er mehr und mehr die Rolle des Konsumenten, der seine Inter-
essen zunehmend außerhalb der Arbeitssphäre und des Arbeitsplatzes selbst ver-
folgt, nämlich in der expandierenden Freizeit- und Konsumsphäre73. Dement-
sprechend begann auch die Arbeiterbewegung ihr primäres Interesse auf die
Kaufkraft des Lohnes außerhalb des täglichen Bedarfs zu richten. Exakt hier lie-
gen die Wurzeln für den fordistischen Kompromiß zwischen Arbeit und Kapital
im Zeichen der Rationalisierung der Produktion und der Hebung der Massen-
kaufkraft.

In dem Maße also, in dem die gewaltigen Produktivitätssteigerungen des
20. Jahrhunderts Arbeitszeitverkürzungen bei gleichzeitiger Konsumsteigerung
erlaubten, verlor die Arbeit an Bedeutung für die Konstruktion von Individuali-
tät. In der industriellen Welt der Massenfertigung, symbolisiert durch Fließband
und Fabriktor, wurde die menschliche Arbeitskraft zur Einheitsware, die den
Aufbau einer individuellen, von der Umwelt unterschiedenen Identität immer
weniger erlaubte. Und je mehr sich der Arbeitende zugleich eben auch als
Konsument begriff, je mehr sich sein außerhalb der Arbeit bestehendes Zeit-
budget erweiterte und je nachhaltiger seine Kaufkraft stieg, desto mehr konnte
als Basis individueller Identität der Konsum an die Stelle der Arbeit treten74.

Historisch kann man den Beginn dieses Prozesses in den USA im ersten Drittel
des 20. Jahrhundert datieren, und es ist daher natürlich kein Zufall, daß in Ame-
rika bereits in den 1920er Jahren ein – wie gezeigt – wissenschaftlich affirmatives
Bild der Konsumgesellschaft entsteht. In Umrissen ist der entsprechende Prozeß
allerdings auch schon in der Weimarer Republik erkennbar. Tatsächlich wurde
die deutsche Industrie im internationalen Vergleich ja geradezu als Musterbei-

und Theodor Storm, Würzburg 2007. Zum Konzept bürgerlicher Individualität vgl. Manfred
Hettling, Die persönliche Selbständigkeit. Der archimedische Punkt bürgerlicher Lebensfüh-
rung, in: Ders./Stefan-Ludwig Hoffmann (Hrsg.), Der bürgerliche Wertehimmel. Innenansich-
ten des 19. Jahrhunderts, Göttingen 2000, S. 57–78.
73 Vgl. hierzu Andreas Wirsching, Massenkultur in der Demokratie. Zur Entwicklung von Kultur
und Gesellschaft in der Bundesrepublik und in Frankreich nach 1945, in: Hélène Miard-Dela-
croix/Rainer Hudemann (Hrsg.), Wandel und Integration. Deutsch-französische Annäherun-
gen der fünfziger Jahre, München 2005, S. 379–396, hier v. a. S. 385 f.
74 Vgl. hierzu die bekannte Unterscheidung von Riesman, Lonely Crowd, S. 79, zwischen der
„innengeleiteten“ Person, deren Energie sich auf die Produktion richtet, und der „außengelei-
teten“ Person, deren Energie „is channeled into the ever expanding frontiers of consumption“.
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spiel für eine forcierte Rationalisierung nach den Prinzipien des Taylorismus und
Fordismus betrachtet75. Und im Kontext der Rationalisierung vollzogen sich ent-
scheidende Schritte im erwähnten Wandel der Mentalitäten vom produktionisti-
schen Paradigma hin zu einem Selbstverständnis als Konsumenten.

Auch die Gewerkschaften lockte das fordistische Modell mit der Aussicht auf
Produktivitätsgewinn, Lohnsteigerung und Massenkonsum. Das hierin enthaltene
Prosperitätsversprechen, das auf den Arbeiter primär als Verbraucher zielte, übte
auf nicht wenige Vertreter der deutschen Arbeiterbewegung seine Wirkung aus.
Fritz Tarnow etwa, einer der einflußreichsten Anwälte des freigewerkschaftlichen
Konzepts der „Wirtschaftsdemokratie“, machte sich zum besonders beredten
Anwalt eines produktivitäts- und konsumsteigernden Fordismus. Der Abhängig-
keit der Lohnarbeit vom Kapital, so konstatierte er 1928, wachse nun „die Abhän-
gigkeit des Kapitals vom Arbeiterkonsumenten an die Seite“76.

Wie immer man den politischen Gehalt dieser Rationalisierungskonzeptionen
beurteilen mag: Der auf Massenkonsum zielende Rationalisierungsdiskurs stärkte
jene reformistischen Kräfte der Weimarer Arbeiterbewegung, die eine dauerhafte
Stabilisierung des politischen Systems als wohlverstandenes Interesse ihrer Klien-
tel begriffen. Und es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß die Etablierung einer
stabilen Konsumgesellschaft die Integrationskraft der Weimarer Republik erhöht
hätte. Umgekehrt freilich verweist das Untergehen jeglicher Konsumchancen im
Strudel der Weltwirtschaftskrise auf die ökonomisch bedingten Grenzen der
ersten deutschen Demokratie.

Für eine historisch informierte Theorie der modernen Konsumgesellschaft
wäre also entscheidend, daß die Weimarer Republik eine massenhaft verfügbare
kulturelle Möglichkeit zur individuellen Distinktion durch Konsum auf Dauer
eben nicht gewährleistete. Denn in Weimar stießen sich die mit dem Konsum ver-
bundenen sozialen Integrations- und Legitimationschancen der Demokratie
immer wieder an der ökonomisch bedingten, notorischen Instabilität, ja Reversi-
bilität der individuellen Konsumerfahrungen. Damit korrespondierte die in der
Weimarer Republik so spür- und sichtbare Polarisierung durch und infolge des
Konsums. Konsum blieb stets auch ein Medium der Deklassierung und signali-
sierte quasi öffentlich die klassen- und schichtenspezifisch begrenzten und öko-
nomisch abgeschotteten Möglichkeiten zur kulturellen Teilhabe77.

75 Vgl. Robert A. Brady, The Rationalization Movement in German Industry. A Study in the Evo-
lution of Economic Planning, Berkeley/CA 1933. Als wichtigste moderne Studie zur betriebli-
chen Rationalisierung vgl. Heidrun Homburg, Rationalisierung und Industriearbeit. Arbeits-
markt – Management – Arbeiterschaft im Siemens-Konzern Berlin 1900–1939, Berlin 1991.
Zur Diskussion um den „Fordismus“ in der Weimarer Republik vgl. Anselm Doering-Manteuffel,
Wie westlich sind die Deutschen? Amerikanisierung und Westernisierung im 20. Jahrhundert,
Göttingen 1999, S. 20–34.
76 Fritz Tarnow, Warum arm sein?, Berlin 1928, S. 71, zit. nach dem Auszug bei Gunnar Stoll-
berg, Die Rationalisierungsdebatte 1908–1933. Freie Gewerkschaften zwischen Mitwirkung
und Gegenwehr, Frankfurt a. M. 1981, S. 180.
77 Siehe in vergleichender Perspektive Stephen N. Broadberry/Albrecht Ritschl, The Iron
Twenties: Real Wages, Productivity and the Lack of Prosperity in Britain and Germany Before
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Dies ist nun in der Geschichte der Bundesrepublik und im ganzen westlichen
Europa der Boomzeit diametral anders gewesen. Zwar war der Durchbruch zur
Konsumgesellschaft – wie gezeigt – von erheblicher und intellektuell überaus
scharfsinniger Kritik begleitet. Aber dieses Mal erwies sich das neue Paradigma
aus steigendem Wohlstand, massenkultureller Nivellierung bei gleichzeitig mögli-
cher individueller Distinktion durch Konsum als übermächtig. Das gilt selbst für
die 68er Bewegung. In ihrer Rhetorik vehement konsumkritisch, blieb sie doch
zugleich in spezifisch-unentrinnbarer Weise mit der aufsteigenden westdeutschen
Konsumgesellschaft verflochten und dialektisch mir ihr verschränkt78.

Es ist dieser Hintergrund, vor dem die älteren kulturkritischen Topoi überra-
schend schnell ihre Durchschlagskraft verloren. Zugleich zeigt der Vorgang an,
daß die Zeit zu Ende ging, da sich ungleichzeitige Individualitätskonzepte überla-
gerten. Sie wurde abgelöst von der Hegemonie des jüngeren, massenkulturell
konstruierten Individualitätspostulats. In dem Maße, in dem nach 1945 eine
dynamische Neukonstruktion von Individualität in der Massenkultur möglich
wurde, verstummte die klassische Kulturkritik, die den Verfall des Individuums
durch die Massenkultur geißelte. Sie wird inadäquat in einer Zeit, da der moderne
Konsum in besonderer Weise die Möglichkeit individueller Distinktion hervor-
bringt, ja geradezu zum „Medium der Individualisierung“ wird79. Waren- und
Freizeitangebot, Werbung und Produktinformation erlauben es dem Konsumen-
ten, eigene Vorlieben zu entwickeln, sich entsprechend zu informieren und in
selbst bestimmten Bereichen möglicherweise zum sozial geachteten „Experten“
zu werden. Auf diese Weise erhält auch in der „einsamen Masse“ jeder Einzelne
die Möglichkeit, mit der Bildung seines eigenen „Lifestyle“ zugleich auch die
eigene Individualität zu konstruieren80.

Das gilt auch, wenn die Konsumbausteine zur Konstruktion individueller Iden-
tität auf einer Fiktion beruhen, beziehungsweise doch überhaupt erst auf der
Basis massenindustrieller Uniformität erhältlich sind81. So ermöglichte etwa das
Computer Aided Design (CAD) in den 1980er Jahren eine wirtschaftsgeschichtlich
beispiellose Gleichzeitigkeit von massenindustrieller Fertigung einerseits und

the Great Depression, in: Christoph Buchheim/Michael Hutter/Harold James (Hrsg.), Zerris-
sene Zwischenkriegszeit. Wirtschaftshistorische Beiträge, Baden-Baden 1994, S. 15–43.
78 Vgl. Detlef Siegfried, Time Is On My Side. Konsum und Politik in der westdeutschen Jugend-
kultur der 60er Jahre, Göttingen 2006, insbesondere S. 476–520 u. passim; ders., Protest am
Markt. Gegenkultur in der Konsumgesellschaft um 1968, in: Christina von Hodenberg/Detlef
Siegfried (Hrsg.), Wo „1968“ liegt. Reform und Revolution in der Geschichte der Bundesrepu-
blik, Göttingen 2006, S. 48–78; Stephan Malinowski/Alexander Sedlmaier, „1968“ als Katalysa-
tor der Konsumgesellschaft. Performative Regelverstöße, kommerzielle Adaptionen und ihre
gegenseitige Durchdringung, in: Geschichte und Gesellschaft 32 (2006), S. 238–267.
79 Hannes Siegrist, Regionalisierung im Medium des Konsums, in: Comparativ 11 (2001), S. 7–
26, hier S. 9.
80 Vgl. Pierre Bourdieu, Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft,
Frankfurt a. M. 1982, v. a. S. 277–332, S. 405–416 u. passim.
81 Vgl. hierzu Hermann Glaser/Karl Heinz Stahl, Bürgerrecht Kultur, Frankfurt a.M. u. a.
21983, S. 30 u. S. 64.
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individueller Produktgestaltung andererseits82. Dieser Trend zur „Mass Customi-
zation“, das heißt zur Massenfertigung mit Standardpreisen, aber gemäß indivi-
dueller Kundenwünsche, läßt sich bei einer Vielzahl von Produkten wie Jeans,
Schuhen, aber auch Computern und Automobilen beobachten83. Die solcherart
ästhetisierte Konsum- und Freizeitwelle der siebziger, achtziger und neunziger
Jahre formte eine bedeutsame sozio-kulturelle Realität. Laut einer Umfrage aus
dem Jahre 1989 empfanden rund 42 Prozent der Bundesbürger das Konsumieren
zugleich als Freizeiterlebnis84. Und vielleicht erstmals in der deutschen
Geschichte erlaubte es sich die Gesellschaft, massenhaft Luxusgüter zu konsumie-
ren und darüber hinaus auch demjenigen, der sich auf dem Markt der Eitelkei-
ten erfolgreich hervortat, besonderes Prestige zuzuweisen. Dies galt für die ästhe-
tische Ausgestaltung des Automobils ebenso wie für die Wohn- und Küchenkul-
tur85. Individualität wurde nun affirmativ auf dem Markt der Konsumgüter und
auf dem Erlebnismarkt des Freizeitkonsums konstruiert und performativ zur
Schau gestellt.

Dem entsprechen auf der anderen Seite die seit den 1980er Jahren ebenfalls
deutlich gesteigerten Möglichkeiten zur individuellen Kaufwahl aufgrund kriti-
scher Erwägungen. Meist entspringt sie einem dezidiert ökologischen Bewußtsein
oder auch dem Willen, einzelne Marken gegenüber der unter prekären Arbeits-
bedingungen billig produzierten Massenware zu bevorzugen. Überwiegend im
alternativen, akademisch-intellektuell geprägten Milieu ist ein solcher „kritischer
Konsum“ gleichfalls zu einem beachtlichen Vehikel der Individualität gewor-
den86.

Alles dies weist darauf hin, in wie hohem Maße Arbeit und das seit John Locke
naturrechtlich begriffene Besitzrecht an der eigenen Arbeitskraft als Basis der
personalen Individualität in den Hintergrund getreten ist. An ihre Stelle tritt in
den modernen postindustriellen Gesellschaften weitgehend der Konsum, was
sich auch durch einen in der Wertewandelforschung beobachteten Trend bele-
gen läßt. Dabei handelt es sich allerdings weniger um eine Verschiebung hin zu
postmaterialistischen Werten, wie Robert Inglehart behauptet hat87. Zu konstatie-
ren ist vielmehr eine deutliche Verschiebung von „Pflicht- und Akzeptanzwerten

82 Vgl. Lutz Beyering, Individual Marketing. Wege zum neuen Konsumenten, Landsberg/Lech
1987, S. 36–43.
83 Vgl. Georg Etscheit, Maßgeschneidertes vom Fließband, in: Die Zeit vom 24. 1. 2002, S. 24.
84 Vgl. Horst W. Opaschowski, Freizeit, Konsum und Lebensstil, in: Rüdiger Szallies/Günter
Wiswede (Hrsg.), Wertewandel und Konsum. Fakten, Perspektiven und Szenarien für Markt
und Marketing, Landsberg/Lech 1990, S. 109–133, hier S. 113.
85 Vgl. Horst Nowak/Ulrich Becker, „Es kommt der neue Konsument“. Analysen, Thesen, Ver-
mutungen, Modelle. Werte im Wandel, in: form. Zeitschrift für Gestaltung 111 (1985), S. 13–
17; Udo Koppelmann/Erich Küthe, Wohnen 90 – Designakzeptanz durch individualisierte Pro-
duktpolitik, in: Szallies/Wiswede (Hrsg.), Wertewandel und Konsum, S. 377–399.
86 Siehe z. B. das GEO-Magazin 12 (Dezember 2008) mit dem Schwerpunktthema: „Der kluge
Konsum. Wie der Welt zu helfen ist“.
87 Vgl. Robert Inglehart, The Silent Revolution. Changing Values and Political Styles among
Western Publics, Princeton/NJ 1977; ders., Modernization and Postmodernization. Cultural,
Economic, and Political Change in 43 Societies, Princeton/NJ 1997, v. a. S. 130–142.
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zu Selbstentfaltungswerten“88. Andere Wertewandelsforscher bestätigten dies auf-
grund ihrer empirischen Forschungen unter Angehörigen der jüngeren Genera-
tion. Hier erwuchs eine neue „Wertkombination aus Hedonismus und Materialis-
mus“: mit einer grundlegenden Orientierung auf individuellem Wohlergehen,
„Spaß am Leben, der jedoch auf materiell gut gepolsterter Basis beruhen
sollte“89. In einem solchen Modell fungiert Arbeit nicht mehr als Generator per-
sonaler Individualität, sondern vor allem als Mittel zum Erwerbszweck, der die
Individualitätskonstruktion im Konsum- und Freizeitbereich materiell überhaupt
erst ermöglicht.

Im direktesten Sinne kann eine solche Vertauschung der Prioritäten der
Arbeitsgesellschaft mit denjenigen der Konsumgesellschaft im Bereich der
Medien erfolgen. In der Glitzerwelt des Medienkonsums verspricht nämlich der
Wechsel von der Nachfrage- auf die Angebotsseite neue Chancen der individuel-
len Identitätskonstruktion. Offenkundig wird dies bei den Heldinnen und Hel-
den von „American Heroe“, „Deutschland sucht den Superstar“, „Germany’s
(oder America’s) next topmodel“, „Big Brother“ und anderen Formaten90. Sie
alle eint die Hoffnung – und die wenngleich vage Chance –, durch das Angebot
der eigenen Person auf der Bühne der Massenmedien zugleich ihre eigene Indi-
vidualität prominent zu konstruieren. Solche Medienprodukte erzeugen die Illu-
sion, ein direkter Wechsel aus der Arbeitsgesellschaft in die Konsumsphäre sei
möglich und verhältnismäßig leicht zu bewerkstelligen.

Zwar mag die Autonomie des modernen Individuums durch Konsum und Mas-
senkultur meist wohl doch nur eine scheinbare sein. Auch sind deren manipula-
tive Elemente sowie ihre Tendenz zur Uniformierung nicht zu bestreiten. Trotz-
dem ist jeder Versuch, Individualität im zeitgemäßen Sinne zu konstruieren, der
nicht eine logische Verbindung zur uniformierten Massenkultur zieht, zum Schei-
tern verurteilt. Individualität entsteht in der Massengesellschaft allein im dialekti-
schen Gleichgewicht zwischen kultureller Uniformierung und individueller
Distinktion: ein Gleichgewicht zwischen „Verdienen und Vergnügen“, das sich auf
dem Markt der Freizeit, der Medien und des Konsums vollzieht. Dieses Gleichge-
wicht hat die jüngere Gesellschafts- und Kulturgeschichte der westlichen Demo-
kratien seit 1945 geformt und bestimmt unsere Gegenwart.

88 Helmut Klages, Wertorientierungen im Wandel. Rückblick, Gegenwartsanalyse, Prognosen,
Frankfurt a. M./New York 21985, S. 17; vgl. Andreas Rödder, Werte und Wertewandel: Histo-
risch-politische Perspektiven, in: Ders./Wolfgang Elz (Hrsg.), Alte Werte – Neue Werte. Schlag-
lichter des Wertewandels, Göttingen 2008, S. 9–29, hier S. 19–23.
89 Willi Herbert, Wertwandel in den 80er Jahren: Entwicklung eines neuen Wertmusters?, in:
Hein Otto Luthe/Heiner Meulemann (Hrsg.), Wertwandel – Faktum oder Fiktion? Bestands-
aufnahmen und Diagnosen aus kultursoziologischer Sicht, Frankfurt a. M. 1988, S. 140–160,
hier S. 152.
90 Vgl. hierzu Udo Göttlich, Individualisierung im Spannungsfeld von Öffentlichkeit und Pri-
vatheit. Kulturelle und gesellschaftliche Einflussfaktoren auf den Wandel von Medienformaten,
in: Bettina Sokol (Hrsg.), Mediale (Selbst-)Darstellung und Datenschutz, Düsseldorf 2001,
S. 21–39, hier v. a. S. 33–37.

194 Aufsätze

VfZ 2/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 2
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_2.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de



Grenzen des konsumistischen Paradigmas

Tatsächlich gilt also die Feststellung: „The emergence of a consumer-oriented
society is becoming the narrative of the age.“91 Zwar wird eine teleologische Aus-
richtung bestritten92; aber dem neuen Narrativ wohnt doch unübersehbar eine
normative, geschichtlich einlösbare Entwicklungstendenz inne: hin zum Modell
einer westlichen Massenkonsumgesellschaft, die nach außen friedfertig und im
innern mit sich im Reinen ist. Im Extremfall läßt sich von hier aus ein ganzes
„Kontrastprogramm“ zur realen, kriegerisch-gewaltsamen europäischen (und ins-
besondere deutschen) Geschichte des 20. Jahrhunderts konstruieren93.

Die Tatsache selbst des damit verbundenen wissenschaftlichen Paradigmen-
wechsels ist bereits häufiger konstatiert worden94. Über seine längerfristige
Bedeutung herrscht jedoch kaum Klarheit. Zwar verweisen Vertreter der Konsum-
geschichte mit Recht auf den epistemologischen Fortschritt, und es besteht kein
Zweifel daran, daß die Erweiterung der Gegenstandsbereiche und die methodi-
sche Verknüpfung von kultur-, sozial- und wirtschaftsgeschichtlichen Fragestellun-
gen im Brennpunkt des Konsums einen hohen Erklärungswert besitzen. Weniger
eindeutig ist jedoch, ob der weitgehende Verlust der kritischen Dimension ein
Fortschritt ist. Vielmehr muß die Frage gestellt werden, inwieweit sich hierin
nicht auch eine spezifische Standortabhängigkeit heutiger Historiker und Sozial-
wissenschaftler niederschlägt.

Zum einen nämlich fällt es ja seit 1989/90 überaus schwer, historische Urteils-
kriterien zu bilden, die außerhalb des dominierenden Modells der marktwirt-
schaftlichen Massenkonsumgesellschaft liegen. Zum anderen sind heutige Wis-
senschaftlergenerationen selbst in eine präzedenzlos glitzernde und reizüberflu-
tete Umwelt der Medien und des Warenangebots hineingestellt. Damit steigt die
Wahrscheinlichkeit, daß Elemente der eigenen, sinnlich erfahrbaren Umwelt zu
Leitlinien des wissenschaftlichen Erkenntnisinteresses werden95. Tatsächlich
haben heute Ansätze Konjunktur, „die mit der individualisierenden Fragmentie-
rung der Gesellschaft analytisch umgehen können, mit den immer schneller
wechselnden Moden und Trends, dem wachsenden Bedürfnis nach Distinktion,
dem Überfluss an Informationen, Angeboten und Bildern“96.

91 Jarausch/Geyer, Shattered Past, S. 269.
92 Vgl. Hannes Siegrist, Konsum, Kultur und Gesellschaft im modernen Europa, in: Ders./
Kaelble/Kocka (Hrsg.), Europäische Konsumgeschichte, S. 13–48, hier S. 29.
93 So Volker Berghahn, Europa im Zeitalter der Weltkriege. Die Entfesselung und Entgrenzung
der Gewalt, Frankfurt a. M. 2002, S. 12 (in dem Einleitungskapitel mit dem sprechenden Titel
„Krieg und Konsum“).
94 Siehe u. a. Siegrist, Konsum, in: Ders./Kaelble/Kocka (Hrsg.), Europäische Konsumge-
schichte, S. 25; Wyrwa, Consumption, in: Ebenda, S. 757–761; Prinz, Die konsumgesellschaftli-
che Seite, in: Berghahn/Vitols (Hrsg.), Gibt es einen deutschen Kapitalismus?, S. 115; Wildt,
Konsumbürger, in: Hettling/Ulrich (Hrsg.), Bürgertum nach 1945.
95 Sehr kritisch in dieser Hinsicht Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. V:
Bundesrepublik und DDR 1949–1990, München 2008, S. 117 f.
96 Alexander Sedlmaier, Consumerism – cui buno? Neuere Studien zu Theorie, Geschichte und
Kultur des Konsums, in: Neue politische Literatur 50 (2005), S. 249–273, hier S. 257.
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Insofern besteht wie stets in der Geschichtsschreibung die Gefahr einer affir-
mativen und selbstreferentiellen Betrachtungsweise. Zwar ist der Vorwurf allzu
billig, heutige Geistes- und Sozialwissenschaftler hätten sich im Hinblick auf die
Konsumgesellschaft „fast geschlossen auf der Seite der Sieger der Geschichte“
eingefunden97. Wenn sich allerdings die Sprache der Wissenschaft teilweise derje-
nigen der Marketingexperten anzunähern beginnt, sollte dies nachdenklich stim-
men. In manchen Darlegungen ist dies unleugbar der Fall, so wenn der Konsu-
ment als gleichberechtigter Teilnehmer des Werbungsdiskurses und des Marktge-
schehens sowie als eigenständiges, selbstverantwortliches Individuum mit quasi-
öffentlicher Funktion konzpiert wird: als Kundenbürger eben, der durch Konsum
sowohl seine persönlichen Wünsche wie seine bürgerlichen Pflichten erfüllt. Dies
bildet mehr oder minder exakt die Überzeugungen der Marketingexperten ab,
für die sich im „neuen Konsumenten der Typus eines neuen Staatsbürgers“ mani-
festiert. „Er ist kritischer, aufgeklärter, emanzipierter, mündiger, aktiver, kreativer,
aber auch fordernder als alle seine Vorgänger.“98 Tatsächlich ist hier die Warnung
vor der institutionellen Übermacht des Marketing und seiner verführerischen
Sprache ebenso am Platze wie der kritische Hinweis darauf, Historiker könnten
sich zu dem Trugschluß hinreißen lassen, „daß die Fragen, die von gewinnorien-
tierten Marketingstrategen in den Vordergrund geschoben werden, auch die zen-
tralen sind“99.

Abschließend soll daher in drei Punkten kurz resümiert werden, wo mögliche
Grenzen oder auch Probleme des neuen Narrativs liegen könnten.
1. Die sozialphilosophische Herausforderung betrifft einmal mehr das Verhältnis
von Individuum und Gesellschaft. Man wird kaum fehlgehen, wenn man in dem
konsumistischen Paradigma eine Variante utilitaristischen Denkens erkennt. Trifft
diese Annahme zu, dann treten allerdings verschiedene offene Fragen der utilita-
ristischen Sozialphilosophie in den Konzeptionskreis einer Konsumgeschichte.
Hierzu gehört zum einen die bereits früh diskutierte Qualität des erstrebten
„Glücks“100. Denn bis zu welchem Maß läßt sich das moderne Glück in der Ein-

97 So zugespitzt Ulf Poschardt, Mensch, werde Ware!, in: Süddeutsche Zeitung vom 8. 12. 1999,
S. M15: „Auch die Kultur und die Intelligenz haben die Fahnen gewechselt. Im Verlauf des 20.
Jahrhunderts bekennen sich immer größere Teile der Intellektuellen zum Kapitalismus:
zynisch, gebrochen, ironisch, verlogen oder feige. Auf jeden Fall stehen sie gegen Ende des
20. Jahrhunderts fast geschlossen auf der Seite der Sieger der Geschichte. [...] Dafür gibt es
Werbung, und alle Intellektuellen haben ihren Frieden damit gemacht. Mehr noch, die Karrie-
ren von Modefotografie und Videoclips, beides als Marketingmaßnahmen entstanden, werden
als paradigmatisch für ein zeitgenössisches Kulturverständnis begrüßt.“
98 Beyering, Individual Marketing, S. 124.
99 Victoria de Grazia, Amerikanisierung und wechselnde Leitbilder der Konsum-Moderne (con-
sumer-modernity) in Europa, in: Siegrist/Kaelble/Kocka (Hrsg.), Europäische Konsumge-
schichte, S. 109–137, hier S. 136.
100 Während Jeremy Bentham selbst den Zentralbegriff „happiness“ rein quantitativ verwendete
und zwischen verschiedenen Formen des „pleasure“ nicht differenzierte, lehnte bereits John
Stuart Mill die Tendenz zu einem quantitativen Hedonismus ab und wertete geistige Vergnü-
gungsformen höher als rein sinnliche. Siehe John Stuart Mill, On Utilitarianism (1861), in:
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heitswährung des Konsums erwerben? Und inwieweit ermöglicht der Konsum pri-
mär die kurzfristige Befriedigung eines in der Moderne bloß „punktförmigen
Selbst“ des Menschen101? Welche Qualität des Glücks also? Welche „Quellen des
Selbst“ und welche Medien der Individualität? Das sind Fragen, die auch künftig
Kontroversen hervorrufen werden. Und eine Geschichtsschreibung, die die Ent-
wicklung und Durchsetzung der Konsumgesellschaft zum Narrativ unserer Zeit
erhebt, sollte sich darüber Rechenschaft ablegen, auf welche Formen des Indivi-
dualismus und der Marktverabsolutierung sie sich einläßt.

Zum anderen berührt der sozialphilosophische Konzeptionskreis der Konsum-
gesellschaft auch das Problem der politischen Verfaßtheit und der Freiheitssiche-
rung des Individuums. Denn es gehört zu den bereits von John Stuart Mill
erkannten Schwächen des Utilitarismus, daß er das Individuum und dessen
„Glück“ zumindest dann aus den Augen verlieren kann, wenn er das Glück der
„großen Zahl“ in den Mittelpunkt stellt. Im Extremfall mag dann nur noch die
bloße Summe der erworbenen „Lust“ zählen, unabhängig davon, für wen sie
erreichbar ist. Das Narrativ der Konsumgesellschaft folgt einer ähnlichen Logik.
Sein Gegenstand ist zunächst der Konsum als massenhaft verfügbare Lebensäuße-
rung und die durch ihn möglich gewordene Form der individuellen Distinktion.
Welche Grenzen aber dieselbe Konsumgesellschaft für denjenigen aufrichtet,
dem die Mittel für diese Distinktion fehlen und welche Freiheitschancen ihm
dadurch gegebenenfalls entzogen werden, spielt für die Erforschung der Kon-
sumgesellschaft eine mindere Rolle.
2. Damit hängen die sozialökonomischen Grenzen und Probleme des konsumisti-
schen Narrativs eng zusammen, und zwar in dem Maße, in dem es sich schwer tut,
soziale Ungleichheit zu erfassen und zu beschreiben. Im Gegenteil: Das Wortfeld
Konsum, Konsument, Konsumgesellschaft repräsentiert keine soziale Gruppe; viel-
mehr schleift sein Gebrauch gesellschaftliche Gegensätze und Ungleichheiten ab,
ebnet sie kulturell ein und läßt höchstens noch „feine“ oder auch „kleine“ Unter-
schiede zu102. Wie die übergeordnete Kategorie der Massenkultur suggeriert es

Ders., Collected Works, hrsg. v. J. M. Robson, Bd. 10, Toronto 1969, S. 212: „It is indisputable
that the being whose capacities of enjoyment are low, has the greatest chance of having them
fully satisfied; and a highly-endowed being will always feel that any happiness which he can
look for, as the world is constituted, is imperfect. But he can learn to bear its imperfections, if
they are at all bearable; and they will not make him envy the being who is indeed unconscious
of the imperfections, but only because he feels not at all the good which those imperfections
qualify. It is better to be a human being dissatisfied than a pig satisfied; better to be Socrates dis-
satisfied than a fool satisfied. And if the fool, or the pig, are of a different opinion, it is because
they only know their own side of the question. The other party to the comparison knows both
sides.“ Für eine z.T. feuilletonische aktuelle Diskussion aus sozialwissenschaftlicher Sicht vgl.
die Beiträge in Peter Kemper/Ulrich Sonnenschein (Hrsg.), Glück und Globalisierung. Alltag
in Zeiten der Weltgesellschaft, Frankfurt a. M. 2003.
101 Charles Taylor, Quellen des Selbst, S. 288 ff.; vgl. Hartmut Rosa, Identität und kulturelle Pra-
xis. Politische Philosophie nach Charles Taylor, Frankfurt a. M. 1998, S. 348 f., sowie die sich
hieraus ergebende Kritik am Utilitarismus, aus der wiederum eine kritische Reflexion der Kon-
sumgesellschaft folgt (ebenda, S. 399–407).
102 Vgl. Engelmann (Hrsg.), Die kleinen Unterschiede.
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Uniformierung und gesellschaftliche Angleichung. Damit scheint es zwar das adä-
quate wissenschaftliche Paradigma für eine ebenso globalisierte wie durchkapitali-
sierte Welt zu sein; dies blendet aber tendenziell jenen Zusammenhang aus, der
auch für moderne Massengesellschaften noch hohe Relevanz beanspruchen kann:
nämlich den fortbestehenden ökonomischen Zusammenhang von Arbeit und Kon-
sum.

Zwar tritt Arbeit als kulturelle Instanz und als Medium zur Konstruktion von Indi-
vidualität im 20. Jahrhundert immer stärker zurück. Zugleich läßt sich seit dem letz-
ten Drittel des Jahrhunderts eine deutliche Erosion der traditionellen Arbeitsbio-
graphien und -lebensläufe beobachten103. Beides darf aber nicht darüber hinweg-
täuschen, daß Erwerbsarbeit noch immer das entscheidende Eingangstor zur
kulturellen Partizipation bildet. Das gilt auch für den Zugang zur modernen Kon-
sumgesellschaft. Nur wer erwerbstätig ist, verfügt über die materiellen Mittel, mit-
tels individueller Kaufentscheidungen auch wirklich als Individuum sichtbar zu wer-
den. Gerade vor dem Hintergrund der kulturell bedingten Relativierung des Fak-
tors Arbeit sollten die damit entstehenden neuen (alten) Ungleichheiten nicht
außer acht gelassen werden. So bleibt es eine drängende Frage, ob der gegenwärti-
gen Arbeitsgesellschaft schlicht die Arbeit ausgeht und infolgedessen eine neue
Schicht von „Überzähligen“ (oder „Versorgungsklassen“) entsteht104. Sicher ist
aber, daß im Zuge von Entindustrialisierung und Globalisierung eine neue „mas-
senhafte Verwundbarkeit“ wiedergekehrt ist, die auf dem Markt entsteht und sich
zu der gesteigerten Optionsvielfalt der Konsumgesellschaft konträr verhält105. Aus
„feinen Unterschieden“ können durchaus wieder grobe Gegensätze werden.
3. Dies führt zur letzten Überlegung, und sie gilt der Methode. Denn jedes Narra-
tiv tendiert zur Teleologie, und betrachtet man den Siegeszug der Konsumgesell-
schaft westlichen Zuschnitts, so ist es in der Tat schwierig, sich seiner Suggestivität
zu entziehen. Ohne Zweifel trifft es zu, daß man „ohne die Geschichte des Kon-
sums und des Lebensstandards [. . .] die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts nicht
wirklich verstehen kann“106. Der Siegeszug der Massenkonsumgesellschaft hat frü-
here kulturkritische Einreden ebenso zum Verstummen gebracht wie er neue
Individualitätskonzepte ermöglicht hat. Und im Verlauf der Transformation hat
sich etwas signifikant Neues herausgebildet, das aus dem dialektischen Gleichge-

103 Vgl. dazu Wirsching, Erwerbsbiographien, in: Raithel/Rödder/Wirsching (Hrsg.), Weg.
104 Begriff nach Robert Castel, Die Metamorphosen der sozialen Frage. Eine Chronik der Lohn-
arbeit, Konstanz 22008 (zuerst frz. 1995), S. 348–364. Vgl. auch schon Ralf Dahrendorf, Wenn
der Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgeht, in: Joachim Matthes (Hrsg.), Krise der Arbeitsgesell-
schaft. Verhandlungen des 21. Deutschen Soziologentages in Bamberg 1982, Frankfurt a. M.
1983, S. 25–37; Bernd Guggenberger, Wenn uns die Arbeit ausgeht. Die aktuelle Diskussion
um Arbeitszeitverkürzung, Einkommen und die Grenzen des Sozialstaats, München/Wien
1988. Der Begriff der „Versorgungsklassen“ schon bei M. Rainer Lepsius, Soziale Ungleichheit
und Klassenstrukturen in der Bundesrepublik Deutschland. Lebenslagen, Interessenvermitt-
lung und Wertorientierungen, in: Hans-Ulrich Wehler (Hrsg.), Klassen in der europäischen
Sozialgeschichte, Göttingen 1979, S. 166–209, hier S. 179–182.
105 Castel, Metamorphosen, S. 142.
106 Kaelble, Sozialgeschichte Europas, S. 87.
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wicht zwischen kultureller Uniformierung einerseits und individueller Distinktion
andererseits auf dem Markt der Freizeit, der Medien und des Konsums
besteht107. Ein solches dialektisches Einpendeln zwischen Uniformierung und
neuer Individualität ist das herausgehobene kulturelle Kennzeichen der moder-
nen westlichen Massengesellschaften geworden und bildet zugleich wohl eine
entscheidende Voraussetzung für ihre politische Stabilität. Überdies tragen diese
Kennzeichen die Tendenz zur Transnationalisierung und Universalisierung in
sich, und die europäische wie globale Geschichte seit 1989/90 läßt sich auch als
die Geschichte der weiteren Ausdehnung und des steigenden Attraktivitätsge-
winns der Massenkonsumgesellschaft westlichen Typs lesen.

Trotzdem ist Vorsicht geboten. Zu einlinige Konstruktionen erliegen der Versu-
chung einer whig interpretation of history, das heißt einer Anschauung, die das
Gegenwärtige organisch aus dem Vergangenen erklärt und den entsprechenden
Entwicklungsprozeß als linearen Fortschritt deklariert. Aus dem Blick geraten
dann allzu schnell gegenläufige Elemente, wie etwa die Fortexistenz der Arbeit
als ökonomisches Eingangstor zur Konsumwelt und das damit zusammenhän-
gende Problem wachsender sozialer Ungleichheit. Vielleicht bedeutsamer ist aber
noch eine andere Überlegung: Denn letztlich ist es keineswegs sicher, ob die
Konsumgesellschaft nicht auf Voraussetzungen beruht, die sie langsam, aber
sicher selbst aufzehrt108. Hierzu gehören zum einen ihre materiellen Grundla-
gen, was den obligatorischen Hinweis auf ökologische und energiewirtschaftliche
Kehrseiten in sich schließt. Zum anderen aber gründet das moderne Marktprin-
zip selbst, kraft dessen sich die Konsumgesellschaft entfaltete, in eben jener bür-
gerlichen Kultur und ihren Moralvorstellungen, von der sie sich im Verlauf des
20. Jahrhunderts emanzipiert hat. Im liberalen Entwurf gehörten seit Adam
Smith Markt und Moral, Freiheit und Disziplin zusammen. Wie sich dagegen
eine Gesellschaft entwickeln wird, in der sich das eine vom andern zu entkoppeln
begonnen hat, bleibt ungewiß. Alles dies sind Gründe genug, warum die konsum-
gesellschaftliche Gegenwart nicht vorschnell als der Endzustand eines histori-
schen Narrativs begriffen werden sollte. Ihre Bewährungsprobe steht noch aus.

107 Vgl. ebenda, S. 93.
108 Vgl. Taylor, Quellen des Selbst, S. 595, der in diesem Sinne den modernen Utilitarismus, als
dessen Derivat die konsumgesellschaftliche Konzeption gelten darf, geradezu als „parasitär“
bezeichnet.
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Im November 1977 sitzen an einem geheimen Ort in Wien der österreichische Bundes-
kanzler Bruno Kreisky, sein Innenminister und zwei international gesuchte Terroristen
der PLO zusammen. Mit dabei ist auch ein Vertreter von Hans-Jürgen Wischnewski, dem
Staatsminister im Bundeskanzleramt, der anschließend seinen Chef, Helmut Schmidt,
über das Treffen informiert. Ziel der Zusammenkunft sind Verabredungen, die sich auf
die Anerkennung der PLO und die Eindämmung des internationalen Terrorismus unter
Mitwirkung der Palästinenser beziehen. Matthias Dahlke bringt Licht in das Dunkel der
internationalen Geheimdiplomatie der 1970er Jahre, und er kann dabei auch zeigen,
dass – von der Öffentlichkeit unbemerkt – bei der Terrorismusbekämpfung sehr unkon-
ventionelle Wege beschritten wurden.

Matthias Dahlke

Das Wischnewski-Protokoll
Zur Zusammenarbeit zwischen westeuropäischen Regierungen
und transnationalen Terroristen 1977

Ein wesentlicher Teil der Antiterrorismusdiplomatie der 1970er Jahre fand
geheim und informell statt, so dass sich von diesen Aktivitäten kaum Spuren in
den Archiven finden lassen. Auch die Geschichte der hier behandelten Zusam-
menkunft zwischen palästinensischen Terroristen und westlichen Regierungsver-
tretern am 24. November 1977 begann mit einem höchst vertraulichen Anruf aus
Wien. Über das Treffen in der österreichischen Bundeshauptstadt selbst fertigte
ein enger Mitarbeiter von Hans-Jürgen Wischnewski, deutscher Geheimdiplomat
und Staatsminister im Bundeskanzleramt, ein ausführliches Protokoll an, das
auch Bundeskanzler Helmut Schmidt vorgelegt wurde. Es hat sich eher zufällig
im Nachlass Wischnewskis erhalten1. Dieser seltene Fund, im Folgenden „Wisch-
newski-Protokoll“ genannt, belegt eindrucksvoll, dass es konkrete Absprachen der
österreichischen Bundesregierung mit Terroristen gab, an denen auch deutsche
Vertreter beteiligt waren.

Schon häufiger ist öffentlich vermutet worden, dass es solche staatlichen Koope-
rationen mit Terroristen gegeben habe, belastbare Belege dafür fehlten aber bis-
lang. Wissenschaftler waren deshalb gezwungen, sich auf nicht immer über alle
Zweifel erhabene „Geheimdienstkreise“ zu berufen oder den Aussagen hochran-
giger Politiker zu vertrauen. Ein Beispiel dafür ist die Bemerkung des sicher gut
informierten saudi-arabischen Ölministers Yamani: „There is some sort of agree-
ment or gentlemen’s agreement, if you will, that terrorists will not operate inside

1 Vgl. Schreiben Wischnewski an Schmidt vom 25. 11. 1977 mit dreiteiligem Protokoll des
Gesprächs am Vortag im Anhang, in: Archiv der sozialen Demokratie, HWAK 863 (künftig:
Wischnewski-Protokoll). – Dieser Artikel ist mit freundlicher Unterstützung der Gerda-Henkel-
Stiftung entstanden. Ich danke insbesondere Johannes Hürter, Kiran Klaus Patel, Jan Teuwsen
und Daniel Leimner für ihre Hilfe.
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Austria.“2 Bereits bei der durch eine Flugzeugentführung nach Zagreb erpressten
Freilassung der Attentäter von München 1972 tauchten Spekulationen auf, eine Art
„staatlich sanktionierter Anarchismus“3 habe den Ausgang der Ereignisse bestimmt.
Im Wischnewski-Protokoll bestätigten die palästinensischen Terroristen ausdrück-
lich, von der österreichischen Regierungsspitze unwidersprochen, was viele vermu-
teten: „Mit Österreich ist bereits eine Zusammenarbeit vereinbart worden.“4

Wie konnte es ausgerechnet 1977 zu diesem „Pakt mit dem Teufel“ kommen?
Welche Interessen verfolgte der österreichische Bundeskanzler Bruno Kreisky?
Welche Rolle spielte die Bundesrepublik Deutschland? Und wie fügt sich das
Wischnewski-Protokoll in die Entwicklung der Antiterrorismuspolitik der 1970er
Jahre im westlichen Europa5 ein?

1977 – Terrorismus auf dem Höhepunkt

Das Jahr 1977 war Höhe- und Wendepunkt terroristischer Gewalt in Deutschland
und einigen anderen Ländern. Über 50 Anschläge auf Personen und Objekte
hielt der „Amtliche Ereigniskalender des Terrorismus“6 für dieses Jahr in der
Bundesrepublik Deutschland fest. Der „Deutsche Herbst“, der entgegen der
damaligen Wahrnehmung weder besonders deutsch noch jahreszeitlich gebun-
den war, ist heute fester Bestandteil der kollektiven Erinnerung. Der traurige
Ablauf der Ereignisse ist auch dreißig Jahre später noch einer breiten Öffentlich-
keit wohlbekannt: Im April wurde Generalbundesanwalt Siegfried Buback in sei-
nem Dienstwagen erschossen, im Juli starb der Vorstandsvorsitzende der Dresd-
ner Bank, Jürgen Ponto, offenbar bei einem Entführungsversuch. Im August
scheiterte zwar ein „Raketen“-Anschlag auf die Bundesanwaltschaft in Karlsruhe,
das Attentat verstärkte aber nochmals den Eindruck eskalierender Gewalt in
Deutschland. Im September schließlich wurde der Arbeitgeber- und Industrie-
funktionär Hanns Martin Schleyer in der Absicht entführt, den Kern der Roten
Armee Fraktion aus dem Gefängnis freizupressen. Um dieser Forderung weiteren
Nachdruck zu verleihen, entführte im Oktober ein palästinensisches Kommando
das Lufthansaflugzeug „Landshut“.

Hatten sich die deutschen Entscheidungsträger beim Anschlag auf die Olym-
piade 1972 oder bei der Entführung des CDU-Politikers Peter Lorenz 1975 für
fast bedingungsloses Nachgeben entschieden7, verfolgten sie nun eine Strategie

2 Yamani, zit. nach Jeffrey Robinson, Yamani. The Inside Story, London 1989, S. 255.
3 Günter Gaus, Schlapper Staat?, in: Der Spiegel vom 6. 11. 1972, S. 25.
4 Wischnewski-Protokoll, Teil I, S. 1.
5 Vgl. das Forschungsprojekt des Instituts für Zeitgeschichte München-Berlin zur Antiterroris-
muspolitik in Westeuropa in den 1970er und 1980er Jahren, URL: //http://www.ifz-muen-
chen.de/anti-terror-politik.html.
6 Amtlicher Ereigniskalender des Terrorismus 1967–1980, hrsg. vom Bundesministerium des
Innern, abgedruckt in: Axel Jeschke/Wolfgang Malanowski, Der Minister und der Terrorist.
Gespräche zwischen Gerhart Baum und Horst Mahler, Reinbek bei Hamburg 1980, S. 155–222.
7 Vgl. Matthias Dahlke, Der Anschlag auf Olympia ’72. Die politischen Reaktionen auf den
internationalen Terrorismus in Deutschland, München 2006; ders., „Nur eingeschränkte Kri-
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des Nichtnachgebens. Dabei wurden auch an die Grenzen des Rechtsstaats
gehende Optionen, etwa Repressalien gegenüber den Inhaftierten von Stamm-
heim, diskutiert8. Bereits 1975, beim Anschlag auf die deutsche Botschaft in
Stockholm, hatte Bundeskanzler Schmidt der schwedischen Regierung die volle
Verantwortung überlassen und somit einen ersten Schritt in die Richtung des
Nichtverhandelns gewagt – mit desaströsen Konsequenzen9, die allerdings nicht
dazu führten, dass die Bundesregierung ihren neuen Kurs umgestoßen hätte, wie
sich 1977 in aller Deutlichkeit zeigte: Die Bundesregierung blieb nach der Ent-
führung der „Landshut“ hart, und nach einem spektakulären Einsatz der GSG 9
im somalischen Mogadischu konnten im Oktober 1977 die Passagiere befreit wer-
den. Die RAF-Häftlinge in Stammheim begingen daraufhin unter ungeklärten
Umständen Selbstmord, in ganz Deutschland kam es zur „Fahndung total“10.
Damit wurde – das wird im Rückblick erkennbar – dem deutschen Linksterroris-
mus die Spitze genommen. Mit der Eskalation der Ereignisse wurden allerdings
auch grundsätzliche Fragen der Terrorismusbekämpfung, etwa die inzwischen
mehr als Gefahr denn als Hilfsmittel empfundene Schaffung von Datenbanken
des Bundeskriminalamts, diskutiert: Es „erodierte [. . .] die Legitimität staatlicher
Herrschaft bzw. (sozial-)staatlicher Problemlösungskompetenz“11, neue Formen
staatlichen Handelns entstanden12.

Bei aller Dramatik der Ereignisse im Jahr 1977 darf der Blickwinkel jedoch nicht
zu sehr auf Deutschland oder die Linksterroristen verengt werden. Die transnatio-
nalen Aktionsradien und Verflechtungen terroristischer Akteure unterschiedlich-
ster Couleur lagen nicht nur bei der Odyssee der „Landshut“ von Mallorca nach
Mogadischu auf der Hand. Ähnliches gilt für die Entführung Schleyers, der von
Köln über Den Haag und Brüssel ins französische Mulhouse gebracht wurde13, wo
man seine Leiche schließlich fand. Auch war der deutsche Terrorismus kein Einzel-

senbereitschaft“. Die staatliche Reaktion auf die Entführung des CDU-Politikers Peter Lorenz
1975, in: VfZ 55 (2007), S. 641–678.
8 Das Protokoll der Krisenstabssitzungen wird weiterhin im Bundeskanzleramt unter Verschluss
gehalten, da den damals Beteiligten absolute Verschwiegenheit zugesagt wurde. Dennoch
geben etwa Gesprächsvermerke von Telefonaten zwischen Helmut Schmidt und Bundestagsprä-
sident Karl Carstens eine Ahnung, in welche Richtung die Hardliner diskutierten. Vgl. Georg
Bönisch/Klaus Wiegrefe, „Massive Gegendrohung“, in: Der Spiegel vom 8. 9. 2008, S. 48–53.
9 Vgl. Michael März, Die Machtprobe 1975. Wie RAF und Bewegung 2. Juni den Staat erpress-
ten, Leipzig 2007.
10 Klaus Weinhauer, Staatsmacht ohne Grenzen? Innere Sicherheit, „Terrorismus“-Bekämpfung
und die bundesdeutsche Gesellschaft der 1970er Jahre, in: Susanne Krasmann/Jürgen Mart-
schukat (Hrsg.), Rationalitäten der Gewalt. Staatliche Neuordnungen vom 19. bis zum 21. Jahr-
hundert, Bielefeld 2007, S. 215–238, hier S. 224.
11 Ebenda, S. 230. Vgl. Klaus Weinhauer, Terrorismus in der Bundesrepublik der Siebzigerjahre.
Aspekte einer Sozial- und Kulturgeschichte der Inneren Sicherheit, in: Archiv für Sozialge-
schichte 44 (2004), S. 219–242.
12 Vgl. Stephan Scheiper, Der Wandel staatlicher Herrschaft in den 1960er/70er Jahren, in:
Klaus Weinhauer/Jörg Requate/Heinz-Gerhard Haupt (Hrsg.), Terrorismus in der Bundesre-
publik. Medien, Staat und Subkulturen in den 1970er Jahren, Frankfurt a. M. 2006, S. 188–216.
13 Vgl. Jakko Pekelder, Sympathie voor de RAF. De Rote Armee Fraktion in Nederland, 1970–
1980, Amsterdam 2007, S. 12 f.
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fall: 1977 war das Jahr, in dem in den Niederlanden nicht nur deutsche RAF-Terro-
risten Polizisten erschossen und ihre prominente Geisel Schleyer versteckten, im
gleichen Jahr überfielen südmolukkische Terroristen eine Schule und einen Zug
und nahmen dabei insgesamt über 150 Geiseln. In Spanien kam es zum ersten
„Blutbad von Atocha“, bei dem offenbar transnationale Rechtsterroristen kommu-
nistische Gewerkschafter ermordeten. In Österreich wurde der Großindustrielle
Walter Palmers von der Bewegung 2. Juni entführt. In Paris explodierte eine
Bombe im Luxus-Supermarkt Fauchon, und selbst in Moskau ließen mutmaßlich
armenische Terroristen drei Bomben in der Metro detonieren.

Wie gingen die europäischen Regierungen mit dieser sehr unterschiedlich
wahrgenommenen Bedrohung um? Fast alle europäischen Staaten waren seit
Anfang der 1970er Jahre von mehr oder minder starken terroristischen Aktionen
betroffen. Angesichts dieser Herausforderungen entwickelten sie entlang ihrer
nationalgeschichtlichen Entwicklungspfade14 eigene Strategien zur Terrorismus-
bekämpfung, wobei der dezentrale, vor allem auch von den Bundesländern getra-
gene deutsche Ansatz der „Inneren Sicherheit“ kein Regelfall gewesen zu sein
scheint. Nach mehreren Jahren Erfahrung mit terroristischen Anschlägen bildete
sich dennoch etwa um 1976 ein internationaler Konsens heraus, dass terroristi-
sche Anschläge keine singulären Ereignisse waren und dass dieses „neue“ Phäno-
men nicht von selbst wieder verschwinden würde. 1975/76 begannen die euro-
päischen Staaten, ihre Kräfte international zu bündeln15, was unter anderem zur
Ausprägung des bis heute fast global vorherrschenden Diktums führte, mit Terro-
risten nicht zu verhandeln16.

Der „ehrliche Makler“ Kreisky und seine Gäste

Als sich die ungleiche Gesellschaft am 24. November 1977 in Wien traf, war
eigentlich nur klar, dass Bundeskanzler Kreisky der Gastgeber war. Alle Teilneh-

14 Zum Konzept der Pfadabhängigkeit vgl. Paul Pierson, Politics in Time. History, Institutions,
and Social Analysis, Princeton 2004. Vgl. ders./Theda Skocpol, Historical Institutionalism in
Contemporary Political Science, in: Ira Katznelson/Helen V. Milner (Hrsg.), Political Science.
State of the Discipline, New York 2002, S. 693–721.
15 Eine umfassende und quellennahe Analyse der internationalen Zusammenarbeit gegen den
Terrorismus in Westeuropa in den frühen 1970er Jahren ist noch ein Desiderat. Hinweise auf
Zusammenarbeit auf fachlicher Ebene lassen sich bereits seit 1970 finden. Vgl. Vermerk über
eine Konferenz der europäischen Sicherheitsdienste am 18. 9. 1970 in Paris, in: Bundesarchiv
Koblenz, B 106/102148. In den Folgejahren, insbesondere nach dem Anschlag auf Olympia
1972 entstanden unter maßgeblicher Führung der Niederländer regelmäßig tagende interna-
tionale Fachgruppen, etwa die Groep Fonteijn, die im Dezember 1975 vom Rat der EG in
Rom in das intergouvernementale TREVI-Netzwerk überführt wurde. Vgl. u. a. die Dokumente
im Archief Ministerie van Buitenlandse Zaken, Code 9, 1965–1974, 5539. Ab 1976 erschien das
Thema Terrorismus auf den Agenden bi- und multilateraler Gipfeltreffen, zudem fand im Juni
1976 die seit 1972 angekündigte Konferenz europäischer Innenminister statt, die konkrete
Maßnahmen zur vertieften Zusammenarbeit erörterten.
16 Es ist ein offenes Geheimnis, dass in Entführungsfällen – ob rein krimineller oder terroris-
musvorbereitender Natur – von staatlicher Seite immer wieder Lösegeld bezahlt wurde.
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mer spielten mit verdeckten Karten, alle hatten unterschiedliche Motive. Aber
von wem ging die Initiative aus? Welche weitergehenden Verflechtungen legte
dieses Treffen offen?

Für Wischnewski schien das Treffen spontanen und informellen Charakter zu
haben. In dem Begleitschreiben an Helmut Schmidt, mit dem er dem Kanzler
das Protokoll übermittelte, schrieb Wischnewski, Kreisky habe ihn erst tags zuvor
„in sehr vorsichtiger Form“ telefonisch verständigt, dass „er Gäste aus einer
Region habe, die er und ich gut kennen würden und die Mitteilungen zu
machen hätten, die auch für die Bundesregierung von großer Bedeutung wären“.
Unter der Voraussetzung „völlige[r] Geheimhaltung“ solle Wischnewski einen
„persönlichen Beauftragten“ nach Wien schicken17. Wischnewski entsandte sei-
nen engsten Mitarbeiter Peter Kiewitt.

Aus dem Protokoll lässt sich entnehmen, dass diese internationale Zusammen-
kunft zwischen Vertretern Österreichs, Deutschlands und der PLO nur eines von
mehreren Treffen war, wobei Wischnewski – wie es scheint – in die vielfältigen
Vorbereitungen und Sondierungen nicht eingeweiht gewesen sein dürfte. Schon
wenige Wochen zuvor hatte es ein Gespräch der PLO-Vertreter mit dem Vorsit-
zenden der SPD, Willy Brandt, gegeben, in dessen Folge „die PLO-Führung zu
dem Ergebnis gekommen [war], daß die Bundesrepublik möglicherweise bereit
sein könnte, der PLO in irgendeiner Form [. . .] entgegenzukommen“18. Brandt
wie auch die Bundesregierung und die SPD „hätten bisher bereits eine konstruk-
tive Haltung eingenommen“19. Der SPD-Vorsitzende habe sich von der PLO eine
„Geste“20 gewünscht, die PLO-Chef Jassir Arafat mit dem Treffen in Wien machen
wollte.

Der deutsche Vertreter war also nicht nur Beobachter, sondern durchaus Ziel-
person des von Kreisky vermittelten Gesprächs. Dass der österreichische Bundes-
kanzler den im Vorfeld uninformierten Wischnewski verständigte und dieser wie-
derum Schmidt das Protokoll zusandte und nicht Brandt, lässt zumindest vermu-
ten, dass auch in dieser Frage die Abstimmung zwischen SPD-Parteiführung und
Bundesregierung nicht optimal gewesen ist.

Allerdings fungierte Kreisky nicht nur als „ehrlicher Makler“, er hatte durchaus
eigene Interessen am Zustandekommen und Gelingen des Gesprächs. Diese hin-
gen vor allem mit den terroristischen Anschlägen zusammen, denen Österreich
damals ausgesetzt war und die den Weg zu einer umfassend angelegten österrei-
chischen Antiterrorismuspolitik bereiteten. Zwei Anschläge waren es insbeson-
dere, die die österreichische Bundesregierung zur Positionierung zwangen: 1973
wurden am Grenzbahnhof Marchegg mehrere jüdische Transitreisende aus dem
Ostblock als Geiseln genommen. Kreisky entschloss sich in dieser Situation, den
Forderungen der palästinensischen Terroristen mit einem Gegenvorschlag zu

17 Alle Zitate aus dem Schreiben Wischnewskis an Schmidt vom 25. 11. 1977, in: Wischnewski-
Protokoll.
18 Wischnewski-Protokoll, Teil I, S. 1.
19 Wischnewski-Protokoll, Teil II, S. 3.
20 Ebenda.
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begegnen und das Zwischenlager für Transitjuden im Schloss Schönau zu schlie-
ßen. Der Transit der Juden durch Österreich wurde aber trotz des weltweiten Pro-
tests nie unterbrochen, ein Ersatzlager wurde fernab jeglicher Berichterstattung
einige Monate später eingerichtet. Kreisky hatte so den Judentransit entmediali-
siert und entsymbolisiert, was letztlich nicht nur den Transitreisenden, sondern
auch der österreichischen Sicherheit diente.

Der zweite Anschlag galt der OPEC-Ministerkonferenz im Dezember 1975 in
Wien, bei dem über sechzig Geiseln, darunter elf Ölminister, von einer multina-
tionalen Terroristengruppe unter Carlos festgehalten wurden. Unter dem Ein-
fluss der Ereignisse in Marchegg 1973 und nach einem gescheiterten, höchst
dilettantischen Stürmungsversuch gab die Bundesregierung teilweise mit, teil-
weise ohne Kreiskys Zustimmung den ersten Forderungen der Terroristen nach
Verlesung einer französischsprachigen Proklamation im österreichischen Rund-
funk (ORF) nach. Auch hier zeigte sich, dass Kreisky eher an einer reibungslosen
Abwicklung der Geiselnahme und an einer Streuung der Verantwortung denn an
einer Konfrontation mit den Terroristen interessiert war. Seine freundschaftli-
chen Kontakte insbesondere nach Algerien ermöglichten einen glimpflichen Aus-
gang; es kam vermutlich zur Zahlung eines Lösegeldes durch Saudi-Arabien bzw.
Iran und zur Freilassung aller Geiseln.

Allerdings bedurfte es erst des „Deutschen Herbsts“ und der Palmers-Entfüh-
rung von 1977, bevor die Spezialeinheit „Cobra“, das Pendant zur deutschen
GSG 9, aus ihren Vorgängereinheiten gegründet wurde. Jedoch war Kreiskys vor-
hergehende Antiterrorismuspolitik, die 1973 und 1975 durch weitgehende Kon-
zessionsbereitschaft gekennzeichnet war, nicht so willkürlich und reaktiv, wie sie
oft wahrgenommen wurde. Vielmehr gibt es deutliche Hinweise, dass Kreisky
abseits der Öffentlichkeit aktiv an einer internationalen Antiterrorismuspolitik
arbeitete. So lud er bereits nach dem Anschlag von Marchegg verstärkt arabische
Staats- und Regierungschefs nach Wien ein – immer verstanden als einen wichti-
gen Teil seiner Sicherheitspolitik21. Seine scheinbar nachgiebige, letztlich aber
konsequente Haltung gegenüber transnationalen Terroristen verschaffte ihm ins-
besondere in der arabischen Welt Gehör und Einfluss. Durch die nach Marchegg
von ihm angeregten Fact-Finding-Missionen der Sozialistischen Internationale22

konnte er als anerkannter europäischer Nahostexperte vielfältig und nicht zuletzt
zum Vorteil von Österreichs Wirtschafts- und Sicherheitspolitik auf die Entwick-
lung im Nahen Osten einwirken.

Vor diesem Hintergrund gab es vor dem Treffen in Wien mindestens ein
Gespräch Kreiskys mit dem PLO-Vertreter Sartawi, „bei dem man zu dem Ergeb-
nis gekommen sei, daß die PLO Europa helfe sollte, den Terrorismus zu bekämp-
fen. Das Zentralkomitee der PLO habe daraufhin beschlossen, den österreichi-
schen Sicherheitsorganen Informationen zukommen zu lassen und bei der

21 Vgl. Kreisky vor dem Ministerrat, Ministerratsprotokoll 131 vom 10. 9. 1974, S. 4, in: Archiv
der Republik – Österreichisches Staatsarchiv, BKA, Karton 375, Ministerratsprotokolle.
22 Vgl. das Wortlautprotokoll dieser für die europäische Nahostpolitik höchst bedeutsamen
Konferenz, in: Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis, Archief SI, 347.
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Abwehr von Terrorakten zusammenzuarbeiten.“ Mehr noch: „BK Kreisky wolle,
daß diese Zusammenarbeit auf die Bundesrepublik ausgedehnt wird.“ Die „PLO-
Führung“ habe, so Sartawi, „keine wesentlichen Einwände dagegen erhoben“23.

Offenbar arrangierte Kreisky das Treffen als Teil seiner längerfristigen, außen-
politisch dominierten Antiterrorismuspolitik, wohlwissend, dass sein politischer
Erfolg von der Breite der internationalen Akzeptanz der PLO, also auch von der
Anerkennung durch die Bundesrepublik abhing. Voraussetzung dafür war aller-
dings ein Umdenken der PLO, die damals nicht nur ihre Terrorpolitik zu revidie-
ren begann, sondern auch erwog, „eine Art Hauptquartier an einem neutralen
Ort einzurichten. Wien sei hierfür wegen der positiven Haltung von Bundeskanz-
ler Kreisky sehr geeignet.“24 Dadurch konnte auch Kreiskys forcierte Internatio-
nalisierungspolitik25 unmittelbar vom neuen Wandel der PLO profitieren. Kreis-
ky versäumte es auch nicht, eventuelle Überraschungen im Vorfeld zu vermeiden.
So machte er den israelischen Vertretern klar, dass das Treffen mit den gesuchten
Terroristen in Wien unter seiner Verantwortung stattfinde. Im Protokoll hieß es
dazu: „Nach Mitteilung von BK Kreisky ist dem israelischen Geheimdienst ihr
Aufenthalt in Wien bekannt; auf seinen Wunsch hin hätten die Israelis ihre
Recherchen jedoch eingestellt.“26

Für die deutsche Seite war die Kooperation mit der PLO nicht ganz so nahe-
liegend. Für Bonn waren die Beziehungen zu Israel aus historischen Gründen
„wichtiger“, wenn auch, wie das Beispiel Olympia ’72 und die nachfolgenden
Zerwürfnisse zeigen, nicht so privilegiert, wie man vielleicht annehmen könnte.
Mit dem Verbot der „Generalunion palästinensischer Studenten bzw. Arbeiter“
(GUPS/GUPA) war nach den Anschlägen von Olympia ’72 das erste verdeckte,
seit 1970 bestehende PLO-Büro in Bonn geschlossen und der Vertreter der
PLO, Abdallah Frangi, unter großen Protesten ausgewiesen worden27. Auch gab
es in Westdeutschland keine mit Kreisky vergleichbaren prominenten Fürspre-
cher für die arabischen Interessen, lediglich einige sehr gut informierte und
interessierte Politiker wie etwa Hans-Jürgen Wischnewski oder, eher im Hinter-
grund, Hans-Eberhard Dingels aus der SPD-Parteizentrale. Von CDU-Seite ist
Gerhard Schröder zu nennen, der als Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses
des Bundestags 1974 spontan mit Arafat zusammentraf28. Selbst Willy Brandt

23 Alle Zitate in: Wischnewski-Protokoll, Teil II, S. 1.
24 Ebenda, S. 4.
25 Vgl. Oliver Rathkolb: Internationalisierung Österreichs seit 1945, Innsbruck 2006, S. 62–78.
Vgl. Oliver Rathkolb: „Europa mit der Seele suchen ...“ Bruno Kreiskys andere Europa-Visionen,
in: Stiftung Bruno Kreisky Archiv u. a. (Hrsg), Bruno Kreisky. Seine Zeit und mehr, Era and
Aftermath, Wien 2000, S. 87–103.
26 Schreiben Wischnewski an Schmidt vom 25. 11. 1977, in: Wischnewski-Protokoll.
27 Vgl. Geschichte der Generaldelegation Palästinas in Deutschland. Online unter URL http://
www.palaestina.org/generaldelegation/generaldelegation_/generaldelegation.php, Abruf vom
10. 10. 2008.
28 Schröder hatte seine Kollegen im Vorfeld nicht informiert und einen heftigen Streit in der
Union provoziert. Vgl. Franz Eibl, Politik der Bewegung. Gerhard Schröder als Außenminister
1961–1966, München 2001, S. 26. Vgl. zu den eher geringen politischen Auswirkungen dieses
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entfaltete seine größten Nahost-Aktivitäten erst als Vorsitzender der Sozialisti-
schen Internationale, dafür aber, nicht zuletzt unter dem Einfluss Kreiskys, dann
umso stärker. Als Bundeskanzler hatte er Israel offiziell besucht und auf der für
die europäische Nahostpolitik so bedeutenden Sitzung der Sozialistischen Inter-
nationale 1973 in London erfolgreich zwischen Golda Meïr und Kreisky vermit-
telt. Als Mann des internationalen Ausgleichs und als entschiedener Gegner des
Nationalsozialismus hatte ihn, wie Brandt in seinen Memoiren schrieb, „[k]aum
ein Thema [. . .] so oft beschäftigt und so sehr belastet wie das spannungsgela-
dene Verhältnis zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn“29. Wiewohl er
den Ausgleich suchte, schlug sein Herz letztlich doch eher für die israelische
Seite.

Die deutsche Bereitschaft zu einem Dialog mit den Terroristen der PLO wur-
zelte also nicht, wie im Falle Österreichs, in einer längeren Vorgeschichte intensi-
ver Kontakte zur Organisation Arafats, sondern in der Krisensituation nach dem
„Deutschen Herbst“, die Wischnewski nicht zögern ließ, auf das Gesprächsange-
bot Kreiskys einzugehen.

Neben dem österreichischen Bundeskanzler, seinem Innenminister, drei Mitar-
beitern des Innenministeriums sowie dem westdeutschen Abgesandten von
Wischnewski nahmen zwei höchstrangige Vertreter der PLO, beides dringend
gesuchte Terroristen, an dem Treffen teil. Der erste war Ali Hassan Salameh30,
„Kronprinz“ von Jassir Arafat, Sicherheitschef und „Innenminister“ der PLO,
außerdem zuständig für die persönliche Sicherheit und die sagenumwobene
Leibwache von Arafat. Er trug in der Presse die Beinamen „Roter Prinz“ oder
„Abu Hassan“ und galt als Drahtzieher und Mitorganisator zahlreicher Anschläge
– darunter auch den auf die Olympischen Spiele von 1972 in München –, wes-
halb er auch in das Fadenkreuz israelischer Gegenmaßnahmen geriet: Im Jahr
1973 ermordeten israelische Agenten im norwegischen Lillehammer „versehent-
lich“ einen marokkanischen Kellner, Ziel war jedoch Ali Hassan Salameh31. Erst
1979 gelang ein tödlicher Anschlag auf den schwerbewachten PLO-Sicherheits-
chef mittels einer Autobombe in Beirut; es gab mindestens acht Tote und dop-
pelt so viele Verletzte32. Der heutige Mitherausgeber der Washington Post, David
Ignatius, berichtet aus seiner Zeit als Nahostkorrespondent des Wall Street Jour-
nals in den 1970er Jahren, dass Ali Hassan Salameh schon 1970 Geheimkontakte

Treffens Dietrich Strothmann, Gespräch mit Arafat. Gerhard Schröders Damaskus-Erlebnis, in:
Die Zeit vom 27. 12. 1974, S. 1.
29 Willy Brandt, Erinnerungen, Hamburg 2006, S. 457.
30 Das Wischnewski-Protokoll führt den Palästinenser als „Ali Salami“, jedoch besteht angesichts
der Zuständigkeitsbeschreibungen kein Zweifel daran, dass es sich um Ali Hassan Salameh han-
delte. Vgl. die nicht ganz zweifelsfreie Darstellung (unter verschiedenen Titeln erschienen) von
Michael Bar Zohar/Eitan Haber, The Quest for the Red Prince. Israel’s Relentless Manhunt for
One of the World’s Deadliest and Most Wanted Arab Terrorists, Pequena/CT 2002.
31 Vgl. [N. N.], Fatal Error, in: Time Magazine vom 6. 8. 1973. Online unter URL http://www.
time.com/time/magazine/article/0,9171,903989,00.html, Abruf vom 20. 10. 2008.
32 Vgl. [N. N.], Death of a Terrorist, in: Time Magazine vom 5. 2. 1979. Online unter URL
http://www.time.com/time/printout/0,8816,946209,00.html, Abruf vom 8. 10. 2008.

208 Aufsätze

VfZ 2/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 2
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_2.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de



zu den USA unterhielt, die 1974 anlässlich Arafats Rede vor den Vereinten Natio-
nen zu einem „mutual nonaggression pact“33 erweitert wurden. Auch wenn sich
diese Aussagen nicht überprüfen lassen, scheinen sie doch zu bestätigen, dass
Salameh ein erfahrener PLO-Geheimdiplomat mit sehr guten Kontakten zu den
westlichen Regierungen war.

Der zweite Palästinenser am Tisch war Dr. med. Issam al-Sartawi, engster Bera-
ter Arafats für Westeuropa und die USA. Für seine Gespräche war er nach eige-
nen Angaben „von der PLO-Führung bevollmächtigt worden“34. Er vertrat die
PLO bei der Sozialistischen Internationalen und machte „nie einen Hehl daraus,
daß er eine Zeitlang glaubte, nur Gewalt und Terror könnten zu einem für die
Palästinenser befriedigenden Ergebnis führen“35. 1979 wurde er zusammen mit
dem Israeli Lova Eliav von Kreisky für den ersten Bruno-Kreisky-Menschenrechts-
preis vorgeschlagen. Im Laufe der Zeit wandte sich Sartawi offen von der terrori-
stischen Strategie ab und wurde vermutlich aus diesem Grund von der Abu-
Nidal-Gruppe36 während einer Konferenz der Sozialistischen Internationale im
portugiesischen Albufeira 1983 erschossen.

PLO-Angebote an Westdeutschland

Nach dem Wortlaut des Protokolls zielte das Gespräch vor allem auf eine vertiefte
Kooperation der PLO mit der Bundesrepublik Deutschland. Ob dieser Eindruck
der Sichtweise des Protokollanten geschuldet ist oder ob angesichts der bereits
bestehenden, intensiven Kooperation Österreichs mit der PLO weniger
Gesprächsbedarf zu Kreiskys Anliegen bestand, muss offen bleiben. Die PLO-Ver-
treter machten jedenfalls ohne Umschweife deutlich, dass die Bundesrepublik
„als stärkstes Land in Westeuropa“37 für sie den Schlüssel zur internationalen
Anerkennung darstelle:

„Eine grundsätzlich positive Einstellung der Bundesrepublik hält die PLO für
entscheidend im Hinblick auf die Haltung der übrigen westeuropäischen Län-
der. Sollten sich [sic] die EG-Mitgliedsstaaten – etwa im Rahmen der EPZ – die
Bereitschaft zu einer Anerkennung der PLO zu erkennen geben, so würde dies
nach PLO-Einschätzung der amerikanischen Administration einen entsprechen-
den Schritt wesentlich erleichtern.“38

33 David Ignatius, In the end, CIA-PLO links weren’t helpful, in: The San Diego Union Tribune
vom 12. 11. 2004. Online unter URL http://www.signonsandiego.com/uniontrib/20041112/
news_lz1e12ignatiu.html, Abruf vom 8. 10. 2008.
34 Wischnewski-Protokoll, Teil II, S. 3.
35 Hans-Jürgen Wischnewski, Mit Leidenschaft und Augenmaß. In Mogadischu und anderswo,
München 1989, S. 162. Wischnewski schreibt, er habe al-Sartawi „bei Bruno Kreisky“ kennenge-
lernt.
36 Zur Abu-Nidal-Gruppe vgl. die Zusammenstellung des Bundesministeriums für Inneres unter
dem Titel „Tod in Bagdad“, in: Öffentliche Sicherheit Nr. 11 f. (2002). Online unter URL
http://www.bmi.gv.at/oeffentlSicherheit/2002/11_12/artikel_4.asp, Abruf vom 9. 10. 2008.
37 Wischnewski-Protokoll, Teil II, S. 2.
38 Ebenda, Teil I, S. 1.
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Präsident Jimmy Carter sei den Palästinensern bisher am weitesten entgegenge-
kommen, habe sich aber noch immer nicht für einen Palästinenserstaat ausge-
sprochen. Die Haltung der USA sei „zwiespältig“, so Sartawi, was sich darin zeige,
„daß die amerikanische Regierung mit ihm Gespräche führe, dies aber lieber in
Paris als in Washington tue“39. Eine Anerkennung der PLO durch Westeuropa,
ausgelöst durch eine bundesdeutsche Fürsprache, werde auch die USA positiv
beeinflussen.

Das Angebot der PLO im Falle einer Kooperation war eindeutig:

„[D]ie PLO [würde] ihre bisherige Politik ändern und sich anstelle einer Distan-
zierung von terroristischen Aktionen auf der Grundlage ihrer intimen Kennt-
nisse – insbesondere auch der europäischen Terroristenszene – aktiv an der
Bekämpfung des Terrorismus beteiligen.“40

Mehr noch: „Die PLO-Sicherheitsorgane hätten alle erforderlichen Unterlagen,
um für die Zukunft Terrorakte weitgehend unmöglich zu machen.“41 Salameh
erwähnte dabei auch Interna aus dem Umfeld der Schleyer-Entführung, die er
als „große[n] Fehler“ bezeichnete: „[E]ine neue Operation [käme] nach gründli-
cher Vorbereitung in etwa 3 Monaten in Frage.“42 Allerdings sei „der harte Kern
der Terroristen“ nun auf der Flucht und benötige „logistische Unterstützung
(Wohnung, Papiere etc.)“. Die PLO kannte die westdeutsche Terroristenszene
anscheinend sehr genau, so dass eine Zusammenarbeit nach Salameh für die
Deutschen von ungeheurem Wert sei:

„Dies ergebe sich aus der engen persönlichen Kenntnis, die die PLO von allen
Terroristen habe. Er selbst habe etwa ein Jahr in Düsseldorf gewohnt und später
in Palästinenser-Lagern auch einige der deutschen Terroristen ausgebildet. Ihm
seien die Aufenthaltsorte aller von uns im Zusammenhang mit der Schleyer-Ent-
führung gesuchten Terroristen bekannt.“43

Der deutsche Protokollant bemerkte zu den weiteren Ausführungen über die
Aufenthaltsorte gesuchter Terroristen: „Offenbar ist Italien von besonderer
Bedeutung als Basis für den internationalen Terrorismus.“44

Die PLO-Vertreter schlugen vor, umgehend Kontakte mit den deutschen
Sicherheitsbehörden aufzunehmen: „Um den internationalen Terrorismus wirk-
sam bekämpfen zu können, müßten sodann auch andere betroffene Länder in
eine verdeckte multilaterale Aktion einbezogen werden.“45 Salameh verstand es,
sein Angebot mit einer entsprechenden Drohkulisse zu versehen:

39 Ebenda, Teil II, S. 4.
40 Ebenda, Teil I, S. 1.
41 Ebenda, Teil II, S. 3.
42 Ebenda, Teil III, S 1.
43 Ebenda, S. 2. Der deutsche Protokollant zog aus den Andeutungen den Schluss, dass sich die
Gesuchten, insbesondere der Rechtsanwalt Jörg Lang, in Beirut befinden müssten.
44 Ebenda.
45 Ebenda, Teil I, S. 2.
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„Nach den Niederlagen, die ihnen insbesondere durch die Bundesregierung bei-
gebracht worden seien, bemühten sich die einzelnen Terroristengruppen derzeit
darum, eine Internationale des Terrorismus zustandezubringen, um auf diese
Weise der internationalen Zusammenarbeit der Staaten bei der Bekämpfung des
Terrorismus entgegenwirken zu können.“46

Allerdings habe die Kooperationsbereitschaft der PLO auch Grenzen. An eine
Auslieferung eigener Terroristen, über die die PLO „derzeit eine Kontrolle aus-
übt“47, oder eine Änderung der Haltung zu Israel sei nicht gedacht. Auch eine
Auslieferung „der deutschen Terroristen, die man als fehlgeleitete Kinder sehen
müsse“48, könne nicht erfolgen. Ohnehin sei es viel wirksamer, auf einen „Sinnes-
wandel“49 hinzuwirken. Salameh stellte demgegenüber in Aussicht, durch Infor-
mationsvermittlung an westeuropäische Behörden und Einflussnahme auf die
Terroristen „den Terrorismus für die nächsten 10 Jahre stillzulegen“50. Bedin-
gung sei aber ein „internationales Konzept [. . .], da unsere Terroristen überall
Basen hätten“51 und sich gegenseitig logistisch unterstützten.

Gleichzeitig sparten die PLO-Vertreter auch nicht mit Kritik an der Vorgehens-
weise der deutschen Behörden:

„Die scharfen Sicherheitsmaßnahmen bei uns und die Diskussion um eine Ver-
schärfung der Strafgesetze werde bei den deutschen Terroristen als Erfolg gewer-
tet. Sie seien der Ansicht, den faschistischen Charakter unseres Staates offenge-
legt zu haben. [. . .] Um Erfolg zu haben, müßten wir uns stärker mit der Geistes-
haltung der Terroristen beschäftigen, die sich als vom gesamten Establishment
gejagte Helden fühlten und als solche bereit seien zu sterben. Der ,Schwarze Sep-
tember‘ sei zum Beispiel nie eine Organisation gewesen, es habe sich dabei ledig-
lich um eine bestimmte geistige Einstellung gehandelt.“52

Als einzige Gegenleistung verlangten die PLO-Vertreter „eine gewisse Anerken-
nung“53 und die politische Unterstützung Arafats. Dafür hatte die PLO den Zeit-
punkt klug gewählt. Die Bundesrepublik hatte eben erst den blutigen „Deutschen
Herbst“ hinter sich, und niemand konnte wissen, ob damit der Höhepunkt des
Terrorismus überschritten war oder nicht. Auch in Österreich wurde zeitgleich
die Palmers-Entführung beendet54. Die PLO konnte deshalb mit einer großen
Bereitschaft westdeutscher und österreichischer Politiker rechnen, auch unkon-

46 Ebenda, Teil III, S. 1.
47 Ebenda, Teil II, S. 5.
48 Ebenda, Teil III, S. 2.
49 Ebenda.
50 Ebenda, Teil III, S. 3.
51 Ebenda.
52 Ebenda.
53 Ebenda, Teil II, S. 2.
54 Vgl. die gesonderten Ausführungen von Innenminister Lanc zur Palmers-Entführung, in:
Ebenda, Teil III, S. 4. Der Textilfabrikant Walter Palmers wurde 1977 von der Bewegung 2. Juni
zum Zwecke der Geldbeschaffung entführt. Gegen ein Lösegeld kam er zügig wieder frei, die
Terroristen wurden an der Schweizer Grenze festgenommen.
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ventionelle Wege zu beschreiten und „geläuterte“ Terroristen als Verbündete im
Kampf gegen den Terrorismus zu akzeptieren.

Läuterung der PLO

Damit die Angebote der PLO-Vertreter glaubwürdig waren, mussten die Palästi-
nenser deutlich machen, warum sie als langjährige Terroristen überhaupt für
westeuropäische Regierungen als Partner in Frage kämen. Sartawi betonte, dass
der PLO-Rat inzwischen eine andere Haltung zum Terrorismus einnehme.
Anders als vor „4–5 Jahren“, als sich die PLO „mit allen Ländern außerhalb der
arabischen Welt in einer Art Kriegszustand“55 befunden habe, seien nun nur
noch militärische Ziele und solche auf israelisch besetztem Gebiet im Visier. Die
Frühphase sei jedoch kein Fehler, sondern notwendig gewesen. So betonte Sala-
meh ausdrücklich, „er bekenne sich voll zu allen Aktionen, an denen er in der
,Kriegsphase‘ der PLO beteiligt gewesen sei“56. Nun aber, da die PLO „weitge-
hend Anerkennung gefunden habe und dem Ziel der Errichtung eines eigenen
Staatswesens wesentlich näher gekommen sei“57, verfolge die PLO einen völlig
neuen Kurs. Die „rein nihilistisch eingestellt[en]“ Terroristengruppen in Europa
hätten „die Zerstörung jeglicher Ordnung“ im Auge, während die Ziele der PLO
auf die Schaffung einer „staatlichen Ordnung“ gerichtet und damit denen der
„Terroristen entgegengesetzt“ seien58. Konsequenterweise stand nun eine grund-
sätzliche Änderung an: „Bisher habe sich die PLO mit der Beobachtung aller Ter-
rorgruppen begnügt, jedoch nicht aktiv in die Bekämpfung des Terrors eingegrif-
fen.“59 Dies sollte sich jetzt offenbar ändern. Allerdings schränkten die PLO-Ver-
treter gleich ein, dass die Durchsetzungskraft der PLO Grenzen habe:

„Die Vielfalt der Beteiligten mache eine Kontrolle von Terrorismus-Akten schwer,
die PLO habe jedoch dort, wo sie Kontrollen ausübe, eine Anzahl von Aktionen
verhindert. [. . .] Gegen diese [neue] Haltung [der PLO] wendeten sich nur
noch palästinensische Randgruppen und Terrorgruppen in Deutschland, Frank-
reich, Japan und Lateinamerika.“60

Auch auf die von Libyen und Irak unterstützten Terrorakte „habe die PLO weni-
ger Einfluß“61.

Allerdings war der Wandel der revolutionären PLO zur gezähmten „Vertreterin
der legitimen Rechte der Palästinenser“62 mit erheblichen Imageproblemen ver-
bunden. Die Vertreter Arafats betonten in dem Gespräch, dass der Kurswechsel

55 Beide Zitate in Wischnewski-Protokoll, Teil II, S. 1.
56 Ebenda, Teil III, S. 1.
57 Ebenda.
58 Alle Zitate in: Ebenda.
59 Ebenda, Teil II, S. 3.
60 Ebenda, S. 1.
61 Ebenda, S. 4.
62 Ebenda, Teil III, S. 1.
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der PLO zu einem „staatsähnliche[n] Image“63 mit der Gefahr des Verlusts an
Einfluss bei radikalen Gruppen einhergehe. Früher habe die PLO den Terroris-
ten geholfen, sie gelte nach wie vor als „Führungskraft der Revolution“64. Daher
sei sie immer noch Informationsknotenpunkt aller terroristischen Gruppen. Zwar
wolle die PLO „mit den westeuropäischen Ländern bei der Beendigung des Ter-
rors zusammenarbeiten“65, allerdings müsse „das revolutionäre Image der PLO
erhalten bleiben, um diese Position zur Bekämpfung des Terrorismus nutzen zu
können“66. Insbesondere Arafat und seine Umgebung „befürworteten eine gemä-
ßigte Linie. Falls sie sich nicht durchsetzen könnten, würden Extremisten, die
den Terror befürworten, die Führung der PLO übernehmen.“67

Interessant ist, dass die PLO-Vertreter dabei ihr aus rechtsstaatlicher Sicht äu-
ßerst problematisches Verhalten nicht verhehlten: „Als Beweis für die [neue] Hal-
tung der PLO“ führten sie die Ermordung des Drahtziehers von Anschlägen in
Rom und Athen an68: „Damals habe ein in libyschen Diensten stehender Palästi-
nenser namens Abu Mahmud entgegen den Interessen der PLO aus persönli-
chen Gründen einen Terroranschlag durchgeführt. Um zu verhindern, daß Abu
Mahmud weitere Terrorakte begehe, sei er ausgeschaltet worden.“69

Österreichs Innenminister Erwin Lanc zeigte sich angesichts dieser Aussagen
eher skeptisch, ob es angemessen sei, die PLO öffentlich anzuerkennen. Wiewohl
man die PLO „benötige [. . .], um den Terrorismus wirksam zu bekämpfen“, sei
„eine derartige Anerkennung eher eine innenpolitische als eine außenpolitische
Frage [. . .], insbesondere in Zeiten von Wahlen“70. Sartawi konterte geschickt,
dass „progressive europäische Regierungen [. . .] durch Terrorakte in Gefahr gera-
ten und möglicherweise sogar gestürzt werden [könnten], nicht jedoch durch
eine Anerkennung der PLO“71. Außerdem nutze die Zusammenarbeit mit den
westlichen Ländern beiden Seiten politisch: Der Staat reagiere nach den Anschlä-
gen „hart“ und bewege „sich insgesamt mit Unterstützung der Bevölkerung nach
rechts“72, was nicht nur den Plänen der PLO schade, sondern auch den Interes-
sen der linken Parteien in Europa.

Auf diese Weise versuchte die PLO, den westlichen Regierungen ihren Spagat
zwischen revolutionärem Image und internationaler Salonfähigkeit als für beide
Seiten vorteilhaft darzustellen. Im Gegenzug für die politische Unterstützung

63 Ebenda, Teil II, S. 2.
64 Ebenda.
65 Ebenda.
66 Ebenda.
67 Ebenda, S. 3.
68 Es ist unklar, welche Anschläge gemeint sind. Möglicherweise geht es um die Flughafen-
Anschläge vom August und Dezember 1973. Andererseits wäre es plausibler, wenn sich die
PLO-Vertreter zum Beleg des Wandels auf jüngere Ereignisse bezögen, die möglicherweise
„kleiner“ waren und keinen Eingang in die Literatur gefunden haben.
69 Wischnewski-Protokoll, Teil II, S. 4.
70 Alle Zitate in: Ebenda, S. 5.
71 Ebenda.
72 Beide Zitate in: Ebenda, Teil II, S. 2.
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Arafats versprachen sie die aktive Bekämpfung des Terrorismus, zu dessen Netz-
werken die PLO privilegierten Zugang hatte. Dieser vorgebliche Wandel vom Sau-
lus zum Paulus mag aus heutiger Sicht wenig überzeugend wirken, er traf aber
damals einen durch die Ereignisse des „Deutschen Herbsts“ und der Palmers-Ent-
führung freigelegten Nerv der westdeutschen und österreichischen Regierungen,
die nun auch entschlossen waren, unkonventionelle Wege in der Antiterrorismus-
politik zu beschreiten.

Das Nachspiel von Wien

Ob in Wien Vereinbarungen zwischen Österreich, Westdeutschland und der PLO
getroffen wurden, ist nicht aktenkundig. Allerdings wurde der Bitte der PLO um
politische Unterstützung entsprochen. Im Oktober 1978 wurde der palästinensi-
sche Beobachter bei der UN-Entwicklungshilfeorganisation (UNIDO) mit Sitz in
Wien mit den gleichen Rechten ausgestattet wie alle anderen Diplomaten in
Wien. In Deutschland wurde die „Informationsstelle Palästina“ ab 1978 als inoffi-
zielle Vertretung der PLO zugelassen. Im Juli 1979 lud Kreisky unter großem
Medienecho Arafat und Brandt nach Wien ein und machte die PLO damit end-
gültig salonfähig. Allerdings zeigte sich auch hier, dass Kreisky den Vorsitzenden
der Sozialistischen Internationale und Friedensnobelpreisträger eher aus legiti-
matorischen Gründen einbezog: Dass Kreisky Arafat „fast wie einen Staatsgast
empfängt war zuvor nicht mit Brandt abgesprochen und wohl nicht ganz nach
dessen Geschmack“73. Auch danach gingen beide Länder getrennte Wege. Im
Oktober 1979 trat Kreisky vor die Generalversammlung der Vereinten Nationen
und betonte, dass Österreich die PLO nunmehr offiziell als Vertreterin der Paläs-
tinenser anerkenne. Dazu lieferte er die „eigenartige Begründung“74, dass Öster-
reich zur Zeit des Nationalsozialismus auch keinen internationalen Fürsprecher
für die österreichische Unabhängigkeit gehabt habe. Im Dezember 1979
ernannte Arafat einen Vertreter der PLO bei der österreichischen Bundesregie-
rung, was Kreisky im März 1980 offiziell „zur Kenntnis“ nahm. Der Akt der Aner-
kennung war damit abgeschlossen. In der Bundesrepublik Deutschland hingegen
wurde die PLO erst 1993 als diplomatische Vertretung der Palästinenser aner-
kannt, nachdem auch die Israelis die PLO formal als Gesprächspartner akzeptiert
hatten.

Der Bekämpfung des transnationalen Terrorismus nützte das Wiener Treffen
vom 24. November 1977 augenscheinlich nur wenig, auch wenn möglicherweise
einige Anschläge verhindert wurden. Schon auf seiner Pressekonferenz nach
dem OPEC-Anschlag hatte Kreisky vorausgesagt: „Immer dann, wenn terroristi-
sche Bewegungen sich zu legalisieren beginnen, entsteht hinter ihnen eine neue
terroristische Organisation.“75 So erstarkte hinter der gezähmten PLO die umso

73 Peter Merseburger, Willy Brandt 1913–1992. Visionär und Realist, München 2004, S. 756.
74 John Bunzl, Gewalt ohne Grenzen. Nahost-Terror und Österreich, Wien 1991, S. 60.
75 Pressekonferenz Bruno Kreisky, vermutlich 22. 12. 1975, ca. 1 Uhr, ORF-Mitschnitt, eigene
Transkription, in: Österreichische Mediathek, 9-03922_001.

214 Aufsätze

VfZ 2/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 2
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_2.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de



radikalere Abu-Nidal-Organisation, die vor allem Anschläge gegen angeblich
abtrünnige Landsleute verübte. Im Jahr 1981 wurde Wien Schauplatz zweier
Anschläge dieser Gruppe: auf den Präsidenten der österreichisch-israelischen
Freundschaftsvereinigung, Heinz Nittel, und auf die Wiener Synagoge, bei dem
zwei Menschen ums Leben kamen.

Bewertung des Wischnewski-Protokolls

Das Wischnewski-Protokoll allein reicht sicherlich nicht aus, um alle Fragen über
die Dimension der Kooperation zwischen westeuropäischen Regierungen und
Terroristen beantworten zu können; hier müssten auch die anderen Treffen und
andere Kontaktkanäle berücksichtigt werden, die bestanden haben dürften. Das
Wischnewski-Protokoll belegt aber immerhin eine Zusammenkunft westlicher
Regierungsvertreter mit international als Terroristen gesuchten Abgesandten der
PLO. Es verdeutlicht, dass die Kooperation zwischen westlichen Regierungen
und transnationalen Terroristen tatsächlich weiter ging, als es oft für möglich
gehalten wird. Grundlage dafür waren drei unterschiedlich gelagerte nationale
Einzelinteressen, die sich in dieser Zusammenarbeit überschnitten. Während die
PLO in ihrem Bemühen um einen Imagewandel auf internationale Anerkennung
durch Vermittlung Kreiskys und in zweiter Instanz der Bundesrepublik Deutsch-
land hoffte, versuchte Kreisky, durch genau diese Anerkennung sein außenpoliti-
sches Renommee zu heben und nicht zuletzt seine aus Sicherheitsinteressen
betriebene Internationalisierungspolitik voranzutreiben. Auf westdeutscher Seite
bestand nach dem „Deutschen Herbst“ ein großes Interesse an Informationen
von der PLO, etwa über den Verbleib der flüchtigen RAF-Terroristen. Dabei muss
offen bleiben, ob es einen Gegensatz zwischen Bundeskanzleramt und SPD-Par-
teizentrale gab. Zweifelsfrei ist jedoch, dass Willy Brandt mit dem öffentlichen
Treffen mit Arafat und Bruno Kreisky in Wien im Jahr 1979 mit seiner schrittwei-
sen Anerkennung der Wiener PLO-Vertretung ihren Teil eines wie auch immer
gearteten „Pakts“ erfüllten. Ob und was die Palästinenser dafür als Gegenleistung
lieferten, muss nach Ablauf der Sperrfristen für Akten aus den Jahren 1978 bis
1980 weiteren Untersuchungen vorbehalten bleiben.
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Wenige Ereignisse waren für die Bundesrepublik und für Westeuropa so folgenreich wie
der NATO-Doppelbeschluss vom Dezember 1979. Die öffentliche Ablehnung war damals
gewaltig. Wie aber stellt sich diese Reaktion 30 Jahre später dar – nach dem Zusammen-
bruch von Sowjetunion und Warschauer Pakt und nach der langsamen Öffnung der ehe-
maligen sowjetischen Archive? Lässt sich nun abschätzen, wer damals eigentlich der
Aggressor war?

Gerhard Wettig

Die Sowjetunion in der Auseinandersetzung über den
NATO-Doppelbeschluss 1979–1983

Zur Vorgeschichte

Bis 1975 sah die NATO das militärische Gleichgewicht in Europa gewahrt. Zwar ver-
fügte nur die UdSSR über landgestützte kontinental-strategische Raketen, doch
schienen diese – die 1959 und 1960 eingeführten SS 4 und SS 5 – trotz ihrer gro-
ßen Anzahl (über 700) wenig bedrohlich, weil ihre geringe Treffgenauigkeit die
gezielte Zerstörung militärischer Objekte ausschloss. Die in Westeuropa stationier-
ten amerikanischen Kernwaffen, die das potentielle Gefechtsfeld abdeckten, konn-
ten daher nicht mit Gewissheit als Instrument der westlichen Abschreckung ausge-
schaltet werden. Als die Sowjetunion ihre Altraketen in den Jahren 1976/77 durch
die SS 20 (RS 10 „Pionier“) zu ersetzen begann, änderte sich die Lage. Ende 1977
waren dann 10, Ende 1978 70 und Ende 1979 120 dieser Startgeräte stationiert.

Dieses Raketensystem hatte drei unabhängig voneinander ins Ziel zu brin-
gende Kernsprengköpfe und ließ sich aus bereitstehenden Depots nachladen.
Damit vervielfachte sich das Potential. Noch wichtiger war der Qualitätszuwachs.
Die mittlere Zielgenauigkeit von 250–300 m erlaubte es, nukleare Ladungen von
je einer halben Megatonne auf Punktziele zu richten, mithin „gehärtete“ Anlagen
zu vernichten. Aufgrund der Reichweite von immerhin 4.500 km war sogar von
Standorten östlich des Ural aus ganz Europa zu erreichen. Da die SS 20 auf Fahr-
zeugen montiert war, die ihre Positionen rasch verändern konnten, war eine Ziel-
erfassung durch den Gegner und damit eine Ausschaltung durch dessen Raketen
nicht möglich. Der Feststoffantrieb verbesserte auch die Lagerungsmöglichkei-
ten. In vorbereiteter Stellung waren die Raketen in 5 bis 8 Minuten startklar, aus
dem Marsch heraus in 40 bis 60 Minuten1.

1 Vgl. hierzu Erhard Forndran/Gert Krell (Hrsg.), Kernwaffen im Ost-West-Vergleich. Zur Beur-
teilung militärischer Potentiale und Fähigkeiten, Baden-Baden 1984, S. 506–509 (Tabelle); B. E.
Tschertok, Raketen und Menschen, Bd. 3: Heiße Tage des kalten Krieges, Klitzschen 2001,
S. 536 f.; Information über die während des Manövers „Sapad-81“ vorgeführten Komplexe der
strategischen Angriffskräfte der UdSSR. Geheime Kommandosache (persönlich), in: Bundesar-
chiv-Militärarchiv Freiburg, VA-01/32241, Bl. 209–212.
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Marschall Dimitrij Ustinov – von 1976–1984 sowjetischer Verteidigungsminister
– betonte intern, die westlichen Länder verfügten „gegenwärtig und in den
nächsten Jahren über keinen auch nur annähernd gleichwertigen Raketenkom-
plex“. Die SS 20 solle sich im Kriegsfall an den massierten Kernwaffenschlägen
der strategischen Angriffskräfte beteiligen und alle militärisch bedeutsamen
Objekte aller europäischen NATO-Staaten zu Land und zu Wasser mit einem
Schlag vernichten und damit die Verteidigung des westlichen Bündnisses aus-
schalten2. Damit galt das Problem der „vorne stationierten Systeme“ (sredstva
perodovogo bazirovanija, forward-based systems bzw. FBS) der USA als gelöst3.
Das Ziel war, Westeuropa militärisch wehrlos zu machen und politisch vom glo-
bal-strategischen Abschreckungsschirm der USA abzukoppeln. Diese militärische
Strategie werde – so Ustinov – eine „entschiedene“ Außenpolitik erlauben4.

Ustinov, der die Entwicklung der SS 20 betrieben hatte, trat zusammen mit
KGB-Chef Jurij Andropov am kompromisslosesten für die Einführung dieses Waf-
fensystems ein. Beide hatten das Ohr Leonid Brežnevs, der als Generalsekretär
der KPdSU die abschließende Entscheidung zu treffen hatte. Dieser war zwar an
einer dauerhaften Verständigung mit dem Westen interessiert, billigte aber
grundsätzlich alle Maßnahmen, die ihm als verteidigungserforderlich unterbrei-
tet wurden, obwohl er eher in pragmatischen als in ideologischen Kategorien des
„internationalen Klassenkampfes“ dachte. Er hielt trotzdem alles für gerechtfer-
tigt, was der Abwehr der „aggressiven“ Bestrebungen des „Imperialismus“ diente,
und ignorierte den Widerspruch zwischen der ideologischen Prämisse eines prin-
zipiell feindlichen Westens und seinem Bemühen um wechselseitiges Einverneh-
men. Seine Neigung, sich nicht mit Einzelheiten abzugeben, sondern diese den
zuständigen Führungsmitgliedern zu überlassen, und eine fortschreitende
Erkrankung, die ihn oft für längere Zeit ausschaltete, stärkten die Position der
Rüstungsmaximalisten. Diese wurden stets unterstützt vom Leiter der Internatio-
nalen Abteilung des Zentralkomitees (ZK), Michail Suslov, und seinem Stellver-
treter, Boris Ponomarëv, die über die Reinheit der antiwestlichen Ideologie wach-
ten. Andrej Gromyko, dem als Außenminister der entstehende internationale
Konflikt möglicherweise wenig erwünscht war, teilte jedoch die prinzipiellen Auf-
fassungen über das Verhältnis zum Westen und sah sich zudem aufgrund seiner
relativ schwachen Machtposition zur Parteinahme für Ustinov und Andropov ver-
anlasst. Ministerpräsident Aleksej Kosygin hegte mit Blick auf die Wirtschaftslage
große Bedenken, hatte aber wegen persönlicher Spannungen zu Brežnev von
vornherein keine Aussicht auf Gehör5.

2 Ebenda, Bl. 210 f.
3 A. M. Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva. Vospominanija diplomata, sovetnika
A. A. Gromyko, pomoščnika L. I. Brežneva, Ju. V. Andropova, K. U. Černenko i M. S. Gorbačëva,
Moskau 1994, S. 269. In diesem Sinne Brežnev auf der Tagung des Warschauer Pakts in Moskau,
22. 11. 1978, zit. bei Vojtech Mastny/Malcolm Byrne (Hrsg.), A Cardboard Castle? An Inside
History of the Warsaw Pact, Budapest/New York 2005, S. 421.
4 Vgl. Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva, S. 269.
5 Vgl. hierzu Aleksandr G. Savelyev/Nikolay N. Detinov, The Big Five. Arms Control Decision-
Making in the Soviet Union, Westport/CT/London 1995, S. 17–20, S. 25, S. 27 f., S. 33 f. u.
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Die SS 20 weckte in Westeuropa große Sorge. Vor allem in Bonn, wo man
anders als in London und Paris keine nationale Minimalabschreckung besaß und
allein auf den nuklearen Schutz der NATO angewiesen war, fürchtete man, diese
allein gegen die europäischen Verbündeten der USA gerichtete Erstschlagsrakete
werde das amerikanische Engagement zur Abschreckung der UdSSR hinfällig
machen. Man glaubte zwar nicht, dass der Kreml auf einen militärischen Konflikt
zusteuere, erwartete aber, dass er die entstehende Wehrlosigkeit zur Ausübung
politischen Drucks benutzen werde. Als erster sah Bundeskanzler Helmut
Schmidt die heraufziehende Gefahr: er forderte am nachdrücklichsten den Ver-
zicht auf die SS 20. Als die sowjetische Führung seinen vertraulichen Appell igno-
rierte, ging er im Herbst 1977 mit einem Vortrag in London an die Öffentlich-
keit. Im Mai 1978 erklärte er Brežnev bei dessen Besuch in Bonn, die Regierun-
gen in Westeuropa könnten so lange nicht an die Stabilität der Entspannung und
an die Aufrichtigkeit der friedlichen Absichten Moskaus glauben, solange ihre
Länder als Ziel sowjetischer Nuklearraketen dienen würden, denen sie nichts ent-
gegenzusetzen hätten. Zwar werde die Aufrichtigkeit seiner Friedenspolitik nicht
angezweifelt, doch wisse man nicht, was nach ihm komme. Das Problem müsse
irgendwie gelöst werden, wenn es einen wirklich stabilen Frieden in Europa
geben solle. Entweder beseitige die UdSSR in Fortsetzung ihrer Politik der militä-
rischen Entspannung die Bedrohung, oder die Westeuropäer müssten an adä-
quate Maßnahmen für ihre Verteidigung denken. Brežnev stellte jedoch die
sicherheitspolitische Herausforderung in Abrede. Auf beiden Seiten besitze man
„gleiche Sicherheit“6.

Nach Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte am 1. August 1975 hatte der
Kreml den Prozess der „politischen Entspannung“ für abgeschlossen erklärt. Nun
gehe es um die „militärische Entspannung“7. Auf eine entsprechende Kampagne
im Westen hatte sich die Internationale Abteilung schon lange vorbereitet, 1976
wurde sie auf Beschluss des Politbüros in Gang gesetzt. Sie sollte im Westen für
die sowjetischen Abrüstungsinitiativen werben und gleichzeitig die „militaristi-
schen“ Pro-NATO-Kräfte isolieren. Die Instruktionen aus Moskau an die Front-
und Filialorganisationen im Ausland lauteten, der Westen müsse das Wettrüsten
beenden und seine Waffenarsenale abbauen. Dem Kreml sollten militärische
Zurückhaltung und Verzicht auf das Streben nach Überlegenheit bescheinigt

S. 35 f.; Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva, S. 236–238, S. 248 f. u. S. 264–270;
S. F. Achromeev/G. M. Kornienko, Glazami maršalla i diplomata, Moskau 1992, S. 18–23 u.
S. 29 (Ausführungen Achromeevs), S. 37 f. (Ausführungen Kornienkos); A. S. Černjaev, Moja
žizn’, moë vremja, Moskau 1995, S. 287, S. 292, S. 296 u.S. 308; K. N. Brutenc, Tridcat’ let na Sta-
roj Ploščadi, Moskau 1998, S. 146 u.S. 164–166; Anatolij Gromyko, Andrej Gromyko. Vospomi-
nanija i razmyšlenija, Moskau 1997, S. 51–56.
6 Vgl. Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva, S. 193–195.
7 Zum einseitigen sowjetischen Verständnis der „militärischen Entspannung, siehe Leonid
Zamjatin, Miru nužna voennaja razrjadka, in: Literaturnaja gazeta vom 26. 12. 1970; Aleksej
Arbatov, Trebovanie vremeni, in: Sovetskaja Rossija vom 20. 6. 1980; A. G. Arbatov, Strategičeskij
paritet i politika administracii Kartera, in: SŠA. Ėkonomika, politika, ideologija (1980), H. 11,
S. 37 f.
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werden8. Nicht die UdSSR, deren Streitkräfte nach sowjetischem Urteil deutlich
stärker waren9, sondern die Gegenseite hatte abzurüsten. Sie sollte nicht nur das
Militär verringern, sondern ganz auf die NATO verzichten10. Erst nachdem die
Amerikaner 1978 die Einführung der Neutronenwaffe beschlossen hatten, um
den überlegenen sowjetischen Panzern auf dem europäischen Gefechtsfeld Paroli
zu bieten, stieß die Kampagne auf Resonanz in der Öffentlichkeit. Als der ameri-
kanische Präsident Jimmy Carter das Vorhaben fallen ließ, sah der Kreml darin
einen Erfolg seines „Kampfes für den Frieden“11.

Anfang Januar 1979 kamen die Regierungschefs der USA, Großbritanniens,
Frankreichs und der Bundesrepublik auf Guadeloupe überein, mit der UdSSR
über die SS 20 zu verhandeln. Um die sowjetische Führung zum Einlenken zu
bewegen, wollte man mit der Aufstellung landgestützter amerikanischer Mittel-
streckenraketen drohen. Die NATO erhielt den Auftrag, ein Konzept eventueller
„Nachrüstung“ auszuarbeiten und auf dieser Basis einen „Doppelbeschluss“ zu
fassen. Man wollte einen SS 20-Verzicht fordern und für den Fall, dass man im
Kreml dazu nicht bereit war, die Entschlossenheit zum Ausdruck bringen, Gegen-
stationierungen vorzunehmen. Die drei westeuropäischen Politiker stimmten
dem Vorschlag Carters nur ungern zu. Sie hätten es lieber gesehen, wenn
Washington die SS 20 zur Kernfrage der laufenden Verhandlungen mit Moskau
über die Begrenzung der strategischen Rüstungen (Strategic Arms Limitation
Talks, SALT II) gemacht hätte. Die Aussicht, sich bei ausbleibender sowjetischer
Bereitschaft zum Nachgeben Raketen ins eigene Land holen zu müssen, bereitete

8 Vgl. Michael Ploetz, Breshnews Langzeitstrategie im Spiegel von SED-Dokumenten, in: Hei-
ner Timmermann (Hrsg.), Deutsche Fragen. Von der Teilung zur Einheit, Berlin 2001, S. 66–
73; Michael Ploetz, NATO and the Warsaw Treaty Organisation at the Time of the Euromissile
Crisis, 1975–1985, in: Gustav Schmidt (Hrsg.), A History of NATO. The First Fifty Years, Vol. 2,
Houndmills/New York 2001, S. 213 f.; Wladimir Bukowski, Abrechnung mit Moskau. Das sowje-
tische Unrechtsregime und die Schuld des Westens, Bergisch-Gladbach 1996, S. 423–427; Rüdi-
ger Schlaga, Die Kommunisten in der Friedensbewegung, Münster 1991, S. 263–296.
9 Vgl. Beurteilung der Militärübung des Warschauer Pakts „Zapad“ vom 30. 5.–9. 6. 1977 durch
Marschall Ogarkov, in: Mastny/Byrne (Hrsg.), A Cardboard Castle?, S. 406–412; Bericht von
Marschall Kulikov über die militärischen Fähigkeiten der sowjetischen Streitkräfte (Auszüge),
in: Ebenda, S. 413 f.; Auszug aus dem Protokoll der Sitzung des Politbüros der rumänischen
KP [Erörterung der vorangegangenen Sitzung des PKK des Warschauer Pakts in Moskau],
24. 11. 1978, in: Ebenda, S. 422–424; Einschätzung der militärischen Lage durch den KGB auf
der Geheimdiensttagung der östlichen Geheimdienste in Sofia, 23.–29. 5. 1977, zit. bei Walter
Süß, Asymmetrische Kooperation zwischen den Sicherheitsapparaten der DDR und der Sowjet-
union im Kampf gegen die „ideologische Subversion“, Papier zur Vorlage auf der internationa-
len Konferenz über die kommunistischen Sicherheitsapparate in Warschau, 16.–18. 6. 2005
(unveröffentlichtes Manuskript, das der Autor mir freundlicherweise zur Kenntnis gab), o. S.;
Brežnev im Gespräch mit Erich Honecker, 27. 7. 1979, in: Hans-Hermann Hertle/Konrad H.
Jarausch (Hrsg.), Risse im Bruderbund. Die Gespräche Honecker – Breshnew 1974 bis 1982,
Berlin 2006, S. 165.
10 So etwa W. Sagladin (Hrsg.), Europa und die Kommunisten, Frankfurt a. M. 1977, insbes.
S. 225–258.
11 Vgl. B. N. Ponomarëv während einer Beratung mit leitenden SED-Funktionären am 3.–
5. 7. 1979, in: Michael Ploetz, Wie die Sowjetunion den Kalten Krieg verlor. Von der Nachrüs-
tung zum Mauerfall, Berlin 2000, S. 137.
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ihnen allen, besonders aber Schmidt mit Blick auf die starke Rüstungsgegner-
schaft in der SPD, großes Unbehagen12.

Schon deshalb bemühte sich der Bundeskanzler um einen Kompromiss mit
dem Kreml, der die ins Auge gefasste Nachrüstung erübrigen würde. Im Sommer
1979 unterbrach er in Moskau einen Flug nach Tokio, um mit Kosygin und Gro-
myko darüber zu sprechen. Als er den Aufwuchs der SS 20 als gravierendes Pro-
blem für das militärische und politische Gleichgewicht bezeichnete, erklärte sich
der sowjetische Ministerpräsident zu Verhandlungen nicht befugt; er sei aber
bereit, „Informationen“ entgegenzunehmen. Daraufhin unterbreitete Schmidt
das „private Angebot“, er könne die bis dahin aufgestellten Raketen – zu dieser
Zeit waren das etwa 100 Startgeräte – akzeptieren, wenn die UdSSR auf weitere
Dislozierungen verzichte. Die fehlende Ermächtigung durch die NATO-Partner
war insofern unwichtig, als die Durchführung der ins Auge gefassten Gegenmaß-
nahme von der Beteiligung der Bundesrepublik abhing. Kosygin hielt die vorge-
schlagene Regelung für vertretbar und stellte im Politbüro vorsichtig die Frage,
ob man die Sache nicht vielleicht erwägen könne. Gromyko schwieg, während
sein Stellvertreter Georgij Kornienko die Ansicht vertrat, ein Ja würde die Sicher-
heit des Landes nicht beeinträchtigen. Ustinov wandte sich aber heftig dagegen.
Das Anerbieten war damit abgelehnt13.

Entwicklungen vor dem NATO-Doppelbeschluss

Die High Level Group14 der NATO war bei Ausarbeitung ihres Stationierungs-
konzepts bestrebt, auf jede nur denkbare Gefährdung der sowjetischen Sicherheit
zu verzichten und die strategische Stabilität zur obersten Richtschnur zu machen.
Sie wollte nur eine Mindestzahl von Raketen stationieren, sah keine Mehrfach-
sprengköpfe vor und schloss die Fähigkeit zum nuklearen Erstschlag dadurch
aus, dass sie die schnellen, punktzielgenauen ballistischen Pershing-II-Raketen
auf eine Reichweite von 1.800 km beschränkte, so dass sie weder die meisten Sta-
tionierungsgebiete der SS 20 noch die militärischen und zivilen Kommandostel-

12 Vgl. Klaus Wiegrefe, Das Zerwürfnis. Helmut Schmidt, Jimmy Carter und die Krise der
deutsch-amerikanischen Beziehungen, Berlin 2005, S. 162–164 u. S. 252–257; Peter Corterier,
Die Regierung Schmidt und der NATO-Doppelbeschluss, in: Jürgen Maruhn/Manfred Wilke
(Hrsg.), Raketenpoker um Europa. Das sowjetische SS 20-Abenteuer und die Friedensbewe-
gung, München 2001, S. 118–125, hier S. 119.
13 Vermerk über das Gespräch des Bundeskanzlers mit Ministerpräsident Kossygin am 25. Juni
1979 von 17.30 bis 21.00 OZ in Moskau, in: Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, Bestände
des [seinerzeit in Bonn angesiedelten] Auswärtigen Amtes (künftig: PA-AA), B 130, Bd. 14078,
Ref. 010, o. Bl. (S. 1–17, insbes. S. 13–15); vgl.G. M. Kornienko, Cholodnaja vojna. Svidetel’stvo
eë učastnika, Moskau 2001, S. 289 f.; Achromeev/Kornienko, Glazami maršalla i diplomata,
S. 43 f. (Ausführungen Kornienkos). Im deutschen Protokoll, das vermutlich als Grundlage für
die Unterrichtung der Verbündeten diente, ist nur von der sich stellenden Alternative, nicht
aber von Schmidts eigenmächtigem Angebot die Rede.
14 Die High Level Group ist ein Beratungsgremium der Nuclear Planning Group, das sich aus
militärischen Vertretern aller Mitgliedstaaten (außer Frankreich und Island) zusammensetzt
und mehrmals im Jahr zusammentritt.
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len der UdSSR erreichen konnten. Zudem wurde ihre Zahl auf 108 begrenzt. Es
wurden weiterhin 464 „Tomahawk“-Marschflugkörper vorgesehen, die 2.500 km
weit fliegen konnten. Von diesen hatte die Sowjetunion allerdings keinen Ent-
waffnungs- oder Enthauptungsschlag zu befürchten, denn ihr blieb aufgrund des
langsamen Flugs dieser Raketen genügend Zeit, vor deren Eintreffen an den Ziel-
orten sowohl Gegenschläge zu führen als auch die weitere Funktionsfähigkeit der
Befehlszentralen durch Schutz und Evakuierung zu sichern.

Für die Pershing II sah man bewusst Gebiete vor, die in der Reichweite eines
gegnerischen Angriffs lagen. Die Exponiertheit dieser Standorte sollte zeigen,
dass man die Raketen im Kriegsfall unter allen Umständen abfeuern werde, weil
sie sonst in Feindeshand zu geraten drohten. Gleichzeitig sollte dieses Konzept
verdeutlichen, dass man keine Offensivkapazitäten anstrebte. All das zielte darauf
ab, der Kremlführung die Sorge vor einem entwaffnenden Erstschlag zu nehmen,
die sie zu einem präemptiven Angriff veranlassen könnte. In Moskau sollte man
wissen, dass es dem Westen nur auf seine Verteidigung ankam15. Der erhoffte
positive Eindruck wurde jedoch verfehlt. In der Sowjetunion galt die NATO nach
wie vor als „aggressiv“16. Die sowjetischen Militärs konnten sich nicht vorstellen,
dass die USA die technischen Möglichkeiten der Pershing II nicht voll nutzen
würden, und glaubten daher, dass sie mit einer größeren Reichweite ausgestattet
wurde, mithin zur Vernichtung der Regierungs- und Kommandozentren in der
UdSSR geeignet war. In sowjetischer Sicht handelte es sich hier um eine Erst-
schlagswaffe, die im Falle des – ständig befürchteten – westlichen Angriffs zu
sofortiger Wehrlosigkeit führen könnte17.

Seit Mitte der siebziger Jahre, als die internationale Entwicklung im Kreml
noch optimistisch beurteilt worden war, hatte sich die weltpolitische Lage verdü-
stert. Die Expansion der UdSSR in der Dritten Welt und ihre fortgesetzte Aufrü-
stung hatten der Entspannungshoffnung in den USA schwere Schläge versetzt
und die Carter-Administration – entgegen ihren Neigungen – zu deutlich ver-
stärkten militärischen Anstrengungen veranlasst. Schon vor dem Raketenkonflikt
in Europa hatte die NATO jährliche Zuwächse der Verteidigungsausgaben festge-
legt. Die von Moskau unterstützten Regime in Afrika und Lateinamerika behaup-
teten sich immer mühsamer gegen Aufstandsbewegungen. Zugleich geriet die
Sowjetunion durch die Unterstützung ihrer Klienten in den Entwicklungslän-
dern, die sinkenden Erträge des Ölexports und ihre systembedingten ökonomi-
schen Schwächen in immer größere wirtschaftliche Schwierigkeiten. Der Wohl-
standszuwachs wurde illusorisch, den die Kremlführung der Bevölkerung verspro-
chen hatte, und die sich ständig vergrößernde technologische Rückständigkeit

15 Vgl. Paul H. Nitze, From Hiroshima to Glasnost. A Memoir, New York 1989, S. 367–369; Wie-
grefe, Das Zerwürfnis, S. 257–259; Gerhard Wettig, Die Instrumentalisierung von Bedrohungs-
vorstellungen und Streitkräftedaten im INF-Bereich, in: Forndran/Krell, Kernwaffen im Ost-
West-Vergleich, S. 364 f.
16 Vgl. Aleksej Arbatov, Voenno-strategičeskij paritet i politika SŠA, Moskau 1984, S. 196.
17 Vgl. Oleg Grinevskij, Perelom. Ot Brežneva k Gorbačëvu, Moskau 2004, S. 22 f.; Ploetz, Wie
die Sowjetunion den Kalten Krieg verlor, S. 82; Julij A. Kwizinskij, Vor dem Sturm. Erinnerun-
gen eines Diplomaten, Berlin 1994, S. 292 u.S. 324.
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gegenüber dem Westen führte, von der SS 20 abgesehen, zu einer qualitativen
Unterlegenheit der neu eingeführten Waffensysteme. Um so wichtiger erschien
es den sowjetischen Marschällen, das Raketenmonopol in Europa uneinge-
schränkt zu wahren, das ihnen die SS 20 verschaffte. Durch seine fortschreitende
Erkrankung war Brežnev immer weniger in der Lage, ihrem überschießenden
Rüstungsbedürfnis irgendwelche Zügel anzulegen.

Auf Ustinovs Veranlassung hin erhielt die Internationale Abteilung den Auf-
trag, die westeuropäische Öffentlichkeit gegen die NATO-Nachrüstung zu mobili-
sieren18. Am 25. Juni 1979 brachte Gromyko die ablehnende Haltung der UdSSR
gegenüber dem westlichen Vorhaben öffentlich zum Ausdruck19. Am 15. Oktober
forderte der Kreml „führende Persönlichkeiten“ des Westens in einem vertrauli-
chen Schreiben auf, von der vorgesehenen Dislozierung Abstand zu nehmen20.
Das Signal zur großangelegten Kampagne gab Brežnev am 6. Oktober. Er warf
der NATO vor, sie strebe nach Überlegenheit in Europa, und drohte Gegenmaß-
nahmen an, wenn sie den Plan nicht aufgebe. Für die Stationierung gebe es kei-
nen Grund. Die UdSSR habe ihre Mittelstreckensysteme nicht vermehrt; die
Ersetzung der SS 4 und SS 5 durch die SS 20 sei eine Routinemodernisierung, wie
sie auch der Westen immer wieder vornehme. Falls die NATO keine neuen Rake-
ten aufstelle, sei man sogar bereit, die Raketen in den europäischen Landesteilen
zu verringern. Brežnev kündigte zudem den Rückzug von 20.000 Mann und 100
Panzern aus der DDR an und erklärte sich zu Verhandlungen bereit21. Der Rede
folgten Schreiben gleichen Inhalts an die westlichen Regierungschefs22.

Das sollte den Eindruck erwecken, als wolle der Kreml – im Gegensatz zu den
Führern im Westen – die militärischen Fähigkeiten nicht verstärken. In Wirklich-
keit stellte er lediglich in Aussicht, einige der diesseits des Ural aufgestellten und
noch vorgesehenen SS 20 nach Osten zu verlegen, von wo aus sie im Übrigen wei-
terhin ganz Westeuropa erreichen konnten. Die Reduzierungszusage beruhte
allein darauf, dass es für die UdSSR ohnehin nicht zweckmäßig, weil zu aufwen-
dig war, alle ca. 700 SS 4 und SS 5 durch SS 20 zu ersetzen, denn es waren
ungleich weniger von diesen Raketen erforderlich, um Westeuropa mit einem
Schlag militärisch auszulöschen. Wie sich später zeigte, war ein Ziel von 333 Start-
geräten, davon 234 in Europa, festgelegt worden. Die genannten 20.000 Mann
und 100 Panzer wurden nicht in ganzen Einheiten aus der DDR zurückverlegt,
sondern einzeln herausgenommen, so dass sich die Zahl der Verbände nicht
änderte23. Die Bereitschaft zu Verhandlungen wurde davon abhängig gemacht,
dass die NATO auf den Doppelbeschluss verzichtete. Wäre Brežnevs Angebot

18 Vgl. Grinevskij, Perelom, S. 20 f.
19 Vgl. Press-konferencija A. A. Gromyko, 25. 6. 1979, in: Pravda vom 26. 6. 1979.
20 Brief an die führenden Persönlichkeiten kapitalistischer Länder, 15. 10. 1979, zit. in: Michael
Ploetz/Hans-Peter Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung? DDR und UdSSR im Kampf gegen
den NATO-Doppelbeschluss, Münster 2004, S. 141 f.
21 Text in: Pravda vom 7. 10. 1979.
22 Vgl. Ploetz/Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 141 f.
23 Brežnev betonte daher gegenüber Honecker am 4. 10. 1979, keine der Maßnahmen werde zu
einer „Schwächung der Verteidigungskraft unserer Streitkräfte, darunter auch der Truppen, die
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angenommen worden, hätte der Kreml die Möglichkeit erhalten, alle Gegenvor-
kehrungen der NATO durch in die Länge gezogene Gespräche beliebig hinaus-
zuzögern, ohne seinerseits Beschränkungen unterworfen zu sein. Die sowjetische
Seite wäre damit in die Lage versetzt worden, durch propagandistische Einfluss-
nahmen auf die westeuropäischen Länder die Schwungkraft der Nachrüstungs-
motivation zu brechen und gleichzeitig den Aufwuchs der SS 20 ungebremst fort-
zusetzen. Auf diese Weise ließe sich die militärische Position der UdSSR gegen-
über der NATO laufend verstärken.

Formulierung der sowjetischen Position

In der zweiten Novemberhälfte 1979 reiste Gromyko nach Bonn, um die öffentli-
che Aufmerksamkeit auf den angeblichen Widerspruch zwischen dem offiziellen
Bekenntnis des Westens zur Entspannungspolitik und seiner Absicht, westeuro-
päische Länder „in Startrampen für Nuklearraketen mittlerer Reichweite zu ver-
wandeln“, zu lenken. Beides schließe sich wechselseitig aus. Der sowjetische
Außenminister legte Schmidt nahe „zu überprüfen“, wie der vorgesehene NATO-
Beschluss „mit der Verpflichtung beider deutscher Staaten zu vereinbaren sei,
dafür zu sorgen, dass nie mehr von deutschem Boden Krieg ausgeht“. Es sei gera-
dezu „unverständlich“, dass „sich die Bundesrepublik als Vorreiter betätigt und
andere Staaten der NATO unter Druck setzt, dass es in Brüssel zu diesem ver-
hängnisvollen Beschluss kommt“. Die „gegenwärtige Regierung der BRD“ sei
offensichtlich von vornherein entschlossen, „dem amerikanischen Wunsch nach
der Stationierung neuer Mittelstreckenwaffen mit atomaren Sprengköpfen zuzu-
stimmen“. Gromyko zeigte auf einer vorbereiteten Karte, welche sowjetischen
Gebiete vom atlantischen Bündnis bedroht würden, und wies dabei auch auf die
Gefahren hin, die von den britischen und französischen Systemen ausgingen.
Das bestehende Gleichgewicht werde zu Ungunsten der UdSSR zerstört. Das löse
notwendigerweise größte Sorge in Moskau aus24.

Nach dem, wie erwartet, ergebnislosen Gespräch mit dem Bundeskanzler25 trat
der sowjetische Außenminister vor die Presse mit der Erklärung, man habe keine
gemeinsame Sprache gefunden, und fügte warnend hinzu, die Zustimmung
Bonns zum Plan des westlichen Bündnisses würde die Spannungen in Europa
erheblich verschärfen und eine neue, gefährliche Runde des Wettrüstens einlei-
ten. Wie vor ihm Brežnev, erklärte er, die Stationierung der SS 20 sei nichts als
ein Routinevorgang. „Einige Regierungen von NATO-Staaten“ suchten jedoch
gegenüber der UdSSR „von der Position der Stärke aus“ zu agieren. Ihr Plan, vor

auf dem Territorium der DDR stationiert sind“, führen. Stiftung Archiv der Parteien und Mas-
senorganisationen der DDR im Bundesarchiv (künftig: SAPMO-BA), DY 30/2378, Bl. 77.
24 Die Äußerungen Gromykos in: Ebenda, Bl. 139–145, Vermerk über Gespräch Honecker –
Gromyko [in Ost-Berlin], 4. 12. 1979, (Zitate am Anfang), seine Aussagen in: Ebenda, DY 30/
11732, Stenografische Niederschrift des Empfangs des Komitees der Außenminister der ande-
ren Warschauer-Pakt-Staaten im Amtssitz des DDR-Staatsrats, 6. 12. 1979, o. Bl. (Zitate S. 13–20
des Dokuments).
25 Vgl. Helmut Schmidt, Menschen und Mächte, München 1988, S. 104 f.
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allen Verhandlungen mit der Produktion und Dislozierung von Mittelstrecken-
raketen zu beginnen, würde die Grundlage für diplomatische Gespräche zerstö-
ren26.

Im Kreise seiner östlichen Kollegen führte der Außenminister aus, wenn die
NATO ihren Beschluss über die Produktion und die Stationierung neuer Mittel-
streckenraketen fasse, dann wolle sie damit auch Ernst machen. Mithin könne
man darüber nicht mehr verhandeln. Bei Gesprächen würde es nur noch um For-
derungen an die sowjetische Adresse gehen. „Was für Verhandlungen sind das
denn? Wollen wir uns damit in die Lage des Angeklagten bringen lassen?“ Nur
wenn das westliche Bündnis auf den Beschluss verzichte, seien „ehrliche Verhand-
lungen“ möglich. Die NATO hätte sich dann noch nicht „verbarrikadiert“, und
man sei wechselseitig frei, Vorschläge zu unterbreiten. Eine Bereitschaft dazu sei
freilich auf westlicher Seite nicht zu erwarten. Gromyko forderte daher, außer
der UdSSR müssten auch die anderen sozialistischen Staaten „ein klares Wort zur
Verurteilung“ der Pläne sagen. Die Aussichten für die in Moskau beabsichtigte
Kampagne gegen die Nachrüstung der NATO seien vor allem auch in der Bun-
desrepublik als dem entscheidenden Stationierungsland günstig. Nicht nur der
SPD-Vorsitzende Willy Brandt und zahlreiche einflussreiche Sozialdemokraten,
sondern auch, wie er zur Erheiterung seiner Zuhörer ausführte, die maßgebli-
chen Bischöfe der Evangelischen Kirche in den zwei deutschen Staaten stimmten
mit der UdSSR überein und erklärten, die angestrebte NATO-Stationierung wäre
eine Katastrophe und ein Schlag gegen die Entspannungspolitik27.

Der Appell an die Verbündeten, sich mit der sowjetischen Position voll zu iden-
tifizieren, hatte einen konkreten Grund. Die besonders wichtige Gefolgschaft der
DDR war unsicher, weil das SED-Regime dringend der materiellen Hilfe bedurfte,
mit der die Bundesregierung dessen partiellen Verzicht auf kontakt- und kommu-
nikationsfeindliche Maßnahmen im geteilten Deutschland honorierte. Erich
Honecker wollte sich nicht in einen Gegensatz zu Bonn drängen lassen, der diese
Unterstützung in Frage stellte. Um diese Gefahr abzuwenden, hatte er ein
Gespräch mit Schmidt noch vor dem westlichen Beschluss verabredet, auf dem
beide einen Ausweg aus dem drohenden Konflikt zu finden hofften28. Das wollte
die sowjetische Führung verhindern. Gromyko hielt dem ostdeutschen Parteichef
vor, das Treffen würde vom westlichen Gegner dazu „ausgenutzt werden können,
um die Reaktion der öffentlichen Meinung, gewisser Kreise in der BRD, die eine
negative Haltung zu den NATO-Plänen über die Stationierung der Nuklearrake-
ten in Westeuropa einnehmen, abzuschwächen“. Damit würde dann der Eindruck
erweckt, als sei es der UdSSR und den anderen sozialistischen Staaten nicht Ernst
mit ihrer Ablehnung. Ein solches Treffen zum gegenwärtigen Zeitpunkt wäre

26 Vgl. Press-konferencija A. A. Gromyko v Bonne (23. 11. 1979), in: Izvestija vom 25. 11. 1979.
27 Stenografische Niederschrift des Empfangs des Komitees der Außenminister der anderen
Warschauer-Pakt-Staaten im Amtssitz des DDR-Staatsrats, 6. 12. 1979, in: SAPMO-BA, DY 30/
11732, o. Bl. (S. 4–7 u.S. 21 f.).
28 Vgl. Hermann Wentker, Außenpolitik in engen Grenzen. Die DDR im internationalen System
1949–1989, München 2007, S. 408 f.
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daher „ein großes Geschenk für die andere Seite“29. Aus der Sicht des Kreml war
jede Andeutung, ein Kompromiss lasse sich vielleicht vereinbaren, eine uner-
wünschte Störung beim Aufbau der Widerstandsfront gegen die westliche Nach-
rüstung.

Gromyko machte weiterhin klar, dass die Politik Ost-Berlins gegenüber Bonn
in Moskau generell missfiel. Die DDR habe zwar einige Maßnahmen zur „Veren-
gung der Kanäle des Eindringens der BRD“ getroffen, indem sie Restriktionen
für die Tätigkeit westdeutscher Journalisten, für den Aufenthalt von Besuchern
aus der Bundesrepublik und für die Benutzung der D-Mark verfügt habe, aber
das reiche nicht aus. Insgesamt müsse gelten, dass alles, was den Verkehr über
die innerdeutsche Grenze einschränke, als positiv anzusehen sei, während sich
dessen Vermehrung negativ auswirke. Angesichts des breiten Besucherstroms aus
dem Westen stelle sich die Frage, ob es nicht richtig wäre, „das Entwicklungs-
tempo der Beziehungen mit der BRD etwas zu verlangsamen“. „Übertreibungen“
müssten verhindert werden. Honecker solle dem Kreml seine Überlegungen
dazu mitteilen. Die UdSSR sei zu Konsultationen darüber und zu Hilfe „mit Rat
und Tat“ bereit. Es sei nötig, „sich den Bonner Versuchen entgegenzustellen, die
Entwicklung in ein gesamtdeutsches Flussbett zu leiten“. Die Pauschalzahlungen
der Bundesregierung brächten der DDR zwar materielle Vorteile, stimulierten
aber die politisch schädlichen Westreisen30. Gromyko gelang es zwar, Honecker
von dem vorgesehenen Treffen mit Schmidt abzuhalten, doch konnte er ihn
nicht von seiner generellen Haltung gegenüber der Bundesrepublik abbringen.

Einleitung einer Kampagne

Nach sowjetischer Einschätzung war nicht zu erwarten, dass die westlichen Regie-
rungen von sich aus nachgaben oder Uneinigkeit zeigten. Wie Ustinov betonte,
war es aber propagandistisch erforderlich, Appelle an sie zu richten31. Im Blick
auf den Einfluss, den der Kreml über die Öffentlichkeit zu nehmen hoffte, wies
das ZK-Sekretariat bereits nach der Brežnev-Rede vom Oktober die Parteipresse
und den Rundfunk der UdSSR an, die Forderungen nach „militärischen Entspan-
nung“ zur Leitlinie einer erneuten Kampagne zu machen32. Zum 12. Dezember
berief das Politbüro eine Allunionskonferenz ein, auf der die leitenden Medien-
kader nähere Anweisungen erhielten33. Die daraufhin formulierten Stellungnah-
men der Nachrichtenagentur TASS und der Parteizeitung „Pravda“ wurden zur

29 Gespräch Honecker – Gromyko, 4. 12. 1979, in: SAPMO-BA, DY 30/2378, Bl. 153–159.
30 Ebenda, Bl. 159–163.
31 Ausführungen von Ustinov auf der Sitzung des Militärrates des Warschauer Pakts am 3.–6. 12.
1979, erwähnt bei Ploetz, Wie die Sowjetunion den Kalten Krieg verlor, S. 108.
32 O propagandistskich meroprijatijach v svjazi s dopolnitel’nymi voenno-političeskimi merami
po ograničeniju gonki vooruženij v Evrope (Auszug aus Protokoll Nr. 179 des ZK-Sekretariats),
8. 10. 1979, in: Russisches Staatsarchiv für neueste Geschichte Moskau (künftig: RGANI), fond
89, opis’ 31, delo 19, Bl. 1 f.
33 O provedenii Vsesojuznoj konferencii stronnikov mira (Auszug aus Protokoll Nr. 185 des ZK-
Sekretariats), 29. 11. 1979, in: Ebenda, f. 89, op. 31, d. 23, o. Bl.
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Richtschnur für die Publizistik in den Gefolgschaftsstaaten und die Medien der
abhängigen Organisationen im westlichen Ausland. Zur Unterstützung der Agita-
tion in Westeuropa stellte die UdSSR den Volksdemokratien und vor allem der
DDR erhebliche finanzielle Mittel zur Verfügung34. Den Instruktionen aus Mos-
kau zufolge war die Notwendigkeit einer „militärischen Entspannung“ in den Vor-
dergrund zu stellen. Spitzenfunktionäre des ZK-Apparats erklärten dem westdeut-
schen Publikum, eine „Destabilisierung“ des „bestehenden Gleichgewichts“ durch
Raketen der USA, die aus Stellungen in Westeuropa in kurzer Zeit sowjetische
Ziele erreichen könnten, müsse verhindert werden35.

Die Internationale Abteilung bereitete ein „Europäisches Forum für Abrüstung
und Sicherheit“ in Brüssel vor, um die westliche Öffentlichkeit gegen das „impe-
rialistische Wettrüsten“ ihrer Regierungen, vor allem aber gegen die „Einführung
der eurostrategischen Waffen“, zu mobilisieren36. Am 13. Dezember wies man auf
einer Geheimtagung im ungarischen Tihany die Delegierten von 28 kommunisti-
schen Parteien an, taktische Bündnisse mit Sozialdemokraten im Westen einzuge-
hen, um, wie freilich nicht offen zugegeben werden sollte, mit ihrer Hilfe die
NATO zu unterminieren und zu beseitigen37. Fünf Tage später erklärte ein leiten-
der Funktionär der Internationalen Abteilung, Leonid Zamjatin, auf einer Sit-
zung des Weltfriedensrats den Vertretern von 39 „Frontorganisationen“ aus 35
Ländern, die Stationierung amerikanischer Raketen in Westeuropa dürfe nicht
zugelassen werden. Es wurde dazu aufgerufen, „1980 zum Jahr der Massenaktion
gegen das imperialistische Wettrüsten und für militärische Entspannung“ zu
machen unter der Parole: „Handelt jetzt: Beseitigt die Gefahr neuer US-Rake-
ten!“38

Die Kremlführung setzte im sich abzeichnenden Konflikt mit der NATO von
vornherein nicht auf Verhandlungen, sondern auf die Mobilisierung der Öffent-
lichkeit in den westlichen Ländern. Ein Verzicht auf die SS 20 kam für die sowjeti-
schen Politiker nicht in Betracht. Diese Entschlossenheit wurde noch durch die
Empörung über die Wirtschaftssanktionen und den Olympiade-Boykott verstärkt,
zu denen Carter seine Verbündeten nach der sowjetischen Militärintervention in
Afghanistan veranlasste. In Moskau interpretierte man diese Schritte als Ausdruck-

34 Vgl. die Angaben zu den Dokumenten 1290 und 1291 in: Archivy Kremlja i Staroj Ploščadi.
Dokumenty po „Delu KPSS“, Novosibirsk 1995, S. 112.
35 So etwa „Unsere Raketen zielen nicht auf Bonn“. Die sowjetischen Westpolitiker Sagladin
und Falin über Breschnews Abrüstungsofferte, in: Der Spiegel vom 5. 11. 1979, S. 38, S. 40,
S. 42, S. 45, S. 47, S. 49, S. 52, S. 54, S. 56, S. 58, S. 61 u. S. 63.
36 Vgl. Ploetz/Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 203 f.
37 Vgl. Sowjetische Friedenskampagne in Europa, in: IPZ-Informationen (Organ, dessen Anga-
ben auf Erkenntnissen westlicher Aufklärungsdienste beruhte), Nr. K/9 (Dezember 1982),
S. 77. Die Zielangabe wird bestätigt durch eine Stellungnahme des sowjetischen KPdSU-Spitzen-
funktionärs Vadim Sagladin in: Der Spiegel vom 8. 6. 1981, S. 119.
38 Vgl. Gerd Prokot, Den entspannungsfeindlichen Kräften gilt es eine Abfuhr zu erteilen, in:
Neues Deutschland vom 19. 12. 1979; Günter Drefahl (Präsident des Friedensrates der DDR),
Koordinierte Aktionen der Völker gegen den NATO-Konfrontationskurs, in: Horizont vom
28. 1. 1980.
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prinzipieller Feindseligkeit39. Zugleich sah sich die Führung der UdSSR seit lan-
gem in einer Position der Stärke. Auf dem europäischen Schauplatz sei der
Westen militärisch im Nachteil, in der Dritten Welt befinde er sich auf dem Rück-
zug40. Es gelte, das bestehende Übergewicht durch weiteren Druck noch mehr zu
verstärken. Die verbreitete Neigung der westlichen Öffentlichkeit, Waffen als frie-
densbedrohend zu verurteilen, nährte die Hoffnung, man könne die Regierun-
gen der NATO-Staaten durch Abrüstungskampagnen in die Enge treiben. Das
war nicht einmal unrealistisch. Der amerikanische Präsident galt als schwacher
Mann, der bei auftretenden Widerständen einknickte, und Schmidt, dessen Land
von zentraler Bedeutung war, hatte mit innenpolitischen Schwierigkeiten zu rech-
nen. Der Bundeskanzler hatte seine Sorge nochmals mit der Erklärung bekundet,
er sei zum Verzicht auf die Nachrüstung bereit, wenn die UdSSR den weiteren
Aufwuchs der SS 20 stoppe41. Das wäre auf ein sowjetisches Monopol von ca. 120
Startgeräten mit 360 Raketen der ersten Salve hinausgelaufen.

Reaktionen auf den NATO-Doppelbeschluss

Am 12. Dezember 1979 fasste der NATO-Rat den Doppelbeschluss. Daraufhin
ließ der Kreml durch TASS verlautbaren, die Grundlage für Gespräche über Mit-
telstreckenwaffen sei zerstört42. Am 1. Februar 1980 ging das Politbüro in die pro-
pagandistische Offensive mit der Erklärung, die UdSSR beantworte die Konfron-
tationspolitik der NATO mit Zurückhaltung, um die Lage zu entspannen. Zwar
drohe Gefahr, dennoch trete sie weiter „ernsthaft, verantwortungsvoll und beharr-
lich für die Prinzipien der friedlichen Koexistenz“ ein und bemühe sich um die
„Entwicklung normaler, von gegenseitigem Nutzen bestimmter Beziehungen“,
um so aufrechtzuerhalten, „was durch den Entspannungsprozess erreicht wurde“.
Die sowjetische Führung beabsichtige „in dieser schwierigen Lage“ nicht, „Glei-
ches mit Gleichem zu vergelten“, sondern werde „auch in Zukunft ein Maximum
an Ruhe und Besonnenheit an den Tag legen“. Sie ergreife „alle erforderlichen
Maßnahmen“, um sich keine „Konfrontation“ von der Carter-Administration „auf-
zwingen“ zu lassen und um zu verhindern, dass „die Ergebnisse der Entspan-
nungspolitik annulliert“ würden43.

In der nun beginnenden Kampagne wurde auf „antiimperialistische“ Bünd-
nisse mit Sozialdemokraten besonderer Wert gelegt. Diese galten zwar nach wie
vor als Feinde im „internationalen Klassenkampf“, die man langfristig bekämpfen

39 Näheres bei Savelyev/Detinov, The Big Five, S. 56; Brežnev gegenüber Honecker, 27. 7. 1979,
in: Hertle/Jarausch, Risse im Bruderbund, S. 169 f.; Anatoly Dobrynin, In Confidence. Mos-
cow’s Ambassador to America’s Six Cold War Presidents (1962–1986), New York 1995, S. 455–
457.
40 Vgl. die Ausführungen Brežnevs auf der Tagung des Warschauer Pakts in Moskau, 22. 11.
1978, in: Mastny/Byrne (Hrsg.), A Cardboard Castle?, S. 418–421.
41 Schmidt vor den Bundestagsabgeordneten der SPD, 13. 11. 1979, in: Stichworte zur Sicher-
heitspolitik (hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung), 12/1979, S. 7.
42 Vgl. Text in: Pravda vom 15. 12. 1979.
43 Zit. nach Bukowski, Abrechnung mit Moskau, S. 414.
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müsse, doch aktuell hatte ein anderes Ziel Vorrang: Durch ihre Beteiligung sollte
die Anti-Raketen-Bewegung im Westen vom Ruch einer kommunistischen Unter-
nehmung befreit werden. Deshalb schien statt ideologisch begründeter Gegner-
schaft vorerst eine gemeinsame „Verteidigung des Friedens“ notwendig44. Die
Kader im In- und Ausland erhielten in einem internen Informationsbulletin ent-
sprechende Anweisungen45. Am 4. April 1980 erteilte das Sekretariat des ZK
sogar den Medizinern der UdSSR unter Leitung von Brežnevs Leibarzt Jevgenij
Čazov den Auftrag, zusammen mit Kollegen im Westen den Kampf gegen das Sta-
tionierungsvorhaben der NATO aufzunehmen46. Dieser Berufsorganisation, die
man zur Unterstützung des Propagandafeldzugs instrumentalisierte, folgten bald
weitere, etwa die „Generäle für den Frieden“. Mitte April beschloss das Parteise-
kretariat ein detailliertes Programm zur Mobilisierung der westlichen Öffentlich-
keit47. Es veranstaltete auch Treffen mit den osteuropäischen Kommunisten zur
Koordination der Propaganda im Westen48 und bewog den Weltfriedensrat zur
Einberufung eines „Weltparlaments der Völker für den Frieden“ nach Sofia vom
23. bis 27. September 1980, um möglichst viele gesellschaftliche Gruppen des
Auslands für den Kampf gegen die westlichen Raketen zu gewinnen49.

Auswärtige „Bruderparteien“ und ihre Filialorganisationen wurden in großem
Umfang mit Geld und Instruktionen aus der UdSSR versorgt50. Die Kader in der
Bundesrepublik, politisch und finanziell eng an die DDR gebunden, waren dabei
besonders wichtig51. Die Erfolgsaussichten in den einzelnen Ländern waren von
Anfang an unterschiedlich. In Frankreich und Italien war wenig zu bewirken,

44 Vgl. Ploetz, Wie die Sowjetunion den Kalten Krieg verlor, S. 209–212.
45 O porjadke izdanija zakrytogo „Informacionnogo bjulletenja CK KPSS (po meždunarodnym
delam)“ (Auszug aus Protokoll Nr. 201 des ZK-Sekretariats), 12. 3. 1980, in: RGANI, f. 89, op.
31, d. 35, o. Bl.
46 Vgl. die Angaben zu Dokument 1371, in: Archivy Kremlja, S. 118.
47 O dopolnitel’nych meroprijatijach po aktivizacii vystuplenij obščestvennosti protiv rešenija
NATO o proizvodste i razmeščenii novych amerikanskich raket v Zapdanoj Evrope, 15. 4. 1979,
in: RGANI, f. 89, op. 31, d. 46, Bl. 206 f. Angaben zu Dokument 1384 in: Archivy Kremlja, S. 119.
48 So auf Treffen in Budapest am 6./7. 5. 1980 und am 15./16. 7. 1980: O provodenii vstreči
sekretarej CK bratskich partij po meždunarodnym voprosam (Auszug aus Protokoll Nr. 214
des ZK-Sekretariats), 9. 4. 1980, in: RGANI, f. 89, op. 31, d. 39, o. Bl.; vgl. Ausführungen Šapoš-
nikovs, 6. 5. 1980, in: Ploetz, Wie die Sowjetunion den Kalten Krieg verlor, S. 215; Ausführungen
Boris Ponomarëvs, 15. 7. 1980, in: Ebenda, S. 217–220. Vom Vorhaben eines weiteren Treffens
ist in einem Brief des sowjetischen Parteiapparats an den Internationalen Sekretär des ZK der
SED, H. Axen, 21. 5. 1980, die Rede (Angaben zu Dokument 1408, in: Archivy Kremlja, S. 121).
49 Bericht an das Politbüro der SED über das Weltparlament der Völker für den Frieden vom
23.–27. 9. 1980, in: Ploetz/Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 221 f.; Beschluss über
ein Aktionsprogramm, in: Bukowski, Abrechnung mit Moskau, S. 437–440. Zu den Vorbereitun-
gen: Postanovlenie Sekretariata KPSS, 8. 8. 1980, in: RGANI, f. 89, op. 39, d. 14-11s, o. Bl.; Anga-
ben zu Dokument 1483 und 1485, in: Archivy Kremlja, S. 127; Angaben zu Dokument 1500 und
1502, in: Ebenda, S. 128.
50 Vgl. die Angaben zu den Dokumenten Nr. 1665, 1666, 1675, 1688, 1706, 1729, 1815, 1821,
1822, 1824, 1825, 1826, 1869, 1870 u. 1912, in: Ebenda, S. 144, S. 145, S. 147, S. 153, S. 154,
S. 157 u.S. 160, sowie Bukowski, Abrechnung mit Moskau, S. 438–440, S. 443–446 u.S. 449–452.
51 Näheres bei Udo Baron, Kalter Krieg und heisser Frieden. Der Einfluss der SED und ihrer
westdeutschen Verbündeten auf die Partei „Die Grünen“, Münster 2003, S. 37–133.
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weil dort die starken und selbstbewussten kommunistischen Parteien der sowjeti-
schen Generallinie kritisch gegenüberstanden und daher ihre Mitglieder nicht
zur Teilnahme an der Kampagne verpflichteten. Mithin fehlten dem Kreml weit-
hin die Ausführungsorgane vor Ort52. In den Niederlanden war hingegen die
antinukleare Propaganda schon im Vorjahr äußerst wirksam gewesen53. Das Rake-
tenvorhaben der NATO rief in weiten, vor allem auch kirchlichen Kreisen heftige
Ablehnung hervor. In Großbritannien kam es zu etwas schwächeren Protesten54.
Die westdeutsche Anti-Kernwaffen-Bewegung hatte sich aus der Sicht des Kreml
als unzulänglich erwiesen, da sie 1978 Schmidts Zustimmung zur Neutronenwaffe
nicht verhindert hatte55. Um ihrem „Friedenskampf“ neue Impulse zu geben, lud
die KPdSU Vertreter der vorgeblich unabhängigen, in Wirklichkeit mit der DKP
verbundenen Deutschen Friedens-Union (DFU) ein und gab ihnen vom 29.
Januar bis 4. Februar 1980 genaue Instruktionen56. Nach Erkenntnissen westli-
cher Geheimdienste koordinierte die Residentur des KGB an der Botschaft in
Den Haag die sowjetisch inspirierten Aktionen in den westeuropäischen Län-
dern57.

Anlaufen der Kampagne in der Bundesrepublik

DKP und DFU bereiteten zusammen mit dem kommunistisch gelenkten Komitee
für Abrüstung und Zusammenarbeit (KOFAZ) und der früheren KPD-Ersatzorga-
nisation Bund der Deutschen (BdD) eine Tagung in Krefeld vor. Als Initiatoren
des inhaltlich zuvor festgelegten Appells an die Öffentlichkeit wurden Personen

52 Vgl. Honecker im Gespräch mit Brežnev, 25. 7. 1978, in: Hertle/Jarausch (Hrsg.), Risse
im Bruderbund, S. 157; Einschätzung auf der Tagung der osteuropäischen ZK-Sekretäre in
Moskau, 26. 2. 1980, laut Bericht von Gyula Horn und András Gyenes (in engl. Überset-
zung), 29. 2. 1980, http://www.wilsoncenter.org/index.cfm?topic_id=1409&fuseaction=va2.do-
cument&i; Äußerungen von Vitalij Šapošnikov im Kreise der stellv. Leiter der Internationalen
Abteilungen der kommunistischen Parteien Osteuropas, 6. 5. 1980, wiedergegeben in: Ploetz/
Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 214 f.; Gespräch Jurij Andropov – Georges Mar-
chais, 25. 7. 1983, in: Ebenda, S. 155 f.; Gespräch von Enrico Berlinguer mit Honecker im
Dezember 1983, in: Michael Ploetz, Honeckers Siegeszuversicht, in: Deutschland Archiv 31
(1998), H. 6, S. 55 f.
53 Vgl. Hans-Peter Müller, Die Friedensbewegung im politischen Kalkül der sowjetischen
Außenpolitik 1977–1979, in: Maruhn/Wilke, Raketenpoker um Europa, S. 84–116, hier S. 96–
98.
54 Die sowjetische Seite brachte dies zum Ausdruck etwa auf der Tagung der osteuropäischen
ZK-Sekretäre in Moskau, 26. 2. 1980, siehe den Bericht von Gyula Horn und András Gyenes
(in engl. Übersetzung), 29. 2. 1980, http://www.wilsoncenter.org/index.cfm?topic_id=1409&
fuseaction=va2.document&i.
55 Vgl. Rudolf van Hüllen, Der „Krefelder Appell“, in: Maruhn/Wilke (Hrsg.), Raketenpoker
um Europa, S. 216–253, hier S. 216.
56 Vgl. ebenda, S. 221; Drucksache 9/466, Deutscher Bundestag, 9. Wahlperiode, 22. 5. 1981,
Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage, S. 2. Zur operativen und finanziellen
Abhängigkeit der DKP und ihrer Hilfsorganisationen von Moskau und Ost-Berlin vgl. Michael
Roik, Die DKP und die demokratischen Parteien 1968–1984, Paderborn 2006, S. 73–96.
57 Vgl. „Lenkung von Den Haag aus“, in: Deutsche Tagespost (Würzburg) vom 12. 8. 1981. Der
Artikel enthält auch Angaben zu den agierenden Personen.
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präsentiert, die scheinbar aus allen politischen Lagern kamen, tatsächlich aber
mit der DKP verbunden waren oder doch mehrfach ihre Aktionen unterstützt
hatten. Dem BdD-Vorsitzenden und früheren Wehrmacht-Oberst Josef Weber, der
vermutlich einen direkten Draht nach Moskau hatte und die Fäden hinter den
Kulissen zog58, gelang es, zur Beglaubigung der vorgeblichen Unabhängigkeit
zwei führende Politiker der Grünen, Petra Kelly und Generalmajor a. D. Gert
Bastian, als Mitunterzeichner zu gewinnen, indem er ihnen das Gefühl gab, die
Formulierung des Aufrufs wesentlich zu bestimmen. Das „Krefelder Forum“ fand
am 15. Dezember 1980 mit sorgfältig ausgewählten Teilnehmern statt. Als Koordi-
nierungsorgan setzte man eine „Krefelder Initiative“ ein und verabschiedete
einen „Krefelder Appell“, der zur Grundlage der nun folgenden massiven Kam-
pagne wurde59.

Der Aufruf „Der Atomtod bedroht uns alle – keine Atomraketen für Europa!“
fand größte Resonanz in der Öffentlichkeit. Ein „Bielefelder Appell“ folgte, um
auch jene Sozialdemokraten und Rüstungsgegner, die ihre Unterschrift einem
mit kommunistischer Beteiligung zustande gekommenen Dokument verweiger-
ten, ebenfalls zum Mitmachen zu bewegen60. Es kam zu einer beispiellosen Mas-
senmobilisierung. Zur Wirksamkeit der Propaganda trug wesentlich bei, dass die
aktuelle Rüstungsentwicklung den langjährigen sowjetischen Vorwurf gegen die
USA zu bekräftigen schien, diese würden einen auf fremdes Territorium begrenz-
ten Nuklearkrieg vorbereiten61. Voraussetzung dafür sei ihre Fähigkeit zum ver-
nichtenden Kernwaffenschlag gegen die UdSSR mit Hilfe ihrer Mittelstreckenra-
ketensysteme. Westeuropa, vor allem aber die Bundesrepublik, würden total zer-
stört werden, während sich die Amerikaner aus dem Konflikt heraushalten und
keinen Schaden erleiden würden. Mit der physischen Ausschaltung der Sowjet-
union wollten sie ihre Weltherrschaftspläne verwirklichen. Die NATO-Raketen

58 Josef Weber bestimmte die Ausrichtung der prosowjetischen Kräfte in der Friedensbewe-
gung, entschied über die Verwendung der kommunistischen Ressourcen und erhielt 1985 den
Internationalen Lenin-Friedenspreis der UdSSR. Vgl. Werner Kahle, Moskaus Organisator, in:
Die Welt vom 4. 5. 1985.
59 Vgl. van Hüllen, Der „Krefelder Appell“, in: Maruhn/Wilke, Raketenpoker um Europa,
S. 216–253; Udo Baron, Das KOFAZ, die „Grünen“ und die DKP in der Friedenskampagne, in:
Ebenda, S. 198–215, hier S. 202–215; Michael Ploetz, Die Rolle des DDR-„Friedensrates“ in der
SED-Kampagne, in: Ebenda, S. 254–269, hier S. 261–263; Gottfried Linn, Die Kampagne gegen
die NATO-Nachrüstung. Zur Rolle der DKP, Bonn 1983, S. 76–78; Gerhard Wettig, High Road
– Low Road. Diplomacy and Public Action in Soviet Foreign Policy, Washington/DC 1999,
S. 88–93.
60 Vgl. Ploetz, Die Rolle des DDR-„Friedensrates“, in: Maruhn/Wilke, Raketenpoker um
Europa, S. 254–269, hier S. 263; van Hüllen, Der „Krefelder Appell“, in: Ebenda, S. 245.
61 Vgl. Meždunarodnoe kommunističeskoe dviženie pod obščej redakciej V. V. Zagladina, Mos-
kau 1970, S. 114 [Ausarbeitung auf der Grundlage der Beschlüsse der Konferenz der kommu-
nistischen Parteien in Moskau vom Juni 1969, Inhalt: Beurteilung der internationalen Situation
unter dem Aspekt des „Klassenkampfes“ gegen den Westen und im Blick auf die Erringung des
weltweiten Sieges des Sozialismus]; V. V. Žurkin, Strategija SŠA v meždunarodno-političeskich
krizisach – ėvoljucija doktrin, mechanizma, vnesnepolitičeskoj praktiki, Avtoreferat dissertacii,
Akademija Nauk SSSR, IMEMO, Moskau 1975, S. 12, S. 36 f. u. S. 46 f.; G. A. Trofimenko, SŠA,
Moskau 1976, S. 91–96 u.S. 314–333.
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seien daher für die Länder, in denen sie stationiert würden, nichts anderes als
„Untergangsmagneten“62.

Die Entscheidungen der Anti-Raketen-Bewegung wurden wesentlich von der
Forderung der DKP-, DFU-, BdD- und KOFAZ-Funktionäre bestimmt, alles Tren-
nende müsse beiseite bleiben, damit man die Abrüstung gemeinsam voranbrin-
gen könne. Jede „Spaltung“ sei zu vermeiden, der „Minimalkonsens“ zu wahren.
Der Kampf sei allein gegen die NATO-Raketen zu richten. Strittige Themen wie
SS 20, Afghanistan oder Solidarność hätten außen vor zu bleiben. Die aus K-Grup-
pen hervorgegangenen Ökosozialisten machten sich, unterstützt von Agenten
der DDR-Staatssicherheit, die bei den Grünen in wichtige Positionen gelangt
waren, gegenüber den Pazifisten zu Anwälten dieses Standpunkts. Zudem verfüg-
ten Weber und seine Leute noch über andere Mittel: Sie konnten den – oft mit
keinerlei organisatorischem Rückhalt ausgestatteten – Protestierern die benötig-
ten Finanzen und Dienstleistungen entweder gewähren oder verweigern. Durch
diese aparte Kombination von Argumenten und Ressourcen war es ihnen mög-
lich, ihre Linie auch gegen starken Widerstand durchzusetzen, solange man
glaubte, die amerikanischen Raketen verhindern und damit ein Ende des „Wett-
rüstens“ herbeiführen zu können63.

Verhandlungen mit Bundeskanzler Schmidt

Mitte 1980 versuchte Schmidt nochmals, die sowjetische Führung für einen Kom-
promiss zu gewinnen. Bevor er am 30. Juni in die sowjetische Hauptstadt auf-
brach, übermittelte er Brežnev über Botschafter Vladimir Semënov eine Punkta-
tion: Er wolle über die Mittelstreckenraketen sprechen. Das könne er zwar nur
im Namen des eigenen Landes, doch solle dies auf den Grundlagen geschehen,
die er mit Carter und anderen Regierungschefs erörtert habe. Er betonte, die
Bundesrepublik werde, wer immer sie politisch führe, an der Linie des atlanti-
schen Bündnisses und am Grundsatz des militärischen Gleichgewichts festhalten.
Ihre Haltung zur Raketenfrage werde sich keinesfalls ändern. Er, Schmidt, suche
die politische Verständigung und die wirtschaftliche Kooperation mit der UdSSR
und wolle der beiderseitigen Zusammenarbeit über seine und Brežnevs Regie-
rungszeit hinaus Dauer verleihen. Deshalb sei ihm daran gelegen, den Stand-
punkt seines Landes in Moskau zu erläutern64.

Bei der Verhandlung vom 30. Juni äußerte sich der KPdSU-Generalsekretär
zunächst zur Weltpolitik. Er warnte den Bundeskanzler vor einer Politik der

62 Vgl.D. Ustinov, Otstojat’ mir, in: Pravda vom 22. 6. 1981; Das sowjetische Komitee für
europäische Sicherheit und Zusammenarbeit/Wissenschaftlicher Rat zur Erforschung der Frie-
dens- und Abrüstungsprobleme (Hrsg.), Europa in Gefahr, Moskau 1981; Von wo geht die
Gefahr für den Frieden aus?, Moskau 1982.
63 Näheres bei Baron, Kalter Krieg und heisser Frieden, S. 93–99; Wettig, High Road, S. 93–98;
Hubertus Knabe, MfS und Friedensbewegung, in: Maruhn/Wilke, Raketenpoker um Europa,
S. 298–325; Hubertus Knabe, Die unterwanderte Republik. Stasi im Westen, München 2001,
S. 246–250; Ders., Die Täter sind unter uns, Berlin 2007, S. 135.
64 Vgl. Schmidt, Menschen und Mächte, S. 108 f.
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Stärke, welche die UdSSR niemandem gestatte, und schloss mit dem Hinweis, die
gemeinsame Deklaration von 197865, einem Bekenntnis zu Entspannung, Zusam-
menarbeit und Abrüstung, diene der sowjetischen Seite als Orientierung für die
weitere Zusammenarbeit. „Wir sind dafür, dass man sich daran hält.“ Auch
Schmidt verstand diese Deklaration als „feste Grundlage“ der bilateralen Bezie-
hungen, betonte aber die „feste Einbindung“ der Bundesrepublik in die NATO
und die Europäische Gemeinschaft. Das enge Verhältnis zwischen Westeuropa
und den USA sei unverzichtbar, und die Bundesrepublik wolle auch künftig zur
Aufrechterhaltung des Gleichgewichts ihren militärischen Beitrag leisten. Als
Brežnev unterbrach, was das heißen solle, wiederholte Schmidt sein Bekenntnis
zur Allianz und zum Engagement für das militärische Gleichgewicht und ließ sich
auch durch den Einwurf, Verteidigung setze einen Gegner voraus (der, so war
unausgesprochen gemeint, die zum Kooperationspartner erklärte UdSSR doch
nicht sein könne), nicht davon abbringen. Schmidts Hinweis auf die 1978
gemeinsam beschworene „Gleichheit der Sicherheit und die ungefähre Gleich-
heit der militärischen Potentiale“, konterte Brežnev mit der Bemerkung, dem
hätten unterschiedliche Ansichten zugrunde gelegen66. Schmidts in Carters Auf-
trag gestellte Frage, ob die Sowjetunion bereit sei, schon vor der Ratifizierung
von SALT II in vorbereitende Gespräche über SALT III und damit die Eurorake-
ten einzutreten, bejahte Brežnev spontan, woraufhin ihm Gromyko Einwände
zuflüsterte67.

Schon am folgenden Tag widerrief Brežnev seine Zustimmung und verurteilte
den Doppelbeschluss der NATO, deren Verhandlungsofferte er ignorierte, als
Versuch, das militärische Gleichgewicht zu beseitigen. Er warf dem Bundeskanz-
ler vor, seine Regierung habe den Weg dafür freigemacht. Dabei sei es dem
Westen vor allem um Vergrößerung seines nuklearen Arsenals gegangen. Zur
Rechtfertigung habe man die Sache mit der SS 20 aufgebauscht, die doch nur
ältere Raketen ersetze und keine neue Lage schaffe. Die Zahl der Sprengköpfe
werde sogar verringert. Nach wie vor gäbe es ein „ungefähres militärisches
Gleichgewicht“. Die UdSSR strebe keine militärische Überlegenheit an und
besitze keine Erstschlagsfähigkeit. Seien sich denn die Führer der europäischen
NATO-Staaten der fatalen Folgen der geplanten Raketenstationierung überhaupt
bewusst? Auf sowjetischer Seite sehe man darin „eine Art strategischer Angriffs-

65 Gemeinsame Deklaration zur Friedenssicherung, Entspannung und Abrüstung sowie
Rüstungsbegrenzung der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR, 6. 5.
1978, in: Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland. Dokumente von 1949 bis 1994, hrsg.
aus Anlass des 125. Jubiläums des Auswärtigen Amtes, Köln 1995, S. 448–450.
66 Schmidt machte hier seine Interpretation des damaligen gemeinsamen Kommuniques gel-
tend. Tatsächlich überdeckten die Formulierungen, zu denen sich die sowjetische Seite wider-
strebend bereit gefunden hatte, den fortbestehenden Dissens.
67 Protokoll über das Gespräch zwischen dem Bundeskanzler und dem Bundesaußenminister
und Generalsekretär Breschnew, Ministerpräsident Kossygin und Außenminister Gromyko am
30. Juni 1980 von 17.00 bis 19.40, in: PA-AA, B 150, Aktenkopien 1980, VS-Bd. 13165 (Ref.
213), o. Bl. (S. 1–24, insbes. S. 2, S. 12 u.S. 19 f.). Vgl. Schmidt, Menschen und Mächte, S. 110–
112.
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rüstung“. Auch suchte er Misstrauen gegenüber der westlichen Führungsmacht
zu wecken: Im Unterschied zum exponierten Westeuropa seien die USA jenseits
des Ozeans in Sicherheit und hätten von ihrem Streben nach Überlegenheit
nichts zu befürchten. Die UdSSR werde „Maßnahmen zur Wiederherstellung des
gestörten Gleichgewichts einleiten“, was Schmidt sicher nicht gefallen werde. Sie
wende sich „entschieden gegen das Wettrüsten in Europa und anderen Teilen
der Welt“.

Brežnev erneuerte den Vorschlag vom Vorjahr, man solle unter Verzicht auf
den NATO-Beschluss über die Mittelstreckenraketen verhandeln. Als Alternative
bot er an, man könne darüber auch ohne vorherige Ratifizierung von SALT II
sprechen. Dabei müssten auch die „vorne stationierten Systeme“ der Amerikaner
zur Disposition stehen. Das so Vereinbarte könne freilich erst wirksam werden,
wenn die USA zuvor SALT II zugestimmt hätten. Schmidt wollte daraufhin wis-
sen, ob auch die britischen, französischen und chinesischen Systeme einbezogen
werden sollten. Gromyko verneinte. Erst bei SALT III, wenn über die Kernwaffen
aller Staaten gesprochen werde, würden auch diese zur Diskussion stehen. In sei-
ner Erwiderung betonte der Bundeskanzler, er sei nur Briefträger in beide Rich-
tungen, denn die kernwaffenlose Bundesrepublik könne in diesen Fragen nicht
Verhandlungspartner sein. Er sei aber an Fortschritten sehr interessiert, weil sein
Land Stationierungsgebiet der amerikanischen Waffen und Zielgebiet der sowjeti-
schen Waffen sei. Auf Nachfrage bestätigte Brežnev, dass USA und UdSSR sofort,
ohne vorherige Ratifikation von SALT II, über die Mittelstreckenwaffen sprechen
könnten. Dabei müsse man alle Faktoren der strategischen Situation „im organi-
schen Zusammenhang mit den F[orward] B[ased] S[ystems]“, wie Gromyko kor-
rigierend hinzufügte, berücksichtigen. Die Übereinkunft könne dann nach der
Billigung von SALT II durch den Senat in Washington in Kraft treten. Die Einbe-
ziehung der „vorne stationierten Systeme“, so meinte Schmidt, bedeute doch
wohl, dass auch die SS 4, SS 5, SS 20 und der mit zwei Abstandswaffen68 ausgestat-
tete Schwere Bomber „Backfire“ zur Erörterung stünden. Die sowjetischen Führer
sahen darin einen zusätzlichen Vorschlag, der nicht sofort zu beantworten sei.
Nochmals suchte Schmidt sie mit Hilfe eines Kräftevergleichs, der auch qualita-
tive Aspekte berücksichtigte, davon zu überzeugen, dass die nukleare Relation
verändert sei. Die Bundesrepublik fühle sich davon bedroht. Er glaube zwar
nicht, dass die neuen Waffen zum Gebrauch im Kriege bestimmt seien, fürchte
sie aber als Mittel des politischen Drucks. Wozu die UdSSR sie benötige, sei bis-
her nicht erläutert worden. Er wisse aber, dass Brežnev einen Krieg zutiefst
ablehne69.

68 Vorrichtungen zum Abschuss von Luft-Boden-Rakenten.
69 Protokoll über das Gespräch zwischen dem Bundeskanzler und dem Bundesaußenminister
und Generalsekretär Breschnew, Ministerpräsident Kossygin und Außenminister Gromyko am
1. Juli 1980 von 11.00 bis 13.20, in: PA-AA, B 150, Aktenkopien 1980, VS-Bd. 13165 (Ref. 213),
o. Bl. (S. 1–17). Vgl. Schmidt, Menschen und Mächte, S. 118; Kornienko, Cholodnaja vojna,
S. 299 f.; Die geheimen Einzelheiten der Moskauer Gespräche, in: Die Welt vom 7. 7. 1980.
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Während eines Essens in größerem Kreis am Abend des 30. Juni wies Schmidt
nochmals auf das bestehende militärische Ungleichgewicht hin und betonte
zugleich, sein Land wolle nach den Schrecken des letzten Krieges Frieden und
Zusammenarbeit. Er schloss mit dem Appell: „Jetzt kommt es darauf an, neue
gefährliche Ungleichgewichte zu verhindern, die auch das zwischen uns Erreichte
in Frage stellen könnten.“ Diese offenen Worte im Beisein zahlreicher sowjeti-
scher Funktionäre verärgerte die Kremlführung70. Bei einem auf seinen Wunsch
arrangierten Treffen mit dem Verteidigungsminister und Spitzenmilitärs hob der
Bundeskanzler hervor, die westdeutschen Truppen seien dazu bestimmt, auf eige-
nem Boden „mit geringem räumlichen Aktionsradius“ – also nur defensiv – zu
kämpfen. Ustinov äußerte Zweifel und wies auf die Stärke der Bundeswehr hin.
Das Fehlen einer Nachschuborganisation habe wenig zu besagen; auch Hitler
habe 1941 keine gehabt. Die könne Deutschland schnell aus dem Boden stamp-
fen; die noch fehlenden Panzer ließen sich bei Bedarf rasch produzieren. Er und
seine Marschälle hielten daran fest, dass es sich beim Aufwuchs der SS 20 bloß
um eine Modernisierung handele. Man müsse daher das derzeitige „Gleichge-
wicht“ aufrechterhalten und vertraglich fixieren71.

Ungeachtet des fortbestehenden Dissenses verließ Schmidt Moskau in optimis-
tischer Erwartung. Die sowjetische Führung habe ihr Nein zu Verhandlungen auf-
gegeben; damit schien Aussicht auf eine Übereinkunft zu bestehen. Tatsächlich
jedoch war Brežnev, wie Semënov als Zeuge der Gespräche notierte, keineswegs zu
Entgegenkommen bereit. Er habe nur einen „Schlüssel zu ihren [der Gäste] See-
len“ gefunden und sie dadurch für sich einzunehmen gewusst72. Wie wenig er
geneigt war, auf Schmidts Anliegen einzugehen, zeigt auch die Äußerung gegen-
über dem SED-Generalsekretär Honecker, der Bundeskanzler entferne sich immer
mehr von der Entspannung. Daher müsse man mit ihm eine „härtere Sprache“
reden. Das werde, so meinte er, dessen innenpolitische Position „nicht unbedingt
schwächen“73. Die sowjetische Seite war nicht zu dem kleinsten Entgegenkommen
bereit, selbst Brežnevs bloße Andeutung, man könne verhandeln, hatte intern,
namentlich bei Gromyko, Widerstand ausgelöst. Nur durch den „persönlichen Ein-
fluss“ des Kremlchefs war dieser zum Einlenken bewogen worden74.

70 Helmut Schmidt, Menschen und Mächte, S. 112–117, Zitat S. 116.
71 Schmidt, Menschen und Mächte, S. 120–124, Zitat S. 122; vgl. Hans-Georg Wieck, Ein muti-
ger Schritt und ein überragendes Ergebnis, in: Glavnaja direkcija meždunarodnogo sotrudni-
čestva „RIA Novosti“ (Hrsg.), Russland – Deutschland, Blick zurück in die Zukunft. Zum 50. Jah-
restag der Aufnahme diplomatischer Beziehungen (zweisprachig deutsch und russisch), Mos-
kau 2005, S. 35 f.
72 Tagebucheintragung von V. S. Semënov, 2. 7. 1980, in: Forum für osteuropäische Ideen- und
Zeitgeschichte, 2/2004, S. 259.
73 Brežnev im Gespräch mit Honecker, 3. 8. 1981, in: Hertle/Jarausch (Hrsg.), Risse im Bruder-
bund, S. 248 f.
74 So Vadim Zagladins Feststellung im Gespräch mit Gyula Horn am 16. 7. 1980, wiedergegeben
in dessen Bericht (engl. Übersetzung), http://www.wilsoncenter.org/index.cfm?topic_id=1409&
fuseaction=va2.document&i.
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Sowjetische Erfolge und Sorgen

Ungeachtet der Probleme in Afghanistan und Polen sah sich die sowjetische Füh-
rung im Herbst 1980 auf der Siegerstraße. In Westeuropa, vor allem in der Bun-
desrepublik, in den Niederlanden und in Belgien, gewann die Anti-Raketen-
Bewegung massiv an gesellschaftlichem Einfluss. Schmidts Bemühungen um
einen Kompromiss schienen ebenso wie sein Auftreten in der SPD von der Sorge
bestimmt zu sein, sich angesichts wachsender Opposition gegen die Stationierung
der US-Mittelstreckenraketen nicht mehr lange an der Regierung halten zu kön-
nen. Wenn die Welle des Protests seinen Sturz herbeiführe, so die Hoffnung in
Moskau, würden nicht die unerwünschten Oppositionsparteien CDU und CSU,
sondern die „Friedenskräfte“ in der Bundesrepublik an die Macht kommen75. Im
Blick darauf suchte man die oppositionellen Tendenzen in der SPD zu verstär-
ken. Brežnev lud Willy Brandt, der weiter ihr Vorsitzender war und zugleich als
Leiter der Sozialistischen Internationale auch bei den ausländischen Sozialdemo-
kraten großen Einfluss besaß, auf die Krim ein und überzeugte ihn dort von sei-
ner brennenden Sorge um den Frieden und von der Notwendigkeit einer wech-
selseitig annehmbaren Regelung76. Brandt sah seine Vorbehalte gegenüber dem
ungeliebten Nachfolger im Amt des Bundeskanzlers bestätigt. Brežnev verbuchte
es als „nützlich[en]“ Erfolg, dass sich sein Gesprächspartner fortan noch mehr
für die Abrüstung einsetzte und damit den „Spalt“ zwischen der Politik der USA
und Westeuropas vergrößerte77. Und auch die Mitglieder des Konsultativrats für
Abrüstung der Sozialistischen Internationale wurden vom Kreml umworben78.

In der Bundesrepublik verstärkte sich vor allem innerhalb der protestantischen
Kirchen und der SPD der Widerstand gegen die Politik der Bundesregierung.
Der sozialdemokratische Sicherheitsexperte Egon Bahr setzte sich dafür ein, das
Bemühen auf eine „gemeinsame Sicherheit“ – zusammen mit der UdSSR – zu
richten. Um der nuklearen Katastrophe zu entgehen, müsse man die Entspan-
nung forcieren, nicht die Rüstung. Als Gegengewicht zur SS 20 seien nicht die

75 Diese Erwartung trat zutage, als der DGB-Vorsitzende Heinz-Oskar Vetter in Schmidts Auf-
trag während eines Gesprächs mit der sowjetischen Führung fragte, ob es denn nicht im Inter-
esse der UdSSR liege, dass in Bonn die SPD statt der CDU/CSU regiere (Hinweis auf das
Gespräch: Breschnew zu Vetter: Die Situation ist ernst, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 14. 10. 1981). Als späteren Reflex von Vetters Bericht darüber an den Bundeskanzler siehe
Schmidt, Menschen und Mächte, S. 127.
76 Vgl. Vermerk über das Gespräch des Vorsitzenden der SPD, Brandt, mit dem Generalsekretär
des ZK der KPdSU, Breschnew, 30. 6. 1981, in: Willy Brandt, Berliner Ausgabe, Bd. 9: Die Ent-
spannung unzerstörbar machen. Internationale Beziehungen und deutsche Frage 1974–1982,
bearb. von Frank Fischer, Bonn 2003, S. 319–326; Interview mit Willy Brandt, in: Der Spiegel
vom 6. 7. 1981, abgedruckt in: Ebenda, S. 327–341; Brief von W. Brandt an L. I. Brežnev, 17. 2.
1962, in: Ebenda, S. 373 f.; Interview mit Willy Brandt, in: Der Spiegel vom 5. 4. 1981, abge-
druckt in: Ebenda, S. 375–378.
77 So Brežnev im Gespräch mit Honecker, 3. 8. 1981, in: Hertle/Jarausch (Hrsg.), Risse im Bru-
derbund, S. 207.
78 Vgl. Priëm L. I. Brežnevym predstavitelej Konsul’tativnogo soveta Socialističeskogo interna-
cionala po razoruženiju, in: Pravda vom 4. 2. 1982.
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geplanten amerikanischen Raketen, sondern die vorhandenen Systeme der Bri-
ten und Franzosen anzusehen79. Nur mit Mühe gelang es Schmidt im Frühjahr
1981 und nochmals ein Jahr danach, seine Partei durch Androhung des Rück-
tritts zur Gefolgschaft zu bewegen. Auf dem Münchener Parteitag (19. bis 23.
April 1982) verhinderte er mit knapper Not die Annahme eines gegen die Statio-
nierung gerichteten Antrags. Doch Schmidts Bemühen um ein positives Votum
scheiterte: Die Delegierten vertagten ihre Stellungnahme bis Herbst 1983, wenn
die Entscheidung über die Aufstellung der Raketen unmittelbar bevorstehe. Es
waren Sozialdemokraten, die wesentlich zum Anwachsen der Protestbewegung
beitrugen. Nachdem am 10. Oktober 1981 250.000 Raketengegner in Bonn
demonstriert hatten, suchte der Bundeskanzler vergeblich eine Parteirüge für
beteiligte SPD-Mitglieder durchzusetzen.

Anfang 1981 legte die Auslandsaufklärung des KGB eine Beurteilung der welt-
politischen Trends vor. Danach änderte sich das Kräfteverhältnis unaufhaltsam zu
Ungunsten der UdSSR. Nachdem die USA lange Zeit in der schwächeren Posi-
tion gewesen seien, hätten sie in Carters Spätzeit eine militärische Aufholjagd
begonnen; auch die Entwicklungen in der Dritten Welt seien in antisowjetischem
Sinn umgekippt. Vor allem aber habe die amerikanische Öffentlichkeit den Glau-
ben an die Entspannung verloren und unterstütze das größte Aufrüstungspro-
gramm, das je in Friedenszeiten eingeleitet worden sei. Das Politbüro war alar-
miert. Wegen der weit schwächeren sowjetischen Wirtschaftskraft waren adäquate
Gegenanstrengungen illusorisch80. Als Ronald Reagan nach seinem Einzug in das
Weiße Haus im Januar 1981 das Militärbudget weiter erhöhte, ein Programm des
langfristigen Aufbaus der strategischen Kapazitäten ankündigte, von Prinzipien
der Rüstungskontrolle abrückte, die Einführung der Neutronenwaffe vorsah und
eine „ideologische Offensive“ gegen die UdSSR einleitete, nahmen die Sorgen
zu. Die Kremlführung sah sich einer politischen, ökonomischen und militäri-
schen Herausforderung gegenüber, der sie nicht gewachsen war81. Ohne auf die
beschränkte Leistungsfähigkeit des Landes Rücksicht zu nehmen, rüstete sie
jedoch weiter, um – namentlich durch beschleunigte SS 20-Stationierungen – den
Amerikanern Paroli zu bieten82.

Für Reagans Vorgehen fand KGB-Chef Andropov zwei Erklärungen: Hass
gegen den Sozialismus und Streben nach militärischer Überlegenheit. Die vom
Präsidenten eingeleitete „ideologische Diversion“ und seine Politik des Handels-
boykotts und Wettrüstens brächten Wirtschaft und Gesellschaft der UdSSR zuneh-
mend in Schwierigkeiten. In den sozialistisch orientierten Ländern der Dritten
Welt und in den Volksdemokratien Osteuropas hätten die USA die ideologische

79 Vgl. Jeffrey Herf, War by Other Means. Soviet Power, West German Resistance, and the Battle
or Euromissiles, New York/Toronto 1991, S. 124–133 u.S. 138–140.
80 Basierend auf Informationen der CIA, vgl. Ben B. Fischer, A Cold War Conumdrum. The
1983 Soviet War Scare. An Intelligence Monograph, Langley/VA: Center for the Study of Intel-
ligence, Sept. 1997, S. 3–5.
81 Vgl. Dobrynin, In Confidence, S. 478 u.S. 495 f.
82 Vgl.D. Ustinov, Otvesti ugrozu jadernoj vojny, in: Pravda vom 12. 6. 1982; ders., Otstojat’ mir,
in: Pravda vom 22. 6. 1981.
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Gegenoffensive begonnen, erzeugten innenpolitische Widerstände, unterstützten
die Opposition und scheuten, wenn kein größeres Risiko entstehe, sogar vor
bewaffnetem Eingreifen nicht zurück83. Nach Abschluss der amerikanischen
Hochrüstung war zudem, wie Andropov im Mai 1981 auf einer internen Beratung
erklärte, mit einem nuklearen Überraschungsangriff zu rechnen. Seine Sorge
wurde zwar von den Experten weithin nicht geteilt, doch erhielten die Geheim-
dienste KGB und GRU (über den das Militär gebot) die Weisung, mit Vorrang an
einem Informationssystem zu arbeiten, das rechtzeitig vor entsprechenden Vorbe-
reitungen der USA warne. Die ersten Instruktionen an die Residenturen im Aus-
land, auf die geringsten Anzeichen für einen „frühen Nuklearüberfall“ (rannee
jadernoe napadenie, daher der Codename RJaN) zu achten, ergingen im Novem-
ber 1981. Deren Meldungen über die – als psychological operations gedachten –
Aktivitäten der amerikanischen See- und Luftstreitkräfte nahe den sowjetischen
Grenzen weckten zunächst noch nicht die Befürchtung, dass ein Angriff akut
bevorstehe84.

Brežnev sah die UdSSR zwar bedroht, stellte aber auch positive Entwicklungen
fest. Der Kurs, den die USA ihren Verbündeten aufzwängen, beunruhige diese
zunehmend und bewege sie zu mehr Bemühen um Kontakte mit Moskau. Auch
setze sich Brandt nach dem Gespräch auf der Krim verstärkt für die Abrüstung
ein85. Andererseits war man im Kreml über politische Probleme im eigenen
Lager besorgt. Der Gegner bemühe sich mit Erfolg um Einfluss auf die Arbeiter-
klasse, die Intelligenz, die Jugend und die Frauen in der UdSSR. Der Kampf
dagegen werde durch die Erfordernisse des Bündnisses mit der Friedens- und
Antikriegsbewegung im Westen erschwert, das keine konsequenten Maßnahmen
gegen Gruppen in den sozialistischen Ländern zulasse, die „sich unter dem Ban-
ner des Kampfes für den Frieden organisieren, tatsächlich jedoch antisozialisti-
sche Ziele verfolgen“. Eine zusätzliche Komplikation entstehe durch jenen Teil
der Grünen [in der Bundesrepublik], der als eines der feindlichen „Zentren der
ideologischen Diversion“ gegen den Sozialismus fungiere86.

Auftakt zu Verhandlungen

Der Kreml war nunmehr zu Verhandlungen bereit. Mit Carter wurden Vorgesprä-
che vereinbart, zu denen es aber erst im Mai 1981 kam – mit Unterhändlern sei-

83 Vgl. Andropov im Gespräch mit Erich Mielke, 11. 7. 1981, in: Ploetz, Wie die Sowjetunion
den Kalten Krieg verlor, S. 91–96.
84 Vgl. Fischer, A Cold War Conumdrum, S. 5–17; Christopher Andrew/Vasili Mitrokhin, The
Sword and the Shield. The Mitrokhin Archive and the Secret History of the KGB, New York
1999, S. 213; Vladislav Zubok, A Failed Empire. The Soviet Union in the Cold War from Stalin
to Gorbachev, Chapel Hill/NC 2007, S. 271 f.; Ustinov gegenüber Marschall Kulikov, 14. 6.
1982, in: Mastny/Byrne (Hrsg.), A Cardboard Castle?, S. 464 f.
85 Vgl. Brežnev im Gespräch mit Honecker, 3. 8. 1981, in: Hertle/Jarausch (Hrsg.), Risse im
Bruderbund, S. 207 f.
86 So der stellv. KGB-Vorsitzende Filip Bobkov auf einer Zusammenkunft der östlichen Geheim-
dienste, in: Süß, Asymmetrische Kooperation, o.S.
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nes Nachfolgers. Die UdSSR bestand darauf, sie müsse ihre SS 20 ausnahmslos
behalten, ohne dass eine Gegenstationierung vorgenommen werde. Nur auf diese
Weise sei die militärische Parität zu erreichen, zu der man sich beiderseits
bekannt habe. Die strategischen Kernwaffen Großbritanniens und Frankreichs
müssten als Arsenale der NATO gelten und daher deren Seite zugerechnet wer-
den. Aus dieser Sicht, die Schmidt bereits in den Moskauer Gesprächen angeregt
hatte87, wurde folgender Schluss gezogen: Im Bereich der Intermediate-Range
Nuclear Forces (INF), wie die Mittelstreckenwaffen in der neuen Terminologie
Washingtons nun hießen, würden schon die britischen und französischen
Systeme für ein volles Gegengewicht zur SS 20 sorgen. Eine Stationierung ameri-
kanischer Systeme in Europa war nach dieser Lesart daher nicht mehr nötig88.
Das war freilich nach Auffassung des westlichen Bündnisses schon deshalb abwe-
gig, weil es sich dabei um Waffen handelte, die ausschließlich für den nationalen
Einsatz, zum Schutz des eigenen Landes vorgesehen waren. Die Strategie der Alli-
anz war davon nicht berührt. Nachdem die UdSSR schon mehrfach zur Korrek-
tur ihrer Angaben genötigt gewesen war, präsentierte sie im Herbst 1981 einen –
auch im militärischen Detail fragwürdigen89 – Kräftevergleich, nach dem die
NATO ein kleines Übergewicht von 986 zu 975 Systemen besaß90. Zwar erzwang
der Verhandlungsverlauf einige Berichtigungen, doch hielt der Kreml weiter an
den zugrunde gelegten Argumentationslinien fest91.

Propagandistisch arbeitete die UdSSR mit dem Argument, sie habe im Gegen-
satz zum Westen seit einem Jahrzehnt ihre Kapazitäten nicht ausgeweitet92. Das
traf für die Systeme zu. Durch die vermehrten Sprengköpfe waren jedoch die
sowjetischen Fähigkeiten enorm gesteigert worden. Zudem hatten sich die Reich-
weiten und Kampfradien außerordentlich vergrößert, und die meisten sowjeti-
schen Raketen waren ungleich effizienter als die Flugzeuge des Westens, die
zudem nur weitaus kürzere Strecken zurücklegen konnten. Die sowjetische For-
derung, eine beiderseitige Reduzierung der Flugzeuge müsse auch die nuklearfä-
higen Jagdbomber der NATO einbeziehen, zielte auf eine einseitige Schwächung
ihrer konventionellen Schlagkraft. Wenn diese Systeme „doppelter Verwendung“,

87 Vgl. den damaligen Kräftevergleich der Bundesregierung, in: Es geht um unsere Sicherheit.
Verteidigung im Bündnis, hrsg. vom Auswärtigen Amt, Bonn 1980, S. 65.
88 Vgl. Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 321. Brežnev hatte sich, wie bei Savelyev/Detinov, The Big
Five, S. 61, berichtet wird, erst nach den Verhandlungen mit Schmidt von seinen Beratern
davon überzeugen lassen, dass dessen Anregung eine Rechtfertigung des beanspruchten Mono-
pols an landgestützten Mittelstreckenraketen ermöglichte.
89 Näheres bei Wettig, Instrumentalisierung, in: Forndran/Krell (Hrsg.), Kernwaffen im Ost-
West-Vergleich, S. 369–378.
90 Die Präsentationen dieser Berechnung wurden schriftlich in folgenden Berichten festgehal-
ten: L Zamjatin auf einer Pressekonferenz in Bonn, in: General-Anzeiger vom 24. 11. 1981; V.
Zagladin auf der Genfer Pugwash-Konferenz, 11./12. 12. 1981, in: Bundesministerium der Ver-
teidigung (Hrsg.), Materialien zu den Genfer Verhandlungen über nukleare Mittelstreckensys-
teme (INF), Bonn 1982, S. 68.
91 Siehe etwa die Aussage Marschall Achromeevs auf einer Pressekonferenz in Moskau am 14. 9.
1983, in: Pravda vom 15. 9. 1983.
92 So D. F. Ustinov, Protiv gonki vooruženij i ugrozy vojny, in: Pravda vom 25. 7. 1981.
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denen – anders als den sowjetischen Nuklearflugzeugen – auch bei nur konven-
tionellen Kämpfen zentrale Aufgaben zugedacht waren, aus Europa entfernt wur-
den, würde ein zentrales Element der konventionellen Verteidigung fehlen.
Dann würden nur 40 amerikanische Militärmaschinen weiter auf europäischem
Boden verbleiben, wo ihnen eine erdrückende Übermacht konventioneller Flie-
gerkräfte der UdSSR gegenüber stünde. Nahm man alles zusammen, so konnte
von einem Gleichstand der Rüstung keine Rede sein. Die in Zahlen definierte
„Gleichheit“ verschleierte nur eine massive Überlegenheit, die sich vor allem
durch den SS 20-Aufwuchs fortlaufend verstärkte93.

Vor einem Besuch in Bonn wandte sich Brežnev Anfang November 1981 an die
Öffentlicheit mit der Forderung, man solle sich auf ein Moratorium verständi-
gen94. Die dabei erklärte Bereitschaft, sein Arsenal noch vor Abschluss einer Ver-
einbarung „einzufrieren“, weitere Modernisierungen in Europa zu unterlassen
und Raketen einseitig zu verringern95, sollte den Eindruck erwecken, als wolle er
einen Verzicht des Westens auf Gegenstationierung mit großzügigem Entgegen-
kommen honorieren. In Wirklichkeit war der Kreml nicht einmal bereit, es beim
damaligen massiven INF-Monopol zu belassen, denn er nannte als zugrunde zu
legenden sowjetischen Ist-Stand eine SS 20-Zahl, die als Endstand im nächsten
Frühjahr vorgesehen war. Wie Suslov im Politbüro erklärte, kam mit Rücksicht
auf die Friedensbewegung in Westeuropa kein Entgegenkommen in Betracht.
Von dem, was diese als sowjetische Friedenspolitik ansehe, könne man nicht
abgehen. Vor allem die kommunistischen Parteien als die tragenden Kräfte wür-
den es nicht verstehen, wenn die UdSSR von dem Kurs abweiche, für den sie sich
eingesetzt hätten96. Vor den Verhandlungen wurde Delegationsleiter Julij Kvicins-
kij instruiert, eine Vereinbarung sei nicht beabsichtigt97.

Demgegenüber trat Reagan Mitte November vor Brežnevs Besuch in Bonn mit
dem Vorschlag einer „doppelten Null-Option“ an die Öffentlichkeit. Beide Seiten
sollten auf INF-Raketen völlig verzichten. Die vorhandene Bestände seien zu ver-
nichten. Die Friedensaktivisten in Westeuropa, denen der Präsident als rüstungs-
wütiger Kalter Krieger galt, waren zunächst sprachlos. Die sowjetische Seite
sprach von Propagandaspektakel und Heuchelei. Das erschien vielen in der Anti-
raketenbewegung plausibel. Dennoch blieb die amerikanische Position für den

93 Vgl. Wettig, Instrumentalisierung, in: Forndran/Krell (Hrsg.), Kernwaffen im Ost-West-Ver-
gleich, S. 381–384, dazu die Tabellen in: Forndran/Krell, Kernwaffen im Ost-West-Vergleich,
S. 190, S. 192 f., S. 206 f., S. 235, S. 238, S. 374–377 u.S. 470–521.
94 „Versetzen Sie sich mal in unsere Lage ...“ Staats- und Parteichef Breschnew über die politi-
sche Situation vor seinem Besuch in Bonn, in: Der Spiegel vom 2. 11. 1981, S. 34 f., S. 37, S. 39,
S. 42, S. 45, S. 47, S. 51, S. 53 f., S. 57, S. 60 u.S. 63.
95 Erwähnt in: Intermediate-Range Nuclear Forces (INF), Progress Report to Ministers by the
Special Consultative Group, released for publication on December 8, 1983, NATO Information
Service, Brüssel, S. 29 f.
96 Ausführungen von M. A. Suslov im Politbüro der KPdSU, 19. 12. 1981, zit. nach Mark Kra-
mer, Poland 1980–1981, in: Bulletin of the Cold War International History Project, 5 (Spring
1995) Poland 1980–1981, S. 137.
97 Näheres bei Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 292 f. u. S. 299 f.
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Kreml weiter eine Herausforderung. Brežnev erregte sich sehr, als er in Bonn mit
Schmidt sprach. Es sei unverschämt, dass Reagan auf diese Weise der UdSSR ein-
seitige Abrüstung zumute, während die zahllosen gegen sie gerichteten land- und
seegestützten Raketen sowie Nuklearbomber der USA nicht angerührt werden
sollten. In Europa stünden sich die Mittelstreckensysteme im Verhältnis eins zu
eins gegenüber, aber der Präsident wolle daraus die Relation zwei zu eins zuguns-
ten der NATO machen. Dabei ignorierte der Kremlchef, dass weder die ungleich
weniger weit reichenden Nuklearraketen noch die Flugzeuge der Amerikaner in
der Lage waren, sowjetisches Gebiet zu bedrohen. Schmidt, der inzwischen
wusste, dass sein Gegenüber auf die westdeutschen Gegner der NATO-Stationie-
rung hoffte, suchte den Gast zu beruhigen, und betonte nachdrücklich seine Ent-
schlossenheit zur Durchführung des Bündnisbeschlusses, wenn es bei den INF-
Verhandlungen zu keiner Einigung komme98.

Der Kreml war nach wie vor besorgt über die Attraktivität von Reagans Null-
Option für die Öffentlichkeit und suchte ihr mit der Erklärung zu begegnen, die
von Washington bekundete Bereitschaft zum Entgegenkommen habe nur den
Ton, nicht die Sache verändert. In der zentralen Frage der Verteidigung wolle
man die UdSSR über den Tisch ziehen. Sie solle die Verschrottung ihres strategi-
schen Hauptpotentials, der jahrzehntelang aufgebauten landgestützten Raketen,
sofort einleiten, während die USA die angekündigten militärischen Programme
ungehindert durchführten. Es gelte, das Arsenal der Mittelstreckensysteme, das
den Kern der strategischen Streitkräfte bilde, als Bollwerk der gesamten sozialisti-
schen Gemeinschaft zu verteidigen. Um die Verwirrung des Publikums zu über-
winden, müsse man die „wirkliche Bedeutung“ der beiderseitigen Standpunkte
ins rechte Licht rücken99.

Die INF-Verhandlungen waren immer auch ein Wettstreit um die Gunst der
öffentlichen Meinung. Beide Seiten erklärten, ein gleichgewichtiges Kräftever-
hältnis anzustreben, hatten aber darüber gegensätzliche Vorstellungen. Die
UdSSR bestand auf den sie stark begünstigenden Ist-Stand. Alle nuklearfähigen
Flugzeuge müssten ohne Rücksicht auf ihre beschränkte Fähigkeit und konven-
tionelle Rolle voll als eurostrategische Potentiale gerechnet werden; die briti-
schen und französischen Systeme hätten als Teil des NATO-Arsenals zu gelten;
Startgeräte, nicht Sprengköpfe wurden als Zählkriterien vorgesehen; nur die in
Europa stationierten Systeme durften berücksichtigt werden. Damit wäre das
Ungleichgewicht befestigt statt beseitigt worden. Das war für die USA unannehm-
bar. Diese strebten als ersten Schritt die Verschrottung aller in Europa und Asien
stationierten landgestützten Raketen kontinentaler und subkontinentaler Reich-
weite an. Die Gefechtsfeldwaffen sollten davon ausgenommen sein. Die kompli-
zierten Probleme der Flugzeuge, vor allem der sowohl nuklear als auch konven-
tionell einsatzfähigen amerikanischen Flugzeuge, sei später zu behandeln. Die

98 Siehe den Bericht von Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva, S. 195–198.
99 So Andropov auf der Tagung des Politischen Konsultativkomitees in Prag, 4./5. 1. 1983, in:
Mastny/Byrne (Hrsg.), A Cardboard Castle?, S. 474–476.
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Waffen dritter Staaten könnten nicht einbezogen werden, weil man weder strate-
gisch noch diplomatisch darüber verfüge.

Der sowjetische Vorschlag vom März 1982, die Zahl der beiderseitigen Systeme
in Europa zunächst auf je 600 und dann 300 zu verringern, zielte darauf ab, den
Nachteil für die westliche Seite zu vergrößern. Die UdSSR konnte demnach ihre
SS 20 so gut wie vollständig behalten, die USA aber hätten aufgrund der Anrech-
nung der britischen und französischen Potentiale fast alle nuklearfähigen Flug-
zeuge entfernen müssen, obwohl sie primär für den konventionellen Einsatz auf
dem Gefechtsfeld bestimmt waren100. Der amerikanische Präsident machte
öffentlich geltend, dass der Kreml über eine klare „Spanne der Überlegenheit“
verfüge. Als er in einer polemischen Rede dazu konkrete Forderungen stellte,
wandten sich Gromyko, Ustinov und Andropov mit einem Memorandum an das
Politbüro. Darin beschuldigten sie Reagan, er suche seine aggressive Politik pro-
pagandistisch zu bemänteln. Er wolle die nukleare Parität beseitigen, sei von
Hass gegen der Sowjetunion erfüllt, wolle ihre Verbündeten spalten und das
sozialistische System beseitigen101. Vor diesem Hintergrund kam es bei den INF-
Verhandlungen zu keiner Bewegung. Daher entschloss sich der amerikanische
Chefunterhändler Paul Nitze, einen Versuch zur Überwindung des Stillstands zu
machen. Kvicinskij ging darauf ein.

Der Waldspaziergang der beiden Chefunterhändler

Nitze hatte nur den Leiter der U. S.-Rüstungskontrollbehörde von seiner Initia-
tive unterrichtet, war sich aber sicher, dass diese die Billigung des Präsidenten fin-
den würde. Entscheidend schien ihm, dass die vorzusehenden Zugeständnisse
auf keinen Fall zur bloßen Ausgangsposition für künftige Gespräche werden durf-
ten, aus der sich der Kreml dann das Gewünschte herauspicken könnte. Deshalb
präsentierte er seine Vorschläge als ein Paket, das in seiner Gesamtheit zur Ent-
scheidung stehe. Werde es abgelehnt, gebe es überhaupt keine Übereinkunft.
Auf dieser Basis legte Nitze auf einem Waldspaziergang am 16. Juli 1982 Kvicins-
kij seine Vorstellungen dar. Danach stand jeder Seite in Europa die gleiche Zahl
von „Startrampen“ zu. Die UdSSR sollte 75 nachladefähige SS 20-Systeme mit je
drei unabhängig ins Ziel zu bringenden Sprengköpfen haben; für die USA waren
75 Stellungen von vier Marschflugkörpern mit je einem Sprengkopf vorgesehen.
Das Mehr an Sprengköpfen sollte den Amerikanern einen Ausgleich dafür bie-
ten, dass sie auf die Pershing II vollständig verzichteten und damit – aus Rück-
sicht auf die sowjetische Sorge hinsichtlich einer Bedrohung der Regierungs- und
Kommandozentren – der anderen Seite bei den schnellen ballistischen Raketen

100 Vgl. Briefing on Theater Nuclear Force by the Chairman of the U.S. Delegation to the Inter-
mediate-Range Nuclear Forces Negotiations, May 12, 1982, H-181-69:7, in: House [of Represen-
tatives] Appropriation Committee Hearings, Washington/DC 1982, S. 809–846; [U. S.] Senate
foreign Relations Committee Hearings: Testimony by the Honorable Paul H. Nitze, May 24,
1982, Washington/DC 1982, S. 2–16; Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 291; Nitze, From Hiroshima
to Glasnost, S. 371–374.
101 Vgl. Dobrynin, In Confidence, S. 502 f.
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ein Monopol einräumten. Raketen mit einer Reichweite zwischen 500 und 1000
km sollten auf dem aktuellen Stand verbleiben. Für die SS 20 jenseits des Ural
wurde eine Begrenzung vorgesehen, und Washington sollte sich verpflichten, wei-
terhin keine Raketen in Asien zu stationieren. Beiden Mächten wurden in Europa
150 Schwere Bomber zugestanden, die „wesentlich“ für den nuklearen Einsatz
bestimmt seien. Kvicinskij bewog Nitze zu kleinen Modifikationen, die nichts an
diesen Punkten änderten, und beide kamen überein, das Vorschlagspaket ihren
Regierungen vorzulegen102.

Bei seiner Rückkehr nach Moskau Ende Juli sah sich Kvicinskij mit dem Vorwurf
konfrontiert, er sei den Amerikanern auf den Leim gegangen, die weder ein Gip-
feltreffen noch eine Euroraketen-Vereinbarung wollten, sondern nur nach weichen
Stellen auf sowjetischer Seite suchten. Ohne Beachtung blieb, dass immerhin eine
gewisse Bereitschaft zur Abkehr von der Null-Option und zum Verzicht auf die
besonders bedrohliche Pershing II zu erkennen war. Kvicinskij wurde daran gehin-
dert, Nitze die versprochene Antwort zukommen zu lassen. Mit der Billigung Gro-
mykos, der augenscheinlich nur ein Sondierungsgespräch erwartet hatte, wiesen
die Militärs auf einer Besprechung der zuständigen Spitzenbehörden den Vor-
schlag scharf zurück. Kvicinskij wandte sich daraufhin an Andropov, der gerade an
die zweite Stelle in der Partei vorgerückt war. Er machte geltend, das den USA
zugestandene numerische Übergewicht von 300 zu 225 Sprengköpfen in Europa
sei für das Kräfteverhältnis insgesamt nicht wichtig. Eine Übereinkunft sei nötig,
weil es keine „Volksrevolution“ in der Bundesrepublik geben werde, welche die
NATO-Raketen verhindere. Da Reagans Null-Option keinesfalls gewünscht sei,
bleibe nur dieser Vorschlag. Andropov schien das für erwägenswert zu halten, ver-
mied aber eine Stellungnahme und verwies an die Militärs, bei denen General-
stabschef Nikolaj Ogarkov bereits eine „Provokation“ festgestellt hatte. Auf einer
erneuten Beratung wollte Marschall Sergej Achromeev den USA für den Verzicht
auf jede Stationierung den Abbau von nicht näher definierten 225 Raketenstartan-
lagen in Europa zugestehen. Doch auch dieses vermutlich nur die Altsysteme
betreffende Angebot lehnten Ogarkov und Gromyko ab103.

Anschließend erfuhr Kvicinskij die Motive für diese Ablehnung. Andropov und
das Außenministerium nannten sein Vorgehen „naiv“. Er habe eine ihm nicht
zukommende Rolle übernommen, statt strikt im Rahmen der gegebenen Anwei-
sungen zu bleiben und sich in Führungsangelegenheiten zurückzuhalten. Achro-
meev wollte die SS 20-Komplexe in Europa nicht reduzieren; die „operativ-takti-
schen“ Raketen (mit einer Reichweite von 500 bis 1000 km) bedürften der Auf-
stockung auf 180 Einheiten. Zudem arbeite man daran, mehrere hundert neue
Raketen mit einer Reichweite von etwa 400 km in Dienst zu stellen. Das Politbüro
formulierte am 9. September 1982 eine Maximalposition für die INF-Verhandlun-
gen, die eine Vereinbarung faktisch ausschloss. Gromyko hätte aber gerne einen
Konflikt vermieden. Er fragte Kvicinskij, welche Übereinkunft man sich vorstellen

102 Vgl. ebenda (unter Beifügung der Kvicinskij übergebenen vier Papiere), S. 376–385; Kwizins-
kij, Vor dem Sturm, S. 301–305.
103 Vgl. ebenda, S. 305–310.
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könne. Dieser erwiderte, nur wenn die UdSSR die SS 20-Raketen verringere (was
natürlich die oberste Führung entscheiden müsse), sei ernstlich an einen Dialog
mit den Amerikanern und an weitere Beeinflussung der westeuropäischen
Öffentlichkeit zu denken. Der Außenminister gab erregt zur Antwort, man habe
nie auf Waffen verzichtet, die der Verteidigung dienten104.

Regierungswechsel in Bonn und Andropovs Entscheidung
für verstärkte Propaganda

Im Herbst 1982 nahm die sicherheitspolitische Opposition in der SPD einen
Umfang an, der Schmidts Stationierungskurs in Frage stellte. Sinkende Umfrage-
werte für die Bundesregierung ließen den Koalitionspartner FDP befürchten,
dass er von den Sozialdemokraten in die Tiefe gerissen werde, und bewogen ihn
dazu, auf der Basis gemeinsamen Eintretens für die NATO-Raketen das Bündnis
mit der CDU/CSU zu suchen. Beide Parteien wählten am 1. Oktober mit einem
konstruktiven Misstrauensvotum Helmut Kohl zum neuen Bundeskanzler. Damit
gab es in Bonn eine Regierung, die von inneren Widerständen unbelastet den
Doppelbeschluss unterstützte. Das war ein schwerer Schlag für die sowjetische
Führung, die nun am Sieg ihrer Politik zu zweifeln begann105. Andropov, seit
Brežnevs Tod im November 1982 an der Spitze von Partei und Staat, bemühte
sich, die neuen Männer in Bonn durch Unterstützung der „realistischen Ele-
mente“ zu einer politischen Wende zu veranlassen106. Zugleich hoffte er auf eine
Rückkehr der SPD an die Macht. Das kam deutlich zum Ausdruck, als er im Blick
auf die Bundestagswahl im März 1983 deren Kanzlerkandidaten Hans-Jochen
Vogel empfing, um ihm den sowjetischen Standpunkt ausführlich zu erläutern.
Danach suchten die Militärs den Gast von der Richtigkeit der sowjetischen Posi-
tion zu überzeugen107.

Nachdem CDU/CSU und FDP die Wahlen gewonnen hatten, sondierte Gro-
myko, ob man mit ihnen zu einer Übereinkunft auf der Basis der Moskauer Vor-
stellungen kommen könne. Freundliche Bonner Worte überzeugten ihn vom
Interesse an guten Beziehungen zur UdSSR, doch in der Hauptfrage, der NATO-

104 Vgl. ebenda, S. 312–316.
105 So war ein mit der Westpropaganda befasster leitender Funktionär des zentralen Parteiappa-
rats der Ansicht, dass sich die Gegner der NATO-Stationierung durchsetzen würden: V. Šapošni-
kov, O nekotorych problemach antivoennogo dviženija, in: Mirovaja ėkonomika i meždunarod-
nye otnošenija, 12/1981, S. 22–24. Ihm widersprach der Vorsitzende der westdeutschen DKP,
Herbert Mies: Gerbert Mis, K edinstvu dejstvij v bor’be za mir i trud, in: Kommunist. Teoretičes-
kij i političeskij žurnal CK KPSS, 1982, H. 12, S. 95–97. Ustinov hatte schon vor dem Regierungs-
wechsel in Bonn befürchtet, dass die Aufstellung der NATO-Raketen letztendlich durchgesetzt
werde: Ausführungen von D. F. Ustinov im Gespräch mit Marschall V. G. Kulikov und DDR-
Verteidigungsminister Heinz Hoffmann, 14. 6. 1982, in: Mastny/Byrne (Hrsg.), A Cardboard
Castle?, S. 464.
106 Andropov auf der Prager Tagung des Warschauer Pakts, 4./5. 1. 1983, in: Mastny/Byrne
(Hrsg.), A Cardboard Castle?, S. 477.
107 Vgl. Protokoll der Moskauer Gespräche [H.-J. Vogels, verfasst von Botschafter Andreas
Meyer-Landrut], in: Quick vom 27. 1. 1983, S. 16–20.
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Stationierung, erhielt er keine Zusage108. Seine Hoffnung blieb daher weiterhin
die Friedensbewegung in der Bundesrepublik109. Andropov wurde unsicher,
hoffte aber, dass die Gegner der NATO-Stationierung, die nun in der SPD immer
stärker wurden, den Raketenverzicht erzwingen würden110. Um ihnen den Rü-
cken zu stärken, war er bestrebt, die USA in den INF-Verhandlungen ins Unrecht
zu setzen, obwohl er intern eigentlich ein auskömmliches, unpolemisches Ver-
hältnis zu den Amerikanern wünschte111.

Man müsse jedoch „Illusionen“ im Westen über die amerikanische Politik zer-
stören und vor allem der INF-Null-Option Reagans die propagandistische Wir-
kung nehmen. Die Tür zu Verhandlungen wollte man deswegen nicht zuschla-
gen, sondern die USA ermutigen, doch noch die Moskauer Vorstellungen zu
akzeptieren. Andropov beabsichtigte, auf dieser Basis „[wohl]bedachte, ausgewo-
gene Vorschläge“ zu unterbreiten, um der amerikanischen Politik entgegenzutre-
ten und die Öffentlichkeit zu gewinnen. Dass sich die UdSSR auf den Frieden
und auf die Beseitigung der nuklearen Bedrohung ausrichte, sei ein „gewaltiges
politisches Kapital für den Sozialismus“. Im einzelnen forderte Andropov, auf
eine Politik des Wettrüstens zu verzichten, die Waffen auf dem derzeitigen Stand
einzufrieren und große Einschnitte vorzunehmen. Die Zahl der Startgeräte müsse
auf beiden Seiten gleich sein; dieser Gleichstand dürfe nicht durch die Existenz
„vorne stationierter Systeme“ untergraben werden. Demnach ging es darum, auf
die Entfernung aller amerikanischen Kernwaffen aus Europa und Asien hinzuwir-
ken. Mit dem Vorschlag, NATO und Warschauer Pakt zu beseitigen, bekannte
sich Andropov zum alten Ziel kollektiver Sicherheit für Europa und strebte damit
weiterhin ein Arrangement an, das – nach dem damit verbundenen Abzug der
amerikanischen Truppen aus Europa – der UdSSR eine dominierende Position
auf dem Kontinent verschaffen sollte112.

Dabei rechnete der Kremlchef mit der Unterstützung der Friedensbewegung
und auch westlicher Regierungen. Die Stationierung der NATO-Raketen rufe in
den betroffenen Ländern zunehmend Unbehagen und Protest hervor. Die füh-
renden Politiker wichtiger Staaten, vor allem Frankreichs und der Bundesrepu-
blik, seien nicht mit der herausfordernden Haltung Reagans einverstanden,
ärgerten sich über die brutale Verletzung ihrer Osthandelsinteressen und

108 Vgl. Auszug aus der Tischrede des sowjetischen Außenministers Andrej A. Gromyko anläss-
lich seines Besuchs in Bonn (deutsche Übersetzung), 17. 1. 1983, in: Stichworte zur Sicherheits-
politik (hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung), 1983, H. 2, S. 18–20;
Ausführungen des Außenministers Andrei A. Gromyko auf der Pressekonferenz in Bonn (mit
anschließender Diskussion), in: Ebenda, S. 21–27.
109 Vgl. A. A. Gromyko auf der Tagung des Politischen Konsultativkomitees des Warschauer
Pakts, 6./7. 4. 1983, in: Ploetz/Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 158–161.
110 Vgl. Ju. V. Andropov auf der Tagung des ZK der KPdSU, 14. 6. 1983, in: Plenum Central-
’nogo komiteta KPSS 14–15 ijunja 1983 goda, Moskau 1983, S. 129 f.
111 Vgl. A. S. Černjaev, Na Staroj Ploščadi. Iz dnevnikovych zapisej, in: Novaja i novejšaja istorija,
2005, H. 1, S. 102.
112 Andropov auf der Prager Tagung des Warschauer Pakts, 4./5. 1. 1983, in: Mastny/Byrne
(Hrsg), A Cardboard Castle?, S. 475–478.
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wünschten gute Kontakte zur UdSSR. Überdies glaubte Andropov, dass eine Poli-
tik, die im Widerstreit zur – vermeintlich auf steten Vormarsch des Sozialismus
gerichteten – „historischen Entwicklung“ stehe, auf die Dauer nicht erfolgreich
sein könne. Der Kreml brauche seine Haltung nicht zu ändern; da er sich um
„Beseitigung der nuklearen Bedrohung“ bemühe, sei dies ein „gewaltiges politi-
sches Kapital“ für das sozialistische System. Überdies beweise die Selbstverpflich-
tung der UdSSR zum Verzicht auf den Erstgebrauch von Kernwaffen überzeu-
gend die Bereitschaft zu „friedlicher Koexistenz, Abrüstung, wechselseitig vorteil-
hafter Zusammenarbeit“. Die Sowjetunion müsse auf der damit geschaffenen
Grundlage „Initiativen in den Schlüsselfragen von Krieg und Frieden“ entfalten,
um die Öffentlichkeit zu einem positiven Urteil zu veranlassen. Sollte sie die Sta-
tionierung trotzdem nicht verhindern können, würde sie zu geeigneten Reaktio-
nen in der Lage sein113.

Von den sowjetischen Militärs waren noch schärfere Töne zu hören. Marschall
Nikolaj Ogarkov verglich die Lage mit der Situation am Vorabend des Zweiten
Weltkriegs und warf den USA vor, dass sie überall, wo dies möglich sei, Unzufrie-
denheit mit dem Sozialismus schürten, Unruheherde auf allen Kontinenten aus-
nutzten und sowohl einen globalen als auch einen begrenzten Krieg vorbereite-
ten114. Reagan solle aber kein Vorwand zum Losschlagen geliefert werden. Die
Friedensbewegung in Westeuropa, von der man im Kreml den Erfolg gegen die
NATO erhoffte, solle sich vielmehr von den friedlichen Absichten der UdSSR
überzeugen. Nicht zuletzt deshalb scheute der Kreml vor einer bewaffneten Inter-
vention in Polen zurück, wollte aber trotzdem die Gewerkschaft Solidarność
unbedingt ausschalten. Nachdem er lange Zeit in Warschau vergeblich auf eine
„interne Lösung“ gedrungen hatte, fand sich der polnische General Wojciech
Jaruzelski zur Unterdrückung der Opposition bereit115.

Anfang Januar 1983 äußerte sich Andropov vor den Verbündeten über die
Lage. Demnach suchten die USA, die „Gesetze der historischen Entwicklung [hin
zum Sieg des Sozialismus] zu bekämpfen“ und auf jede nur mögliche Weise „wei-
tere Verluste für das kapitalistische System zu verhindern“. Sie wollten die wirt-
schaftlichen Verhältnisse in den sozialistischen Ländern erschweren. Das habe
dort zum Anwachsen der Auslandsschulden, zu verschärfter Ernährungslage, zu
technologischem Nachhinken in vielen Bereichen und zu verschiedenen Engpäs-
sen geführt. Washington habe Maßnahmen gegen Polen ergriffen, wolle den
Handel als Waffe des politischen Drucks nutzen, suche unaufhörlich die NATO
zu militarisieren, eröffne eine neue Runde des Wettrüstens und mache deutlich,
dass die neuen Raketen zum Gebrauch in einem künftigen Krieg bestimmt seien.

113 Vgl. ebenda, S. 472–479.
114 Ausführungen von Marschall N. V. Ogarkov auf einer Tagung der Generalstabschefs des
Warschauer Pakts (nach DDR-Wiedergabe), 8.–10. 9. 1982, in: Ebenda, S. 466–468.
115 Vgl. Ausführungen von M. A. Suslov auf der Sitzung des Politbüros der KPdSU, 19. 12. 1981,
zit. nach Kramer, Poland 1980–1981, S. 137; Mark Kramer, Jaruzelski, the Soviet Union, and the
Imposition of Martial Law in Poland. New Light on the Mystery of December 1981 (Dokumen-
tenwiedergabe mit Einführungstext), in: Bulletin of the Cold War International History Project,
11 (Winter 1998), S. 5–14.
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Es lasse sich zwar schwer sagen, ob das nur Erpressung oder ernstliche Absicht
sei, doch dürfe die UdSSR auf keinen Fall eine amerikanische Überlegenheit
zulassen. Das erhalte zwar das Gleichgewicht, doch würden die internationalen
Verhältnisse instabil und möglicherweise unkontrollierbar. Man stehe vor einem
„der massivsten Versuche des Imperialismus, den Prozess der gesellschaftlichen
Veränderung zu verlangsamen, den Vormarsch des Sozialismus zu stoppen oder
sogar an einigen Stellen zurückzudrängen“. Andropov betonte zwar die Bereit-
schaft zum Dialog, wollte aber zugleich die Position der USA durch das Schüren
von Konflikten im Westen untergraben, da Reagans Politik der Konfrontation mit
den sozialistischen Staaten bei vielen seiner Verbündeten sehr umstritten sei116.

Andropovs Kampagne zur Durchsetzung des Verhandlungsziels

Andropov lehnte Reagans Politik heftig ab, suchte jedoch im Gegensatz zu Usti-
nov ein zumindest auskömmliches Verhältnis. Er bemühte sich zwar um ein nüch-
ternes, vorurteilsfreies Urteil, blieb jedoch den Kategorien der prinzipiellen
Feindschaft zum System des „Imperialismus“ verhaftet117. Am 21. Dezember 1982
verkündete er der Öffentlichkeit, er sei, wie von den USA gewünscht, bereit,
„Hunderte“ von Raketen, darunter „einige Dutzend“ SS 20-Systeme, zu „reduzie-
ren“ und eine Vereinbarung über die Raketen zu schließen, bevor beide Seiten
über die sonstigen Systeme mittlerer Reichtweite verhandelten. Die UdSSR wolle
von diesen Waffen nur so viele in Europa behalten wie Großbritannien und
Frankreich zusammen118. Ein leitender ZK-Funktionär bezeichnete das in einer
Stellungnahme für das westliche Publikum als ein Angebot zum „Abrüstungswett-
lauf“119. In Wirklichkeit handelte es sich um eine neue Verschleierungsvariante
bei der Verfolgung der alten Ziele. Der große Überhang an nutzlos gewordenen
Altraketen, an deren Stelle der vorgesehene SS 20-Bestand inzwischen vollständig
getreten war, erlaubte dem Kreml einen umfangreichen Abbau vorhandener
Systeme, ohne dafür irgendwelche Nachteile in Kauf nehmen zu müssen. Da nur
von Europa die Rede war, konnte man überdies SS 20 „reduzieren“, indem man
sie hinter den Ural verlegte. Die Zusicherung, die UdSSR wolle bloß Parität mit
den westeuropäischen Staaten, verbarg ihr Verlangen nach Ausschaltung der
amerikanischen Kernwaffen. Dahinter stand, wie Andropov intern verdeutlichte,
die Absicht, die westliche Abschreckung auszuhebeln. Das Bild einer um Gleich-
gewicht und Abrüstung bemühten Sowjetunion sollte die westliche Öffentlichkeit
dazu veranlassen, sich gegen den Kurs ihrer Regierungen zu wenden120.

116 Andropov auf der Prager Tagung des Warschauer Pakts, 4./5. 1. 1983, in: Mastny/Byrne
(Hrsg.), A Cardboard Castle?, S. 472–474.
117 Vgl. Černjaev, Na Staroj Ploščadi, S. 102.
118 Text in: Pravda vom 22. 12. 1982.
119 V. Zagladin, We are Offering a Disarmament Race, in: Newsweek vom 7. 2. 1983.
120 Nähere Angaben bei Gerhard Wettig, Die INF-Vorschläge Andropows im Lichte der sowjeti-
schen INF-Daten. Aktuelle Analysen Nr. 2/1983, hrsg. vom Bundesinstitut für ostwissenschaftli-
che und internationale Studien, Köln, 6. 1. 1983.
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Ende des Monats legte der Generalsekretär nach. Die einleitende Feststellung,
die „Drohung des Krieges und alles, was sie verstärkt“, seien der „gemeinsame
Feind“ der Menschen in der UdSSR und in den USA, bezog sich unausgespro-
chen auf die Haltung der Reagan-Administration. Die Sowjetunion wolle demge-
genüber die „Wahrung und Festigung des Friedens“, es gebe „gegenwärtig nichts
Wichtigeres in der internationalen Politik“. Man wünsche sich, dass „auch Ame-
rika seinen, diesem großen Land würdigen Beitrag“ leiste „nicht zur Anheizung
des Wettrüstens und zur Entfesselung von Kriegsleidenschaften, sondern zur
Festigung des Friedens und der Freundschaft zwischen den Völkern“. In der
Frage der Kernwaffen in Europa schlage die sowjetische Seite mehrere Vereinba-
rungsvarianten vor. Entweder, so ahmte er Reagans Null-Option nach, solle gene-
rell auf alle Nuklearraketen mit mittlerer oder taktischer Reichweite in Ost und
West ganz verzichtet werden. Oder Warschauer Pakt und NATO sollten ihre Mit-
telstreckensysteme, ihre Raketen und kernwaffentragenden Flugzeuge wenigstens
um mehr als zwei Drittel verringern. Dann würden sich keinerlei sowjetische und
amerikanische Raketen mehr gegenüberstehen, und die UdSSR würde nur so
viel behalten wie Großbritannien und Frankreich. Moskau wolle nicht eine
Rakete, nicht ein Flugzeug mehr besitzen als die Länder des westlichen Bündnis-
ses121.

Die erste Vorschlagsvariante lief im Unterschied zu Reagans Null-Option darauf
hinaus, auch die in Mitteleuropa stehenden Kurzstreckenraketen zu entfernen.
Das hätte die überlegene sowjetische Panzerwaffe voll zur Geltung gebracht und
die NATO völlig vom strategischen Abschreckungsinstrumentarium der USA
abgekoppelt. Wie man in Moskau wusste, kam das für die andere Seite von vorn-
herein nicht in Betracht. Ernstlich erörtern ließ sich daher nur die zweite
Option. Diese aber war bereits in der Verhandlungsphase vor dem Waldspazier-
gang der beiden Chefunterhändler als absolut unannehmbar abgelehnt worden,
weil sie das militärische Übergewicht der UdSSR auf dem europäischen Schau-
platz weiter ausgebaut hätte. Am 2. April 1983 wandte sich Gromyko auf einer
Pressekonferenz erneut gegen den amerikanischen Standpunkt und erklärte, die-
ser sei unvereinbar mit den Interessen von Frieden und Sicherheit. Als Haupt-
mängel rügte er die Ignorierung der britischen und französischen Systeme, die
fehlende Berücksichtigung der Kernwaffen in U. S.-Flugzeugen und die Forde-
rung nach Einbeziehung der sowjetischen Raketen in Asien122. Andropov erläu-
terte in einer Stellungnahme für das westdeutsche Publikum, nach der Vorstel-
lung der USA solle die UdSSR abrüsten, während sie selbst aufrüsteten, und
stellte die rhetorische Frage, wo der Kreml denn „eigentlich [noch] nachgeben“
solle123.

121 Otvety Ju. V. Andropova na voprosy amerikanskogo političeskogo obozrevatelja Dž. Kings-
beri-Smita, in: Pravda vom 31. 12. 1982.
122 Vgl. Pressekonferenz von A. A. Gromyko, 2. 4. 1983, in: Pravda vom 3. 4. 1983.
123 „Wo sollen wir eigentlich nachgeben?“ Sowjet-Parteichef Jurij Andropow über die Ost-West-
Beziehungen, in: Der Spiegel vom 25. 4. 1983, S. 134, S. 136 u.S. 139 f.
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Der Westen hatte der sowjetischen Seite seit langem vorgehalten, deren These
vom bestehenden eurostrategischen Gleichgewicht verschleiere die Überlegen-
heit ihres Arsenals, da sie nur die Startgeräte, nicht aber die Sprengköpfe zähle.
Andropov suchte das Argument zu entkräften, indem er am 3. Mai 1983 dem
Sprengkopfkriterium zustimmte. Dies war aber kein wirkliches Zugeständnis,
denn nach seiner Darstellung bestand Parität auch auf dieser Grundlage124. Diese
Schlussfolgerung beruhte unter anderem auf der Gleichsetzung der britischen
und französischen MRV-Sprengköpfe, deren Streuwirkung einem einzigen Ziel
galt, mit den MIRV-Sprengköpfen der SS 20, die sich gegen völlig unterschiedli-
che Objekte einsetzen ließen, überdies treffgenau waren und nachgeladen wer-
den konnten. Auch andere wichtige qualitative Merkmale, die für die UdSSR von
Vorteil waren, wurden ignoriert. Der Darstellung Andropovs lag weiterhin die
Gleichsetzung westeuropäischer Bomben, die wegen zu geringer Ladefähigkeit
und unzureichendem Kampfradius der sie tragenden Flugzeuge die angegebenen
Zielgebiete gar nicht erreichen konnten, mit den sowjetischen Raketenspreng-
köpfen zugrunde125.

Neue Herausforderungen

In den ersten Monaten des Jahres 1983 verstärkten sich die sowjetischen Besorg-
nisse. Reagan sandte widersprüchliche Signale, die ganz überwiegend bedrohlich
erschienen. Seine öffentliche Polemik gegen die UdSSR, die mit seiner Äußerung
vom „Reich des Bösen“ ihren Höhepunkt erreichte, stand in Gegensatz zum
intern bekundeten Wunsch nach normalen Beziehungen. Am 15. Februar emp-
fing er Botschafter Anatolij Dobrynin überraschend zu einem ausführlichen
Gespräch, in dem er seine friedlichen Absichten betonte, das Interesse an einem
guten Verhältnis zum Ausdruck brachte und die Frage stellte, ob die Sowjetunion
wirklich glaube, dass die USA sie bedrohten. Zugleich aber zeigte er sich zur
Härte entschlossen; an der Position in der Euroraketenfrage wollte er festhal-
ten126. Die Ängste im Kreml steigerten sich fast bis zur Panik, als der Präsident
am 23. März eine „Strategische Verteidigungsinitiative“ (Strategic Defense Initia-
tive, SDI) ankündigte, welche die Entwicklung und den Aufbau eines im Welt-
raum operierenden Systems zum Abfangen feindlicher Raketen vorsah. Die
Motive Reagans – den Schutz des amerikanischen Territoriums auch in einem
globalen Konflikt zu gewährleisten und potentielle Kriege zu entnuklearisieren127

– wurden im Kreml völlig verkannt. Statt dessen hatte man weithin den Eindruck,

124 Ausführungen Andropovs aus Anlass von Honeckers Besuch in Moskau, 3. 5. 1983, in:
Pravda vom 4. 5. 1983. Vgl. seine anschließenden Darlegungen, in: Der Spiegel vom 17. 5.
1983, S. 19–21, S. 23 u.S. 25.
125 Nähere Angaben bei Wettig, Andropows neue INF-Vorschläge, hrsg. vom Bundesinstitut für
ostwissenschaftliche und internationale Studien. Vgl. das Urteil von Nitze gegenüber dem
sowjetischen Chefunterhändler in: Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 321 f.
126 Vgl. Dobrynin, In Confidence, S. 526 f. u. S. 517–520; Jack Matlock, Reagan and Gorbachev.
How the Cold War ended, New York 2004, S. 54 f.
127 Vgl. ebenda, S. 59 f.
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dass es ihm darum gehe, die UdSSR durch Ausschaltung ihrer global-strategi-
schen Offensivsysteme einer einseitigen Bedrohung durch die USA auszusetzen.

Andropov war alarmiert. War das eine bloße Finte, oder drohte eine Aushebe-
lung des global-strategischen Gleichgewichts durch Vorbereitung eines künftigen
Erstschlags gegen die UdSSR? Wenn nämlich das amerikanische Territorium tat-
sächlich nuklear unverwundbar wurde, wie es Reagans erklärtes Ziel war, dann
hatten die USA nichts mehr zu befürchten, wenn sie ihre Kernwaffen gegen die
UdSSR abfeuerten. Der Kremlchef zweifelte zwar daran, dass sich die Amerikaner
tatsächlich einen zuverlässigen Schutz verschaffen könnten, schloss das aber nicht
völlig aus. Zudem beunruhigte ihn, dass Reagan mit seinem Programm vielleicht
die Sowjetunion zu einem Wettlauf um technologische Überlegenheit nötigen
könne, dem sie nicht gewachsen sei128.

Die Anklage, die Andropov wenige Tage später öffentlich erhob, war ohne Bei-
spiel. Reagan suche die Fähigkeit zum entwaffnenden Erstschlag zu gewinnen,
um die UdSSR mit der Aussicht auf Sieg anzugreifen. Washington kündige
immer nur „militärische Vorbereitungen, militärische Programme [und] die
Schaffung neuer Arten von Waffen“ an. Das rufe „wachsende Sorge hinsichtlich
des militanten Kurses der [dortigen] Administration“ hervor. Davon seien nicht
nur die Amerikaner betroffen, da die nun versuchten, die „führende Militär-
macht der Welt“ zu werden. Zur Begründung dieser hegemonialen Ambitionen
werde die sowjetische Politik so rücksichtslos entstellt, dass sich die Frage auf-
dränge, „welche Vorstellungen der Präsident von den Standards des Umgangs
mit anderen Staaten habe“. Andropov räumte ein, die Sowjetunion habe eben-
falls ihre Verteidigungsfähigkeit verstärkt, sei dazu jedoch „angesichts der fieber-
haften Aktivität“ der USA genötigt gewesen. Ihre Mittelstreckensysteme seien
„nicht irgendwo, sondern buchstäblich an unserer Schwelle“ aufgestellt, während
sich umgekehrt keine sowjetischen Waffen in ihrer Nähe befänden. Anschließend
wandte sich Andropov dem SDI-Programm zu. Im Vertrag von 1972, der den
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion nur jeweils zwei räumlich begrenzte
Raketenabwehrsysteme zugebilligt hatte (wovon die Amerikaner dann keinen
Gebrauch gemacht hatten), habe man sich auf Zurückhaltung festgelegt, um auf
dieser Basis die Begrenzung und Verringerung der Offensivsysteme voranzutrei-
ben, mithin den Wettlauf bei den [global-]strategischen Rüstungen anzuhalten
und umzukehren. Wenn dieses Einvernehmen nunmehr aufgekündigt werde,
drohe eine „Öffnung der Schleusen für den ungehinderten Wettstreit bei allen
Arten der strategischen Waffen, sowohl der offensiven als auch der defensi-
ven“129.

Die sowjetischen Militärs waren ratlos, wie sie die technologische Herausforde-
rung des SDI-Programms angemessen beantworten könnten. Wie Generalstabs-
chef Ogarkov dem Journalisten Leslie Gelb in ungewöhnlicher Offenheit
erklärte, war die Sowjetunion außerstande, die amerikanische Waffenqualität in

128 Vgl. das in: Grinevskij, Perelom, S. 25–29, berichtete Gespräch bei Andropov, 24. 3. 1983;
Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva, S. 281 f.
129 Otvety Ju. V. Andropova na voprosy korrespondenta „Pravdy“, in: Pravda vom 27. 3. 1983.
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den nächsten ein oder zwei Generationen zu erreichen. Militärmacht beruhe auf
Technik und diese wiederum auf Computern. Daran fehle es in der UdSSR.
Ohne Revolution der wirtschaftlichen Verhältnisse könne man den Modernitäts-
rückstand bei der Rüstung nicht überwinden. Das Problem liege darin – auch
dies ein sehr offenes Eingeständnis – , dass es im wirtschaftlichen Bereich keine
Revolution ohne eine politische Revolution geben könne130. Ogarkov suchte die
militärische Position seines Landes mit einer neuen Strategie auf dem europäi-
schen Gefechtsfeld zu festigen. Auf dem Manöver „Sojuz-83“ ließ er üben, wie
man einem sich anbahnenden feindlichen Angriff (der nach sowjetischer Vorstel-
lung als alleiniger Kriegsgrund in Betracht kam) in jedem Fall zuvorkommen
müsse. Es galt demnach, bei den ersten Anzeichen für Offensivvorbereitungen
der NATO sofort loszuschlagen und in die Tiefe des westeuropäischen Territori-
ums vorzustoßen131.

Auseinandersetzungen im Sommer 1983

Andropov sah durch SDI sein Misstrauen gegenüber Reagan bestätigt. Als ihm
der Präsident im Juli in einer handgeschriebenen Botschaft versicherte, er trete
für den Frieden ein, wolle die nukleare Bedrohung beseitigen und sei jederzeit
zu einem persönlichen Gedankenaustausch bereit, blieb er skeptisch. Trotzdem
ging er darauf ein. Er vermutete zwar, dass es sich um ein Verwirrspiel Reagans
handelte, wollte aber keine Chance versäumen, gegebenenfalls zu einer Überein-
kunft zu noch annehmbaren Konditionen zu gelangen132. Gleichzeitig ver-
schärfte er die öffentliche Polemik. Anders als in früheren Jahren wurde der Vor-
wurf, die USA wollten ihre Raketen in Europa stationieren, um unter Inkauf-
nahme der Vernichtung des Kontinents einen begrenzten Nuklearkrieg zur
Ausschaltung der UdSSR zu führen, auch in offizieller Form erhoben. Die Bon-
ner Regierung wurde als Komplize gebrandmarkt. Dagegen müssten sich die
Europäer einhellig zur Wehr setzen133.

130 Vgl. Fischer, A Cold War Conumdrum, S. 18.
131 Vgl. Grinevskij, Perelom, S. 70–72.
132 Vgl. Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj do Gorbačëva, S. 282 f.; Zubok, The Failed Empire,
S. 274 f.; Dobrynin, In Confidence, S. 530–532.
133 Vgl. Kommunisty i antivoennaja bor’ba, in: Pravda vom 23. 7. 1983; Otvety Maršala D. F. Usti-
nova nach voprosy korrespondenta TASS, in: Pravda vom 31. 7. 1983; Briefe Reagans und
Andropows an Kohl [Überschrift des Artikels], in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 27. 8.
1983; Otvety Iu. V. Andropova na voprosy gazety „Pravda“, in: Pravda vom 27. 8. 1983; Andropow
wirbt, droht und verschickt Briefe an die Europäer, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
31. 8. 1983; Sokratit’ jadernye vooruženija v Evrope! Press-konferencija v Moskve, in: Izvestija
vom 15. 9. 1983; Juri Andropow antwortet auf Schreiben von BRD-Bundestagsabgeordneten,
in: Neues Deutschland vom 21. 9. 1983; Zajavlenie Ju. V. Andropova, in: Pravda vom 29. 9.
1983; G. Vasil’ev, Rakety „ograničënnoj voiny“. K komu nužny „Peršingi“ i „Tomagavki“, in:
Pravda vom 30. 9. 1983; Ostanovit’ ugrozu jadernoj vojny v Evrope, in: Pravda vom 13. 10.
1983; Samjatin: Stationierung heisst Aus für Genf, in: Die Welt vom 13. 10. 1983; „Die Deut-
schen müssen die Folgen tragen“. Andropow-Berater Georgij Arbatow über die Nachrüstung
und die Weltpolitik nach dem Jumbo-Abschuss, in: Der Spiegel vom 24. 10. 1983; Otvety Ju. V.
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Der Massenprotest im Westen, vor allem in der entscheidenden Bundesrepu-
blik, nahm zwar weiter zu, doch erschien dem Kreml keineswegs sicher, dass sich
die NATO-Raketen verhindern ließen. Gravierende Zweifel der sowjetischen
Unterhändler an der Durchsetzbarkeit dieser Forderung führten zu internen
Erörterungen möglicher Alternativen134. Das Politbüro fasste am 12. Mai den
Beschluss, im Falle einer NATO-Stationierung über den bislang vorgesehenen
Umfang hinaus weitere SS 20 in Dienst zu stellen, die „operativ-taktischen“ Rake-
ten nach vorne zu verlegen, Marschflugkörper in den europäischen Teil der
UdSSR zu bringen und neue global-strategische Waffen einzuführen135. Es war
klar, dass sich damit die qualitative Veränderung des Kräfteverhältnisses durch
den erstmaligen Aufbau einer eurostrategischen Gegenmacht nicht beseitigen
ließ, doch schien es angebracht, den Eindruck zu erwecken, als könne man den
vorgesehenen Erfolg westlichen Vorgehens zunichte machen. Die sowjetische
Regierung gab daher am 28. Mai ohne Nennung von Einzelheiten bekannt, die
UdSSR würde bei Aufstellung der NATO-Raketen wirkungsvolle Gegenmaßnah-
men ergreifen136.

Das war nicht zuletzt auch als Warnung an die Westdeutschen gedacht. Die
Ängste, die damit geschürt wurden, verstärkten den innenpolitischen Druck auf
die Bundesregierung. Beim Besuch Kohls in Moskau Anfang Juli 1983 suchte die
Kremlführung festzustellen, inwieweit Bonn bereit war nachzugeben. Sie
erreichte nichts: Der Bundeskanzler blieb zwar auch dann noch freundlich, als
die werbende Überredung in kaum verhüllte Drohungen überging, war aber von
der NATO-Linie nicht abzubringen137. Obwohl die Aufrechterhaltung des sowjeti-
schen INF-Monopols damit in Frage stand, machten die Moskauer Akteure keine
Abstriche von ihren Forderungen am Genfer Verhandlungstisch. Auch das Argu-
ment, man könne der amerikanischen Propaganda doch nicht das Feld überlas-
sen, bewog sie nicht zur Änderung ihrer unnachgiebigen Haltung138.

Obwohl der UdSSR die Ablehnung des Waldspaziergang-Kompromisses viel-
fach zum Vorwurf gemacht wurde, wollte Andropov mit Äußerungen des Verstän-
digungswillens politisch in die Offensive gehen. Das Publikum sollte den Ein-
druck erhalten, der Kreml suche die Position des Westens noch stärker zu berück-
sichtigen als früher. Anfang August wies er das Außenministerium an, einen

Andropova na voprosy gazety „Pravda“, in: Pravda vom 27. 10. 1983; Otvet Ju. V. Andropova na
obraščenie III Meždunarodnogo kongressa „Vrači mira na predotvraščenie jadernoj vojny“, in:
Pravda vom 30. 10. 1983; Ploetz/Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 238–262.
134 So der Bericht bei Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 323 f.
135 Vgl. die Angaben zu Dokument 1902, in: Archivy Kremlja, S. 159; Kwizinskij, Vor dem Sturm,
S. 322.
136 Vgl. Zajavlenie sovetskogo pravitel’stva, in: Pravda vom 28. 5. 1983.
137 Vgl. die Angaben zu Dokument 1911 und 1912, in: Archivy Kremlja, S. 160; Stellungnahmen
von N. A. Tichonov und H. Kohl (mit kleinen Auslassungen), 4. 7. 1983, in: Pravda vom 5. 7.
1983; Gespräch Ju. V. Andropov – H. Kohl (mit kleinen Auslassungen), 5. 7. 1983, in: Pravda
vom 6. 7. 1983; Harte und klare Aussprache in Moskau. Vage Drohungen Andropows mit
Gegenmaßnahmen [Korrespondentenbericht], in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 6. 7.
1983; Helmut Kohl, Erinnerungen 1982–1990, München 2005, S. 148–151.
138 Vgl. Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 323–327.
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komplexen Aktionsplan auszuarbeiten, der den moralischen Druck auf die USA
und die NATO vergrößere und den westeuropäischen Stationierungsgegnern
Auftrieb gebe. Der zwei Wochen später vorliegende Entwurf sah wie zuvor die
Einbeziehung der britischen und französischen Systeme in den Kräftevergleich
und den Verzicht der USA auf die Stationierung ihrer Raketen vor. Dafür wollte
die UdSSR die Verschrottung ihrer Raketen in Europa zusagen, die Forderung
nach Entfernung der amerikanischen Flugzeuge fallen lassen und die SS 20 in
Asien nicht vermehren. Dieser Aufwuchs sollte freilich erst ab dem – frühestens
1985 zu erwartenden – Inkrafttreten des Vertrags beendet werden. Die Militärs
hofften bis dahin die eingeleiteten massiven Neustationierungen jenseits des
Ural abgeschlossen zu haben139.

Als am 22. August im Politbüro darüber beraten wurde, fragte Andropov, ob
sein Vorschlag Aussicht auf Annahme durch Washington habe. Darauf wollte
zunächst niemand antworten. Schließlich erklärte man ihm, damit sei nicht zu
rechnen. Dazu bedürfe es anderer Regelungen. Daraufhin brach der Kremlchef
die Beratung ab und wies Kvicinskij an, die Ausarbeitung zur Leitlinie der Ver-
handlungsführung zu machen. Im weiteren Verlauf werde man sehen, was sich
davon zur Veröffentlichung eigne und welche Fragen Reagan stelle. Wie die
meisten Führungsmitglieder lehnte auch Andropov die Liquidierung aller sowje-
tischen Raketen in Europa als Gegenleistung für den westlichen Stationierungs-
verzicht ab140. Ohne dieses Zugeständnis aber war keinesfalls eine Übereinkunft
zu erreichen. Es ist nicht klar, welche Vorstellungen Andropov vorschwebten.
Wollte er, sobald sich herausgestellt hatte, welche Einwände Washington im Ein-
zelnen erhob, publizistisch in geeigneter Weise gegenhalten oder aber seine Posi-
tion ändern, um zu einem Einvernehmen zu gelangen, sofern dieses zu hinrei-
chend akzeptablen Bedingungen zu haben war?

Propagandaschlacht und Kriegsangst

Ein völlig unvorhergesehenes Ereignis machte Andropovs Planungen zunichte. In
der Nacht vom 31. August zum 1. September schossen sowjetische Jagdflugzeuge
eine irrtümlich in den Luftraum ihres Landes geratene südkoreanische Verkehrs-
maschine mit 269 Menschen ab, die sie für ein Spionageflugzeug gehalten hatten.
Dies rief weltweite Empörung hervor. Der Kreml hielt den Flug für eine Provoka-
tion der USA, um die UdSSR zu diskreditieren. Der ranghöchste ZK-Sekretär der
KPdSU, Konstantin Černenko, der in Andropovs krankheitsbedingter Abwesen-
heit141 die Geschäfte führte und außenpolitisch unerfahren war, bestritt jedes
sowjetische Fehlverhalten und brachte dadurch das Ausland noch mehr auf. In die

139 Vgl. ebenda, S. 328 f.
140 So lauteten die Informationen, die der sowjetische Chefunterhändler Kvicinskij erhielt. Vgl.
ebenda, S. 329 f.
141 Vgl. Grinevskij, Perelom, S. 70–72; Achromeev/Kornienko, Glazami maršalla i diplomata,
S. 32 (Ausführungen Achromeevs). Andropovs gesundheitliche Einschränkungen hatten sich
bereits im ausgehenden Winter gezeigt; vgl. ebenda, S. 33; Aleksandrov-Agentov, Ot Kollontaj
do Gorbačëva, S. 283.
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Rolle des Angeklagten versetzt, war der Kreml wochenlang genötigt, die Aufmerk-
samkeit weithin auf die Abwehr der Vorwürfe zu konzentrieren142.

Um aus der Defensive herauszukommen, verstärkte die sowjetische Seite im
Herbst 1983 ihre propagandistischen Anstrengungen143. Der 1. stellvertretende
Außenminister Kornienko wurde an die publizistische Front geschickt, um den
Argumenten Andropovs vom 3. Mai Nachdruck zu verleihen144. Ustinov ver-
schärfte die Androhung der Gegenmaßnahmen mit der öffentlichen Ankündi-
gung, dann würden die USA der gleichen Gefahr ausgesetzt werden, die sie der
UdSSR bereiten wollten145. Ende September veröffentlichte man unter dem
Namen Andropovs (der krankheitshalber nicht mehr persönlich in Erscheinung
treten konnte) eine umfängliche polemische Stellungnahme, die nachweisen
sollte, dass die westliche Position in keiner Hinsicht zu rechtfertigen sei und den
Frieden in der Welt extrem gefährde146. Besondere Aufmerksamkeit galt den
Raketengegnern in der Bundesrepublik, die eifrig Widerstandsaktionen gegen
die Stationierung vorbereiteten147. Ein entsprechender Beschluss linker SPD-Bun-
destagsabgeordneter wurde in der „Pravda“ publiziert und einer Antwort mit
Andropovs Unterschrift gewürdigt148. Emissäre des Parteiapparats suchten insbe-
sondere die Westdeutschen davon zu überzeugen, dass die Aussicht auf eine
Übereinkunft nicht durch die geplante Stationierung zerstört werden dürfe149.

Seit Anfang September war in den sowjetischen Medien von der Möglichkeit
eines Kriegs die Rede. Offenbar suchte die Regierung die Bevölkerung psycholo-
gisch darauf vorzubereiten. In den Sicherheitsapparaten war man nervös. Als die
NATO Anfang November in einer Kommandostabsübung den vollen Einsatz der
Kernwaffen simulierte, teilte die KGB-Zentrale den Residenturen in Westeuropa
mit höchster Dringlichkeitsstufe mit, die dortigen amerikanischen Streitkräfte
seien in Alarmzustand versetzt worden und an einigen Stützpunkten habe man
schon die Streitkräfte mobilisiert. Einem Geheimdienstdokument zufolge gebe es

142 Vgl. ebenda, S. 330 f.; Achromeev/Kornienko, Glazami maršalla i diplomata, S. 48–51 (Aus-
führungen Kornienkos); Dobrynin, In Confidence, S. 535–537; Matlock, Reagan and Gorba-
chev, S. 66 f.
143 Als charakteristisches Beispiel siehe „Die Deutschen müssen die Folgen tragen“. Andropow-
Berater Georgi Arbatow über die Nachrüstung und die Weltpolitik nach dem Jumbo-Abschuss,
in: Der Spiegel vom 24. 10. 1983, S. 154–161.
144 Siehe G. Kornienko, Sokratit’ jadernye vooruženija v Evrope!, in: Pravda vom 15. 9. 1983.
145 Vgl. Reč’ D. F. Ustinova na toržestvennom zasedanii v svjazi s 200-letiem so vremeni osnova-
nija Sevastopolja, 9. 9. 1983, in: Pravda vom 10. 9. 1983.
146 Vgl. Zajavlenie General’nogo sekretarja CK KPSS, Predsedatelja Prezidiuma Verchovnogo
Soveta SSSR Ju. V. Andropova, in: Pravda vom 29. 9. 1983.
147 Vgl. Linksextremistische und sicherheitsgefährdende Kampagnen innerhalb der Kampagne
gegen die NATO-Nachrüstung, hier: Aktionsplanung Sommer und Herbst 1983 [Mitteilungs-
blatt mit Wiedergabe von Informationen der westdeutschen Geheimdienste], 20. 6. 1983; DKP
beherrscht Planungen für die „Friedenswoche“, in: Die Welt vom 6. 10. 1983.
148 Vgl. Gruppa social-demokratičeskich deputatov Bundestaga FRG, in: Pravda vom 21. 9. 1983;
Juri Andropow antwortet auf Schreiben einer Gruppe von SPD-Bundestagsabgeordneten
(TASS-Wiedergabe), in: Neues Deutschland vom 21. 9. 1983.
149 Siehe etwa den Bericht über den Auftritt Leonid Zamjatins in Hamburg, in: Die Welt vom
13. 10. 1983.
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Informationen, dass die USA alles für einen Erstschlag gegen die UdSSR vorbe-
reiteten. Sie seien in der Lage, die Kommandostellen und das gesamte Befehls-
system in der Sowjetunion durch einen Enthauptungsschlag auszuschalten. Um
der vermeintlichen Bedrohung zu begegnen, suchte man die Reagan-Administra-
tion durch ein ihr zugespieltes vorgebliches Geheimpapier glauben zu machen,
in Moskau kenne man ihre Fähigkeiten und Pläne und fürchte sie nicht, weil
man die notwendigen Maßnahmen ergriffen habe150.

Verhandlungsmanöver

In den Genfer INF-Verhandlungen war bis Anfang September 1983 keine An-
näherung erzielt worden. Wie Nitze in einem informellen Gespräch mit seinem
Gegenüber deutlich machte, konnten sich die USA keinesfalls auf Kompensatio-
nen für die britischen und französischen Kernwaffen einlassen, weil dies die
Integrität der NATO gefährdete. Überdies schien es unabdingbar, wenigstens
einige neue Raketen in Europa aufzustellen, wenn sich deren Gesamtzahl auch
wesentlich reduzieren lasse. Kvicinskij erwiderte, falls, wie vom Westen geplant,
im November Stationierungen begännen, würde es keine weiteren Verhandlun-
gen geben. Der Kreml bestand auf Berücksichtigung der britischen und fran-
zösischen Systeme, vor allem aber auf einem Verzicht neuer amerikanischer
Mittelstreckenraketen in Europa. Als Nitze am 19. September einen neuen Vor-
schlag aus Washington ankündigte, der Andropovs Plädoyer für gleiche Spreng-
kopfzahlen vom 3. Mai aufgriff, stellte Kvicinskij durch Nachfragen fest, dass
man daraus völlig andere Konsequenzen zog als in Moskau. Für die sowjetische
Seite war absolut unannehmbar, dass die Amerikaner die ihnen zustehenden
eurostrategischen Sprengköpfe auf Waffensysteme ihres Ermessens, etwa auf die
für Europa vorgesehenen Raketen, verteilen wollten. Vielmehr bestand der
Kreml auf der Forderung, dass die NATO keine einzige INF-Rakete erhalten
dürfe151.

Kurz vor Beginn der westlichen Stationierungen erwog die UdSSR einen
neuen Vorschlag. Kvicinskij deutete die Möglichkeit eines Kompromisses an,
demzufolge beide Seiten jeweils auf 572 Sprengköpfe verzichten sollten. Wenn
die USA die vorgesehene Raketendislozierung dieses Umfangs unterließen,
könne die UdSSR bis zu 120 SS 20-Startgeräte in Europa abbauen. Das Problem
der britischen und französischen Systeme würde dann späteren Gesprächen vor-
behalten. Um Näheres zu erfahren, traf sich Nitze am 2. November mit Kvicins-
kij. Nach dessen Verlangen sollten sich die Amerikaner diesen Vorschlag zu
eigen machen und offiziell unterbreiten, der dann günstige Aufnahme in Mos-
kau finden werde. Die Frage, ob mit Wohlwollen auch für den Plan vom Wald-
spaziergang zu rechnen sei, wurde verneint: Der Kreml lehne diesen ohne Ein-
schränkung ab. In einer weiteren vertraulichen Unterredung hob Kvicinskij das
große Zugeständnis hervor, zu dem die UdSSR bereit sei, indem sie nicht nur

150 Vgl. Fischer, A Cold War Conundrum, S. 24–31.
151 Vgl. Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 331–338.
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die Reduzierung der SS 20 auf 120 Systeme, sondern auch den Aufschub der
Verhandlungen über die britischen und französischen Arsenale akzeptiere.
Nitze erwiderte, er habe eine Reihe von Fragen. Zudem könne er seinem
Gesprächspartner keine Hoffnung auf eine positive Reaktion in Washington
machen152.

In den weiteren, bis zum 19. November fortgesetzten informellen Unterredun-
gen zwischen den beiden Chefdelegierten ging es immer wieder um dieselbe
Kernfrage. Die Systeme der beiden westeuropäischen Staaten wurden zwar
zunächst ausgeklammert, doch zielten die sowjetischen Reduzierungsvorschläge
nach wie vor stets darauf ab, jedwede Stationierung in Westeuropa auszuschlie-
ßen, während in der UdSSR westlich des Ural ein machtvoller SS 20-Bestand –
120 Startgeräte mit 360 Raketen der ersten Salve – bleiben sollte. Doch war das
geforderte massive Monopol an landgestützten INF-Raketen für die Reagan-Admi-
nistration völlig unannehmbar. Sie bestand darauf, dass zumindest ein Teil der
1979 vorgesehenen Kapazitäten akzeptiert werden müsse. Zudem verlangte Kvi-
cinskij, sein Vorschlag sei offiziell als Position der USA in die Verhandlungen ein-
zubringen. Nitze lehnte ab, denn er wusste, dass der Kreml dadurch die Möglich-
keit erhielt, den eigenen Vorschlag als Stellungnahme der Gegenseite zu behan-
deln, die um des Kompromisses willen einer Korrektur zugunsten der UdSSR
bedürfe. Offenbar war jedoch noch eine andere Absicht maßgebend. Obwohl die
sowjetischen Vorstellungen zurückgewiesen worden waren, sprach der Kreml
gegenüber den Regierungen in Westeuropa von einem amerikanischen Vor-
schlag, um dort Bestürzung und das Gefühl des Hintergangenseins zu hervorzu-
rufen. Das Kalkül der Akteure in Moskau, auf diese Weise lasse sich die Einheits-
front der NATO sprengen, ging nicht auf, nachdem die USA die Verbündeten
schon vorher über den Stand der Verhandlungen unterrichtet hatten. Die folgen-
den gegenseitigen Schuldzuweisungen von Moskau und Washington endeten mit
dem Abbruch der Verhandlungen, den die sowjetische Seite zunächst noch hin-
ausgezögert hatte, um zu sehen, ob ihre politischen Manöver nicht vielleicht
doch noch zum Erfolg führen könnten153.

Stationierung der NATO-Raketen

Gromyko forderte die Außenminister der sowjetischen Verbündeten in Sofia am
13./14. Oktober 1983 dazu auf, alle Anstrengungen auf die Verhinderung der
Stationierung in der Bundesrepublik zu konzentrieren154. Für den Fall, dass die
NATO-Raketen gegen alle Proteste durchgesetzt würden, drohte der Kreml der
Bundesregierung mit dem Abbruch der Genfer Verhandlungen, mit empfindli-

152 Vgl. ebenda, S. 339–342; Nitze, From Hiroshima to Glasnost, S. 389–391.
153 Vgl. ebenda, S. 391–398; Kwizinskij, Vor dem Sturm, S. 342–351.
154 Vgl. Ploetz/Müller, Ferngelenkte Friedensbewegung?, S. 169–174; Kommuniqué der Tagung
der Außenminister des Warschauer Pakts in Sofia, 14. 10. 1983, in: Izvestija vom 15. 10. 1983;
Ronald D. Asmus, Soviet Bloc Intensifies Campaign Against Euromissiles, Radio Free Europe
Research, in: RAD Background Report/241 vom 17. 10. 1983.
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chen Gegenmaßnahmen und einer politischen „Eiszeit“. Jede Hoffnung auf eine
europäische Entspannung würde damit ebenso zunichte wie die seit den siebziger
Jahren erreichten Fortschritte im innerdeutschen Verhältnis155. Zugleich waren die
westdeutschen Friedenskomitees bemüht, Öffentlichkeit und Behörden mit der
Stärke der Protestbewegung zu beeindrucken. Um die Aufstellung der Raketen
doch noch zu verhindern, organisierten sie im Oktober eine „Aktionswoche“ mit
zahllosen Aktivitäten: politischem Straßentheater, Informationskampagnen, Fasten-
gruppen, Prozessionen und Menschenketten, vor allem aber Massendemonstratio-
nen in Bonn mit über 500.000, anderswo mit bis zu 200.000 Demonstranten156.

In den Organisationsgremien setzten die Kommunisten gegen die Grünen
durch, dass auch Vertreter des politischen Establishments, namentlich promi-
nente Sozialdemokraten wie der Parteivorsitzende Brandt, mit Redebeiträgen
gegen die Stationierung auftraten. Damit sollte der Öffentlichkeit das Bild eines
breiten Widerstands gegen die Verwirklichung des NATO-Beschlusses geboten
werden. An die vorgesehenen Stationierungsorte, die Der Spiegel am 30. Oktober
1982 bekannt gemacht hatte, wurden Tausende speziell geschulter Leute
gebracht. „Schweigeminuten“ und „Sternmärsche“ sollten den Druck auf die
Regierung erhöhen157. Am 18. November 1983 verabschiedete ein außerordentli-
cher SPD-Parteitag mit überwältigender Mehrheit einen Anti-Raketen-Beschluss.
Nur Schmidt und wenige andere votierten dagegen. Drei Tage später billigte der
Bundestag die Stationierung mit den Stimmen der Koalition sowie Schmidts und
seiner Getreuen158. Kurz danach trafen die ersten Raketen ein. Der Protest
erreichte allerorten den Höhepunkt; Demonstranten blockierten das Verteidi-
gungsministerium und die Aufstellungsorte. Einen Moment lang schien der
Widerstand unüberwindlich. Dennoch gab die Bundesregierung nicht nach. Sie
setzte Hubschrauber ein, um die Raketen an Ort und Stelle zu bringen und die
Arbeitsfähigkeit des Ministeriums aufrechtzuerhalten159.

155 Vgl. Grinevskij, Perelom, S. 56; Ronald D. Asmus, Soviet Bloc Intensifies Campaign against
Euromissiles, Radio Free Europe Research, RAD Background Report/241 vom 17. 10. 1983.
Die unter dem Namen Andropovs erfolgte Bekanntgabe der Vorbereitung näher bezeichneter
Gegenmaßnahmen am 24. 10. 1983 wurde seitens der DDR und der Tschechoslowakei (die ins-
besondere die operativ-taktischen Raketen aus der UdSSR aufzunehmen hatten) durch Erklä-
rungen gleichen Inhalts flankiert (Abdruck aller Stellungnahmen in: Pravda vom 25. 10. 1983).
156 Vgl. Andreas Wirsching, Abschied vom Provisorium 1982–1990, München 2006, S. 103–105;
Josef Janning, Die neue Friedensbewegung 1980–1986, in: Ders./Hans-Josef Legrand/Helmut
Zander (Hrsg.), Friedensbewegungen. Entwicklungen und Folgen in der Bundesrepublik
Deutschland, in Europa und den USA, Köln 1987, S. 45.
157 Vgl. ebenda, S. 45 f.; Herf, War by Other Means, S. 202 f.; Stefan Heydeck, Den Grünen ent-
gleitet die Friedensbewegung, in: Die Welt vom 16. 7. 1983; DKP beherrscht Planungen für die
„Friedenswoche“, in: Die Welt vom 6. 10. 1983; Stefan Heydeck, Sagt die SPD endgültig Nein?
Böll warnt vor DKP-Einfluss, in: Die Welt vom 18. 10. 1983. Brandt wandte sich als Redner auf
der Bonner Veranstaltung zwar gegen die Raketen, plädierte aber für ein Festhalten an der
NATO.
158 Vgl. Herf, War by Other Means, S. 203–214.
159 Vgl. Janning, Die neue Friedensbewegung, in: Ders./Legrand/Zander (Hrsg.), Friedensbe-
wegungen, S. 46. Das zentrale Gremium der Friedensbewegung hatte das Konzept im Sommer

Gerhard Wettig: Die Sowjetunion in der
Auseinandersetzung über den NATO-Doppelbeschluss 1979–1983 257

VfZ 2/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 2
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_2.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de



Als sich zeigte, dass die Stationierung gegen alle Widerstände durchgesetzt
wurde, brach die Anti-Raketen-Bewegung in kurzer Zeit auseinander. Die kommu-
nistischen Kader in den Friedenskomitees hatten die disparaten Gruppen bis
dahin nur dadurch zusammenhalten können, weil sie dem Prinzip der Einheit
alles untergeordnet hatten. Als die Raketen nicht mehr zu verhindern waren, ver-
lor dieses Argument seine Überzeugungskraft.

Auf internationaler Ebene erwiesen sich die angedrohten sowjetischen
Gegenmaßnahmen als wenig wirksam. Zwar verlegte die Kremlführung, wie
angekündigt, „operativ-taktische“ Raketen nun in die DDR und die Tschechoslo-
wakei, gab das Ende des erklärten Moratoriums für die Einführung weiterer
Systeme bekannt, brachte weitere SS 20 über die bis dahin festgelegte Zahl hin-
aus in Stellung und kündigte zusätzliche Patrouillenfahrten von Nuklar-U-Boo-
ten vor den Küsten Nordamerikas an160. Das neue Kräfteverhältnis, das durch
die Brechung des sowjetischen INF-Monopols geschaffen wurde, ließ sich auf
diese Weise aber nicht aufheben. Der Abbruch der Genfer Verhandlungen rief
im Westen kaum Eindruck hervor, nachdem die unnachgiebige Haltung der
UdSSR bereits zuvor die Hoffnung auf Einigung zerstört hatte. In Bonn spürte
man von der angekündigten „Eiszeit“ im Verhältnis zum Osten zunächst nichts,
denn die Leiter der Außenpolitik in Moskau suchten in den ersten Monaten
durch Kooperationsangebote auf die Bundesregierung einzuwirken. Erst als
sich herausstellte, dass die CDU/CSU-FDP-Koalition auch durch Lockungen
nicht von der NATO-Linie abzubringen waren, schränkten sie den Kontakt
demonstrativ ein161.

Die negativen Folgen für die westdeutsche Seite hielten sich auch dadurch in
Grenzen, dass die DDR zum starken Missfallen der UdSSR die Zusammenarbeit
fortsetzte. Das SED-Regime war dringend auf die Zahlungen aus Bonn angewie-
sen und daher bereit, an den 1971/72 vereinbarten „Erleichterungen für die
Menschen im geteilten Deutschland“ festzuhalten und sie sogar zu erweitern.
Honecker scherte aus der Ablehnungsfront gegen die Bundesrepublik aus und
nahm damit der sowjetischen Bestrafungspolitik den größten Teil ihrer Wirkung.
Die politische Differenz zwischen Moskau und Ost-Berlin vergrößerte sich in der
folgenden Zeit ständig und beeinträchtigte zunehmend die Gemeinsamkeit, die
aufgrund der beiderseitigen Zugehörigkeit zum sozialistischen Lager bestand.
Insoweit schwächte der Kreml mit seiner Reaktion auf die NATO-Stationierung
nicht den Westen, sondern sich selbst162.

ausgearbeitet: In Bonn sollen Ministerien und Botschaften „umzingelt“ werden (Pläne der Frie-
densbewegung für den Herbst, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28. 7. 1983).
160 Vgl. Zajavlenie General’nogo sekretarja CK KPSS, Predsedatelja Prezidiuma Verchovnogo
Soveta SSSR Ju. V. Andropova, in: Pravda vom 25. 11. 1983; Grinevskij, Perelom, S. 62 f.
161 Vgl. Wettig, High Road, S. 130 f.; Černjaev, Na Staroj Ploščadi, S. 115.
162 Wentker, Außenpolitik in engen Grenzen, S. 481; vgl. Hermann Wentker, Äußerer Prestige-
gewinn und innere Zwänge. Zum Zusammenhang von Außen- und Innenpolitik in den letzten
Jahren der DDR, in: Deutschland Archiv 40 (2007), S. 999–1006.
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Schlussfolgerungen

Die sowjetische Politik in der Euroraketenfrage orientierte sich an dem Prinzip,
der Schutz des eigenen Landes müsse „zuverlässig“ – also unbedingt auch im
Kriegsfalle – stets gewährleistet sein. Die Abschreckung, auf die der Westen setzte,
hielt die sowjetische Seite für ein aggressives, offensives Konzept. Dass dieses in
Wirklichkeit auf die Verhinderung des Krieges mittels eines wechselseitigen Ver-
nichtungsrisikos abzielte, blieb außer Betracht. Von einem militärischen Konflikt
in Europa war mithin nicht nur die UdSSR, sondern auch der Westen bedroht.
Nach dem Willen des Kreml sollte die Sicherheit des Westens nicht vom Prinzip
der potentiellen gegenseitigen Vernichtung abhängen, vielmehr sollte genügen,
dass die Sowjetunion aufgrund ihres sozialistischen Charakters „friedliebend“ sei
und daher kein anderes Land bedrohe. Diese Prämisse ließ alle sowjetischen Auf-
rüstungsbemühungen defensiv erscheinen, und erklärt, warum Brežnev, Andro-
pov, Gromyko und andere Führungsmitglieder augenscheinlich glaubten, sie
könnten auf dieser Grundlage eine Vereinbarung mit dem Westen erzielen,
sobald dort nach Ausschaltung der „aggressiven“ Kräfte Vernunft eingekehrt sei.

Die selbstbezogene sowjetische Sicht ließ die Einsicht nicht zu, dass die eigene
Rüstung auf den Aufbau einer überlegenen Machtposition abzielte, die nicht nur
eine perfekte Sicherheit des Landes unter allen vorhersehbaren Umständen
gewährleistete, sondern zugleich den Westen zu militärischer Wehrlosigkeit und
politischer Erpressbarkeit verurteilte. Nur Ustinov und die Marschälle waren sich,
wie aufgrund ihrer Aussagen und ihrer Sachkenntnis anzunehmen ist, dieser
doppelten Konsequenz bewusst. Der Wille, auch die offensiven Optionen zu nut-
zen, fand Ausdruck in Ustinovs ständigem Drängen auf Vergrößerung der eige-
nen militärischen Möglichkeiten. Mit dem Hinweis auf den – damit gleichzeitig
verfolgten – defensiven Zweck bewog er Brežnev dazu, seine Forderungen zu
akzeptieren. Rücksicht auf die begrenzte ökonomische Leistungsfähigkeit der
UdSSR wurde dabei nicht genommen. Angesichts zunehmender Erschöpfung
des Landes setzte die neue Generation, die 1985 mit Gorbačëv an die Spitze trat,
andere Prioritäten. Die Revitalisierung der Wirtschaft war nun das oberste Ziel.
Das erforderte eine Beschränkung der Rüstung durch Vereinbarung mit dem
Westen. Das Postulat der „zuverlässigen Verteidigung“, das den NATO-Staaten kei-
nen Anspruch auf Sicherheit zubilligte, ließ sich nicht aufrechterhalten. Mit dem
Entschluss, die Militärstrategie defensiv auszurichten, schuf der neue Kremlchef
eine entscheidende Voraussetzung dafür, dass der INF-Vertrag im Dezember 1987
mit den USA auf der Grundlage eines beiderseitigen vollständigen Raketenver-
zichts abgeschlossen werden konnte, wie Reagan seit langem gefordert hatte.
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Über die Entstehungsgeschichte von Hitlers Hauptwerk Mein Kampf sind wir seit dem
Erscheinen von Othmar Plöckingers Monographie „Geschichte eines Buches. Adolf Hit-
lers ,Mein Kampf’“ im Jahr 2006 recht gut informiert. Weiteren Einblick ermöglichen im
selben Jahr entdeckte Dokumente (fünf Manuskript- und 18 Konzeptblätter) Adolf Hit-
lers, die im Folgenden erstmals veröffentlicht und von Florian Beierl und Othmar Plök-
kinger eingeleitet werden. Diese Dokumentation vermittelt einen Eindruck von Hitlers
Textproduktion und seiner politischen Neuorientierung während der Landsberger
Festungshaft 1924. Sie verdeutlicht aber auch, welchen Erkenntnisgewinn eine quellen-
kritische Edition von Mein Kampf bieten kann.

Florian Beierl/Othmar Plöckinger

Neue Dokumente zu Hitlers Buch Mein Kampf

Das Münchener Auktionshaus Hermann Historica bot im Oktober 2006 Doku-
mente zur Entstehungsgeschichte von Hitlers Mein Kampf zur Versteigerung an.
Bei den Dokumenten handelte es sich um ein Manuskript (fünf Seiten), ein Kon-
zept (18 Seiten) und einen Plakatanhang, der im Folgenden nicht in die Betrach-
tung einbezogen wird. Nach Angaben des Auktionshauses waren die Dokumente
bei Kriegsende von französischen Truppen auf dem Obersalzberg gefunden wor-
den und wechselten in den 1970er Jahren in Frankreich den Besitzer. Eine
nähere Betrachtung der Umstände, soweit sie rekonstruierbar sind, lassen diese
Angaben plausibel erscheinen.

Zur Überlieferungsgeschichte1

Nach der angloamerikanischen Berichterstattung vom Frühsommer 1945 waren
es amerikanische Soldaten der 101st Airborne Division, die Hitlers Berghof am 5.
Mai 1945 als erste alliierte Streitkräfte besetzten2. Tatsächlich aber trafen bereits
am Nachmittag des 4. Mai 1945 Soldaten der 3rd Infantry Division in Berchtesga-
den ein. An jenem 4. Mai kam jedoch auch die französische 2ème Division Blin-
dée unter General Philippe Leclerc in Berchtesgaden an. Ein Vorkommando der
Franzosen erreichte kurz vor den ersten Kompanien der Amerikaner den Ober-
salzberg und erlebte, wie der Berghof von flüchtenden SS-Soldaten durch

1 Bearbeitet von Florian Beierl und Othmar Plöckinger. Die abgedruckten Dokumente können
aus urheberrechtlichen Gründen nur in der Printversion publiziert werden; in der online-Aus-
gabe sind sie nicht zugänglich.
2 Vgl. Stephen Ambrose, Band of Brothers E Company, 506th Regiment, 101st Airborne from
Normandy to Hitler’s Eagle’s Nest, New York u. a. 2001, S. 265.
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Sprengladungen in Brand gesetzt wurde3. Am frühen Abend des 4. Mai befand
sich der brennende Berghof nach heftigem Streit zwischen den Führungsoffizie-
ren beider Armeen zunächst in französisch-amerikanischer Hand. Um zwei Uhr
morgens teilte US-Befehlshaber Colonel John Heintges den Obersalzberg dann
offiziell den Franzosen zu, was er jedoch im Laufe des Tages wieder rückgängig
machte. Am 6. Mai 1945 rückte die französische Einheit ab, und das Gebiet
wurde der tags zuvor angekommenen 101st Airborne Divison zugeteilt.

Unzählige „Souvenirgegenstände“ wurden in den Maitagen 1945 sowohl von
den amerikanischen als auch von den französischen Soldaten aus dem Berghof
und den darunter liegenden Bunkeranlagen mitgenommen. Berichte über die
nach Trophäen suchenden Truppenangehörigen zeugen von einem wilden
Durcheinander, an dem auch die Franzosen beteiligt waren. So schrieb die ameri-
kanische Kriegsberichterstatterin Lee Miller an die Redaktion des Magazins Vogue
in London, dass am Morgen des 5. Mai 1945, als das Feuer im Berghof beinahe
erloschen war, der Befehlshaber der französischen Einheiten versucht habe, mit
Sprengungen Hitlers Tresor zu knacken. Ob ihm dies gelang, muss offen bleiben.
Lee Miller stellte in ihrem Bericht fest, dass bedeutende Dokumente, soweit sie
nicht noch durch SS-Leute vernichtet wurden4, jedenfalls mit dem Abzug der
Franzosen aus dem Berghof verschwunden seien. „Nicht ein einziges Objekt für
ein Museum zu diesem Kriegsverbrecher ist mehr übrig, und für die Zukunft
wird in den Weiten Frankreichs die eine oder andere Gurkengabel oder ein Ser-
viettenring gezeigt werden, den Hitler angeblich einmal verwendet hatte.“5 Das
lässt vermuten, dass französische Militärs noch vor oder zumindest gleichzeitig
mit den Amerikanern historisch bedeutende Dokumente oder „Erinnerungs-
stücke“ aus dem Besitz Hitlers requirierten. Dafür spricht nicht zuletzt auch der
Umstand, dass das Münchener Auktionshaus Hermann Historica seit 2005 zuneh-
mend zeitgeschichtliche Objekte mit Berghof-Provenienz aus Frankreich bezieht.

Nach dem vermutlichen Abtransport der Dokumente zu Mein Kampf aus Berch-
tesgaden im Mai 1945 verliert sich ihre Spur für mehrere Jahrzehnte. Wo sie sich
befanden und ob sie in dieser Zeit den Besitzer wechselten, lässt sich nicht mehr
rekonstruieren. An die Öffentlichkeit kamen die historischen Schriftstücke erst
wieder am 5. Dezember 1978, als es im Pariser Auktionshaus Drouot unter fragwür-
digen Umständen zu einer Versteigerung verschiedener Dokumente, Bilder und
anderer Gegenstände aus Hitlers Umfeld kam. Diese Versteigerung fand allerdings
nicht im Rahmen jener Auktionen statt, die Drouot zu dieser Zeit veranstaltete
und dabei etwa Dokumente und Autographen von Napoleon und Simon Bolivar

3 Das Kommando bestand aus Captain Laurent Touyeras und seinem Fahrer François Borg,
später gefolgt von etwa 45 Soldaten der 12. Kompanie des 3. Bataillons des Régiment de march
du Tchad. Vgl. Arthur Mitchell, Hitler’s Mountain. The Führer, Obersalzberg and the American
Occupation of Berchtesgaden, Jefferson 2007, S. 128 ff.
4 Bekannt geworden sind die Vernichtungsaktionen von Julius Schaub, deren Umfang aller-
dings schwer abschätzbar ist. Vgl. Ian Kershaw, Hitler. 1936–1945, Stuttgart 2000, S. 1036 f.;
Olaf Rose (Hrsg.), Julius Schaub. In Hitlers Schatten, Stegen 2005, S. 337 ff.
5 Lee Miller, Bericht an Withers Vogue London, 8. 5. 1945 (Typoskript), S. 3, in: Lee Miller
Archives, Chiddingly.
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anbot. Im offiziellen Katalog tauchten Hitler-Dokumente ebenso wenig auf wie in
den Ankündigungen der Auktion und im späteren Auktionsbericht – wohl „auf-
grund der Natur der Objekte“, wie das Auktionshaus heute meint6. Doch wurde
das dort anwesende Publikum offenbar als geeignet erachtet, auch auf nicht offi-
zielle Versteigerungsgegenstände aus Hitlers Umfeld hingewiesen zu werden. In
dem erhalten gebliebenen Einladungsblatt zu dieser „Sonderversteigerung“ findet
sich ein großes Bild Hitlers mit dem Verweis auf die zur Versteigerung gebrachten
Materialien. Auch aufgelistet sind Ort, Zeit und Leitung der Auktion7.

Sowohl beim offiziellen als auch beim inoffiziellen Teil der Versteigerung trat
derselbe Auktionator auf. Gleiches gilt für den daran beteiligten Sachverständi-
gen, ein führender französischer Handschriftenexperte, der in diesem Rahmen
unter anderem die Mein-Kampf-Dokumente begutachtete8. Er bestätigte dabei
auch die Handschrift Hitlers, allerdings unterlief ihm bei der Datierung ein fol-
genschwerer Fehler. Er vermutete eine Entstehungszeit der Dokumente zwischen
1927 und 1929, womit auszuschließen sein dürfte, dass sowohl dem Experten
und dem Verkäufer wie dem Ersteher der Dokumente klar gewesen ist, womit sie
es tatsächlich zu tun hatten.

Jedenfalls haben die Mein-Kampf-Dokumente als Teil eines ganzen Konvolutes
aus Briefen, Postkarten etc. aus Hitlers Umfeld bei dieser Versteigerung den
Besitzer gewechselt. Nach Angaben des Erben des damaligen Käufers kam es um
1990 zu einer erneuten Begutachtung der Dokumente durch einen Sammler,
wobei allerdings wie auch 1978 nicht erkannt wurde, dass es sich um Dokumente
zu Mein Kampf handelte.

Nach dem Tod des damaligen Käufers ging der Erbe daran, das vorhandene
Material zu sichten und zu verkaufen. Das Konvolut, das auch die Mein-Kampf-
Dokumente enthielt, wurde dazu dem Münchener Auktionshaus Hermann Histo-
rica übergeben9. Erst der zuständige Mitarbeiter erkannte bei der Durchsicht der
Blätter, was hier zur Versteigerung gebracht wurde. Entsprechend ihrer Bedeu-
tung wurde für diese Blätter ein eigener Katalog zu der am 20. Oktober 2006
stattgefundenen Versteigerung erstellt, der die Verbindung zu Mein Kampf erläu-
terte10. Am 20. Oktober 2006 wechselten die Dokumente dann erneut den Besit-

6 Schreiben Drouot an Verfasser vom 24. 5. 2007; vgl. Katalog „Autographes et Documents
Historiques“, Drouot Rive Gauche Salle Nº 2, Mardi 5 Décembre 1978 bzw. La Gazette, Nº 41–
43, 24.11.–15. 12. 1978.
7 Eine Kopie dieses Blattes wurde dankenswerterweise vom Erben des damaligen Käufers (und
späteren Verkäufers) zur Verfügung gestellt. Er gab in mehreren Briefen und durch Unterlagen
bereitwillig Auskunft über die Geschichte der Dokumente, soweit sie ihm bekannt war (Schrei-
ben vom Herbst 2006 und Frühjahr 2007). Das Auktionshaus Drouot in Paris zeigte sich über-
rascht und beteuerte, über die damaligen Vorgänge weder informiert gewesen zu sein noch
Unterlagen darüber zu besitzen (Schreiben vom 24. 5. 2007).
8 Leider verweigert der Experte jede Auskunft zu den damaligen Vorgängen (Schreiben vom
31. 2. 2007). Der Auktionator ist inzwischen verstorben.
9 Vgl. den Katalog von Hermann Historica München zur 50. Auktion (4./5. 5. 2006), bei der
einige dieser Dokumente bereits versteigert wurden.
10 Vgl. Broschüre von Hermann Historica München, „Mein Kampf, einige Anmerkungen zur
Entstehungsgeschichte des Manuskriptes“, 2006.
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zer. Sie gingen an den Eigentümer eines historischen Privatarchivs in den USA,
der sich bereit erklärte, sie der Wissenschaft zur Auswertung zur Verfügung zu
stellen.

Forensische Untersuchung und Provenienz11

Da die inhaltlichen Indizien deutlich für eine Abfassung der 23 Manuskript- und
Konzeptblätter durch Adolf Hitler sprechen, wurden forensische und physikali-
sche Untersuchungen als weitere Verfahren eingesetzt, um die Echtheitsvermu-
tung zu unterstützen. Der Eigentümer der Dokumente maß diesen Analysen
einen hohen Stellenwert bei und beauftragte führende Fachleute aus drei Diszi-
plinen mit weit reichenden Untersuchungen, die weder finanziell noch zeitlich
beschränkt waren. Die forensische Handschriftuntersuchung stellte physiognomische
Fragen an die handschriftlich verfassten Notizen innerhalb der mutmaßlichen
Originaldokumente und prüfte, ob handschriftliche Korrekturen und Ergänzun-
gen an den Konzeptseiten von Adolf Hitler selbst hergestellt wurden. Die maschi-
nenschriftliche Begutachtung klärte vor allem, mit welchen Fabrikaten die 23 Blätter
geschrieben wurden und ob diese Schreibgeräte in den Jahren 1923/1924 zur
Verfügung standen. Die physikalische Papieruntersuchung versuchte, den Entste-
hungszeitraum und die Herstellerfirmen der verwendeten Papierbögen festzustel-
len. Nur durch die Gesamtheit aller vorgenannten Untersuchungen konnte weit-
gehend ausgeschlossen werden, dass die Werke eines Fälschers in der Öffentlich-
keit und auch in historischer Fachliteratur Verbreitung finden würden12. In den
folgenden Abschnitten werden die Prüfverfahren und Ergebnisse der verschiede-
nen Gutachten zusammengefasst13.

Untersuchung der Handschrift auf den Konzeptblättern

Im Fall der zur Untersuchung herangezogenen 18 Konzeptblätter stellte sich für
den Handschriftenexperten Peter E. Baier14 die Frage, ob Adolf Hitler selbst in

11 Bearbeitet von Florian Beierl.
12 Im Jahr 1980 war eine Reihe von Einzelquellen des Fälschers Konrad Kujau (Bilder, Skizzen,
Gedichte, private Briefe Hitlers etc.) in: Hitler. Sämtliche Aufzeichnungen 1905–1924, hrsg. von
Eberhard Jäckel und Axel Kuhn, Stuttgart 1980, abgedruckt worden. Ein maßgeblicher Anteil
war auf das Jahr 1924 datiert. Vgl. Eberhard Jäckel/Axel Kuhn, Neue Erkenntnisse zur Fäl-
schung von Hitler-Dokumenten, in: VfZ 32 (1984), S. 163 ff.
13 Der Eigentümer der Dokumente beauftragte Florian Beierl mit der Auswahl der Experten
und der Leitung des Untersuchungsprojekts. Korrespondenzen sowie alle Gutachten sind im
Archiv des Instituts für Zeitgeschichte München (künftig: JfZ-Archiv), F 19, Bände 20 und 21,
hinterlegt. Zu einigen Details der Untersuchungen vgl. Mannheimer Hefte für Schriftverglei-
chung 32 (2008), H. 3/06, S. 104 ff.
14 Dipl.-Psychologe Dr. Peter E. Baier (Schriesheim), seit 1973 Handschriftenexperte, von der
Industrie- und Handelskammer Rhein-Neckar öffentlich bestellter und vereidigter Sachverstän-
diger für die Untersuchung von Hand- und Maschinenschriften, Lehrauftrag am Institut für
Schrift- und Urkundenuntersuchung (ISU) e.V. (Universität Mannheim), Geschäftsführer der
Gesellschaft für Forensische Schriftuntersuchung (GFS ) e.V., Herausgeber der „Mannheimer
Hefte für Schriftvergleichung“, Mitglied in internationalen forensischen Gesellschaften.

264 Dokumentation

VfZ 2/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 2
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_2.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de



schwarzer Tinte Notizen auf die maschinengetippten Konzeptideen zu Mein
Kampf gesetzt hat. Noch vor der Versteigerung der Dokumente erörterte er
anhand von Digitalfotografien in einer kurzen gutachterlichen Stellungnahme15

erstmals die Frage, ob die handschriftlichen Notizen auf den mutmaßlichen Kon-
zeptblättern zu Mein Kampf tatsächlich von Adolf Hitler stammen könnten. Dabei
ließen sich keine Befunde erheben, die gegen eine Urheberidentität zwischen
dem herangezogenen Vergleichsmaterial und den Notizen sprachen.

Erst im Januar 2007 konnten alle Blätter im Original in München begutachtet
werden. Die handschriftlichen Korrekturen auf den 18 Konzeptblättern zeigten
materialbedingte Beeinträchtigungen, was die Untersuchungen zunächst zu er-
schweren schien. Die Handschrift auf den Dokumenten wies sehr kleine, oft stark
vereinfachte und damit kaum lesbare Buchstabenformen auf, die teilweise aufge-
löst waren und sich wenig an den Formvorgaben der damals üblichen Schreib-
schrift orientierten. Das verwendete Schreibmittel, schwarze Tinte, ließ die Ana-
lyse der Merkmalsbereiche Druckgebung und Strichbeschaffenheit nur bedingt
zu. Viele der Korrekturen bestanden lediglich aus wenigen Elementen, deren
Spezifität als eher gering einzuschätzen war. Aus Gründen des Umfangs und der
Werthaltigkeit zog der Sachverständige zur Analyse die handschriftlichen Ergän-
zungen der Blätter 23, 16, 11 sowie Blatt 14 ins Blickfeld der Untersuchung. Sie
ermöglichten einen gründlichen Vergleich mit handschriftlich überliefertem
Material Adolf Hitlers aus dieser Periode16.

Zur vergleichenden Untersuchung der Handschrift nutzte der Sachverständige
zunächst einen zweiseitigen Brief „Mein liebes Kind!“17 aus der Hand Adolf Hit-
lers an dessen „Geliebte“ Maria Reiter vom 22. Dezember 1926 im Original. Der
Brief wies vielfältige graphische Merkmale auf, darüber hinaus war die relative
Zeitnähe zum angenommenen Entstehungszeitpunkt der fraglichen Schreibleis-
tungen zu Mein Kampf von Bedeutung. Flankierend konnten folgende Vergleichs-
schriften berücksichtigt werden: Kopie eines Testaments Adolf Hitlers mit Datum
vom 2. Mai 193818, Digitalfoto eines Schreibens an Frau Anna Obster aus dem

15 Peter E. Baier, schriftliche Stellungnahme an den Verfasser vom 13. 10. 2006.
16 Vgl. Peter E. Baier, Bernhard Haas: Sachverständigengutachten vom 23. 1. 2008. Die Bezeich-
nung der Dokumente hierin: X 9, X 13, X 15 und X 17. – Die Zählung in den Gutachten unter-
scheidet sich von der vorliegenden, da die Dokumente erst nach der Begutachtung chronolo-
gisch und inhaltlich geordnet wurden. Siehe dazu auch Anm. 13.
17 Handschriftlicher Brief „Mein liebes Kind!“, datiert „München, den 22/Dez 1926“, in Privat-
besitz. Der Brief gehört zu einem Konvolut aus ursprünglich 17 Briefen und Karten, die 1959
vom Journalisten und Historiker Günter Peis bei Hitlers früherer „Geliebten“ Maria Reiter ent-
deckt wurden. Vgl. Lothar Höbelt, Günter Peis. Journalist und Historiker, ,Fact-Finder‘ der Zeit-
geschichte, in: Das Fenster, Herbst 1995, H. 59, S. 5691–5705; Günter Peis, Uneven Romance.
Hitler & Reiter, in: Time Magazine vom 29. 6. 1959; Anna Maria Sigmund, Die Frauen der
Nazis, Bd. 3, München 2002, S. 11 ff. (darin auch Edition aller erhaltenen Schriftstücke Hitlers
an Maria Reiter). Die Briefe waren bereits bei anderen Untersuchungen von Peter E. Baier her-
angezogen worden.
18 Staatsarchiv (künftig: StA) München, Amtsgericht München NR 1948/2994, abgebildet in:
Werner Maser, Hitlers Briefe und Notizen. Sein Weltbild in handschriftlichen Dokumenten,
Düsseldorf 1973, S. 157 ff.
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Jahre 192519 sowie ein hoch aufgelöstes Digitalbild einer Widmung Adolf Hitlers
an seine Schwester Paula20.

Der ganzheitliche Vergleich zwischen den fraglichen Schreibleistungen und
dem Vergleichsschriftmaterial erbrachte dem Sachverständigen zufolge einen
„gut übereinstimmenden Gesamteindruck“. Auch in der detaillierten schriftver-
gleichenden Analyse war dieser Gesamtbefund unter Berücksichtigung aller aus-
wertbaren graphischen Merkmale „durchgängig zu bestätigen“.

In der Zusammenfassung ergaben die Einzelbefunde für den Sachverständigen
„ein einheitliches und trotz der eingangs beschriebenen Materialprobleme noch
recht gut interpretierbares Gesamtbefundbild“. Peter E. Baier kam zu folgenden
Schlüssen: „Die für Schriftnachahmung charakteristischen Merkmale sind an kei-
ner Stelle vorhanden. Beim Umfang der vorhandenen Schriftzeichen wären sol-
che zu erwarten.“ Weil zusätzlich die fraglichen Handschriften und das Ver-
gleichsmaterial in ihrer natürlichen Bewegungsdynamik und in den Mikrobewe-
gungen gut übereinstimmten, konnte hieraus auf besonders wertstarke Merkmale
eines ungezwungenen Bewegungsverlaufs geschlossen werden, „der aus einem
kognitiv weitgehend automatisierten und keiner besonderen Steuerung durch
höhere zentralnervöse Bereiche bedürftigen Vorgang“ resultierte. Die entstan-
dene Konfiguration an Übereinstimmungen zwischen den Korrekturen und
Ergänzungen in den fraglichen Blättern 16 bis 23 und den Vergleichsschriften,
die Adolf Hitler zugeschrieben werden, war daher „recht vielgliedrig“. Einigen
Einzelmerkmalen konnte eine höhere Wertstärke zugeschrieben und damit die
Arbeitshypothese „Nachahmung der Schrift Adolf Hitlers“ ausgeschlossen wer-
den. Letztendlich blieben nur folgende alternativen Hypothesen: Die Korrektu-
ren und Ergänzungen stammen von Adolf Hitler – oder die Korrekturen und
Ergänzungen wurden von einer dritten Person hergestellt, deren Handschrift
zufällig derjenigen von Adolf Hitler ähnelt – eine Aussage, die in jedem Schrift-
gutachten obligatorische Verwendung findet. Peter E. Baier präzisierte, dass die
Identität des Schrifturhebers kaum noch in Zweifel zu ziehen sei, aufgrund der
eingangs beschriebenen Materialbedingungen aber aus eher prinzipiellen Erwä-
gungen eine zurückhaltende Befundbewertung angemessen erscheine. In der
Endbewertung kommt er schließlich zu folgender Feststellung: „Es kann infolge-
dessen immerhin noch mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen
werden, dass die fraglichen, handschriftlich hergestellten Korrekturen und
Ergänzungen vom gleichen Urheber stammen, der auch die Vergleichsschriften
hergestellt hat. Unter der Voraussetzung, dass die Vergleichsschriften von Adolf
Hitler hergestellt wurden, hat dieser die Korrekturen und Ergänzungen selbst
gefertigt.“21

19 Anni Obster, später verh. Rosner, Geliebte Dietrich Eckarts bis zu dessen Tod 1923. Fotogra-
fie einer handschriftlichen Weihnachtskarte, datiert „München Weihnachten 1925“, in Privatbe-
sitz.
20 Widmung (o. J., ca. 1921–23), in: Oberösterreichisches Landesarchiv Linz, Bestand „Hitler-
Akt“/Nachlass Mimi Kobler/Paula Hitler.
21 Für die Zitate siehe Anm. 13.
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Untersuchung der Maschinenschrift

Für Laien mögen getippte Schriften aus dem Zeitalter mechanischer Schreibma-
schinen generell gleich aussehen, weshalb der Fälscher Konrad Kujau in den
1970er Jahren gleich mehrfach zur Schreibmaschine gegriffen hatte. Nach Auf-
fliegen der Falsifikate der Hitler-Tagebücher wies das Bundeskriminalamt eindeu-
tig nach, dass Kujau im Falle zweier gefälschter Schreiben der „Reichsleitung der
N. S. D. A. P.“ auch eine Maschine verwendet hatte, die erst ab 1956 erhältlich
war22. Doch nicht nur der Maschinentyp kann einen Verfasser entlarven: In
einem Typoskript verbergen sich womöglich eine ganze Reihe weiterer Indizien,
wie etwa beschädigte oder verschmutzte Schrifttypen, Reparaturspuren oder
Justierungsfehler in der Schreibmechanik. Dazu kommen bedienerspezifische
Merkmale. Für Experten gelten hier die gleichen Bedingungen wie bei der Hand-
schriftenuntersuchung: Liegt umfangreiches maschinenschriftliches Vergleichs-
material vor, wird die Untersuchung erleichtert, und die Chance auf das Aufspü-
ren einer Fälschung steigt.

Als Sachverständiger für die mutmaßlich von Adolf Hitler gefertigten Maschi-
nenschriften wurde Bernhard Haas23 mit der Untersuchung der 23 Blätter beauf-
tragt. Sein Befund sollte zunächst klären, mit welchem Schreibmaschinenfabrikat
die maschinenschriftlichen Abschnitte des fünfseitigen Manuskripts und des 18
Seiten umfassenden Konzepts gefertigt wurden und ob dieses Schreibgerät in
den Jahren 1923/24 zur Verfügung stand. In Zusammenhang mit der Überprü-
fung der zahlreichen Vergleichsschriften ergaben sich interessante Hinweise auf
die Entstehungsumstände der 23 Blätter, was weitere Expertisen nach sich zog.

Bei der Analyse mutmaßlicher Schriften Hitlers und seines Umfelds war schon
aus eingangs erwähnten Gründen auf die Bereitstellung authentischen Ver-
gleichsmaterials besonders zu achten. Aus diesem Grund zog man unter beträcht-
lichem Aufwand eine Vielzahl gesicherter Vergleichsschriften heran. Sinn und
Zweck war es abzuklären, welche Schreibmaschinen im direkten Umfeld Hitlers
eingesetzt wurden und ob eine dieser Schreibmaschinen beim Verfassen der frag-
lichen Dokumente zu Mein Kampf verwendet wurde. Im Staatsarchiv München
wurden alle überlieferten Bestände der Landsberger Festungshaftanstalt aus dem
Zeitraum von 1919 bis 1925 gesichtet. Nach einem Vorauswahlverfahren wurden
die Sammelakten mit den Signaturen JVA 12416 und JVA 12417, drei weitere
Häftlingsakte, der sogenannte „Hitler-Akt“ sowie der Gefangenenpersonalakt

22 Behördengutachten des Bundeskriminalamts vom 24. 6. 1983; vgl. Jäckel/Kuhn, Erkennt-
nisse, S. 163.
23 Bernhard Haas (Winnenden/Stuttgart), seit 1976 Sachverständiger für Maschinen-/Drucker-
schriften und Urkunden am Landeskriminalamt Baden-Württemberg, seit 1988 von der Indu-
strie- und Handelskammer Stuttgart öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für
die Untersuchung von technisch gefertigten Schriften. Gemeinsam mit seinem Vater Josef
Haas, einem Pionier in der Analyse von Maschinenschriften, baute er am LKA Stuttgart die
bundesweit größte Sammlung mit ca. 300.000 Schreibmaschinenproben auf. Er kooperiert mit
der Universität Mannheim (Institut für Schriften und Urkunden) sowie mit der „American
Society Question Document Examiners (ASQDE)“ und ist Mitglied der „Gesellschaft für Foren-
sische Schriftuntersuchung (GFS)“.
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fotomechanisch reproduziert. Zum Schriftvergleich konnten dem Sachverständi-
gen insgesamt 69 Typoskripte aus der Verwaltung der Haftanstalt vorgelegt wer-
den24. Aus dem Bundesarchiv Bern wurden Typoskripte von Rudolf Heß25 kon-
sultiert, die ebenfalls in der Haftanstalt Landsberg am Lech gefertigt worden
waren. Einen Nebenbeitrag lieferte auch ein Blatt aus einer Denkschrift Hitlers
zu seinem Prozess im Frühjahr 192426. Aus den National Archives Washington
wurde eine maschinengetippte Postkarte Hitlers an die Wirtin des „Platterhofs“
am Obersalzberg, Frau Büchner, vom 28. Mai 1924 herangezogen27. Ein Tippfeh-
ler in dieser Postkarte sollte später ein Schlüsselindiz liefern. Flankierend erhob
man Schriftproben von einer Kleinschreibmaschine, Modell „Remington Porta-
ble“ aus dem ehemaligen Nachlass des Mitgefangenen Emil Maurice, die Adolf
Hitler angeblich während seiner Landsberger Haftzeit verwendet hat28.

Die insgesamt 23 Blätter wurden von Bernhard Haas in München eingesehen
und mit zerstörungsfreien physikalisch-technischen Verfahren der Urkundenprü-
fung untersucht. Die Analysen ergaben, dass zur Beschriftung der 23 Blätter ins-

24 Anhand dieses Vergleichsschriftguts aus der Verwaltung der Haftanstalt konnte festgestellt
werden, dass dort insgesamt sieben verschiedene Schreibmaschinensysteme eingesetzt wurden.
Keine der Maschinen aus der Verwaltung wurde von dem Gefangenen Hitler oder dessen
Umfeld verwendet.
25 Schweizerisches Bundesarchiv (künftig: BA Bern), NL Heß, J 1.211 – 1989/148, 33.
26 Bundesarchiv Berlin, NS 26 (zeitgenössische fotomechanische Reproduktion, Bild Nr. 1685/
i). Zu diesem irrtümlicherweise als Manuskriptseite von Mein Kampf gedeuteten sogenannten
„Blatt 22“ vgl. Othmar Plöckinger, Geschichte eines Buches. Adolf Hitlers „Mein Kampf“
1922–1945, München 2006, S. 21.
27 National Archives at College Park, Record Group 260-NSA. Das Schreiben an „Frau Büchner“
ist als zeitgenössische fotomechanische Reproduktion überliefert.
28 Diese Remington Modell Portable, Seriennummer NK 43 024, Typenhersteller Remington
New York, (Schrifttypen Pica Nr. 6) wurde im April 1924 in New York hergestellt. Emil Maurice
zufolge wurde die Maschine von Hitler zur Abfassung seines Buches Mein Kampf benutzt und
ihm 1925 „als Andenken an die gemeinsame Festungshaft“ übereignet. 1941 zeigt der im
Münchner Eher-Verlag erschienene Band „Dokumente der Zeitgeschichte“ auf Seite 210 ein
Bild der „Schreibmaschine, auf der der Führer einen großen Teil seines Buches ,Mein Kampf‘
eigenhändig schrieb“, und bestätigt: „Die Maschine ist heute im Besitz von Emil Maurice.“ Mau-
rice fertigte hierzu 1954 eine notariell beglaubigte „Eidesstattliche Erklärung“ an. Im Novem-
ber 1954 bot er die Maschine für 25.000 Dollar einem Interessenten in New York an, jedoch
ohne Erfolg. Fünfzehn Jahre nach seinem Tode ließen die Erben den Nachlass und die
Maschine 1987 im Münchner Auktionshaus Hermann Historica versteigern. 1992 wurde sie
dort erneut angeboten und gelangte ein Jahr später zusammen mit umfangreichem Schriftgut
aus derselben Provenienz in die gleiche Privatsammlung, die schließlich auch im Oktober
2006 die hier behandelten Blätter zu Mein Kampf aufkaufte. Bernhard Haas identifizierte in
einer Expertise vom 24. 1. 2003 „mit sehr großer Wahrscheinlichkeit“ die Maschine als dasje-
nige Gerät, auf dem Maurice bereits 1954 eine Bestätigung zur Echtheit der Maschine getippt
hatte. Vgl. Anna Maria Sigmund, Des Führers bester Freund. Adolf Hitler, seine Nichte Geli
Raubal und der „Ehrenarier“ Emil Maurice – eine Dreiecksbeziehung, München 2003, S. 319–
325 (hierin die Provenienzgeschichte der Schreibmaschine); Werner Schmidmaier, Hitlers
Remi Po. Die abenteuerliche Geschichte der Schreibmaschine, auf der Mein Kampf getippt
wurde, in: Süddeutsche Zeitung, SZ Magazin vom 8. 10. 1993, S. 33–35; „Braune Flecken. Die
Deutsche Bank verkaufte Hitlers angebliche Schreibmaschine“, in: Der Spiegel vom 21. 9.
1992, S. 182.
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gesamt zwei verschiedene Schreibmaschinen Verwendung fanden. In der folgen-
den Zusammenfassung des Gutachtens werden die Befunde deshalb getrennt
erörtert.

Das fünfseitige Manuskript wurde mit einer Schrifttype der Bezeichnung „Pica
Ra 58“ verfasst, deren Hersteller in den Jahren 1909 bis 1926 die Berliner Firma
Ransmayer & Rodrian war. Die Type „Ra 58“ wurde ab 1909 in mehreren deut-
schen Schreibmaschinenfabrikaten eingebaut. Damit blieben mehrere Schreibge-
räte offen. Eine exakte Eingrenzung des Modells war für Haas zum Zeitpunkt des
ersten Gutachtens vom Januar 2007 zwar noch nicht möglich, doch konnten
zumindest zahlreiche Fabrikate ausgeschlossen werden, die für die Herstellung
der fünf untersuchten Blätter nicht in Frage kamen. Und es konnte ein wichtiges
Ergebnis eindeutig festgehalten werden: Alle Schreibmaschinenfabrikate, die Ra-
58-Schrifttypen verwendeten, wurden schon vor 1924 hergestellt. Anhand der
mittlerweile eingetroffenen Vergleichsschriften aus Bern, München, Berlin und
Washington konnte Bernhard Haas weitere Schlüsse ziehen: Die Postkarte von
Adolf Hitler an Frau Büchner vom 28. Mai 1924, eine Postkarte von Rudolf Heß
an Fräulein Ilse Pröhl vom 5. Juni 192429, eine Erklärung von Heß vom 9. Okto-
ber 192430 sowie eine Erklärung Hermann Fobkes vom 11. Oktober 192431 wur-
den allesamt in der Festungshaftanstalt Landsberg am Lech mit einer Schreibma-
schine mit Schrifttyp „Pica Ra 58“ verfasst, mit dem selben Modell also, mit dem
die fünf Manuskriptseiten zu Mein Kampf getippt wurden. Die zwei Erklärungen
von Rudolf Heß und von Hermann Fobke wurden auf einer Kleinschreibma-
schine geschrieben, die auf einer Taste statt der sonst üblichen zwei Schriftzei-
chen drei enthielt. Einen ungeübten Maschinschreiber wie Hitler stellte dieses
System vor gewisse Schwierigkeiten, woraus sich auch die häufigen Tippfehler in
der Groß- und Kleinschreibung bei den Blättern 1 bis 5 in den Dokumenten zu
Mein Kampf erklären.

Die Postkarte Adolf Hitlers an Frau Büchner ließ im Wort „Mai“ Fragmente
eines Sonderzeichens in der 3. Position erkennen – ein Tippfehler, der wiederum
bestätigte, dass das fragliche Manuskript mit einer Maschine des dreireihigen
Typs geschrieben worden war. Ein weiteres Indiz für die Urheberschaft Hitlers
sah der Sachverständige in der Art und Weise, wie Hitler seine Tippfehler ausbes-
serte. Anhand der Vergleichsschriften von Rudolf Heß leitete Bernhard Haas ab,
dass dieser seine Fehler stets mit einem kleinen „x“ übertippte, während Hitler in
seinen Schreiben Tippkorrekturen mit dem großen „X“ vornahm. Dieses Phäno-
men ließ sich in allen Schriften konstant beobachten, so auch bei den mutmaß-
lich von Hitler gefertigten Dokumenten zu Mein Kampf. Über diese interessanten
Indizien hinaus konnten bei den Vergleichsschriftstücken vom 9. und 11. Okto-
ber 1924 individuelle Typenmerkmale gefunden werden: Der Sachverständige
registrierte geringe Beschädigungsmerkmale, die in der Hitler-Postkarte vom 28.
Mai und der Heß-Postkarte vom 5. Juni 1924 sowie in den Manuskriptseiten noch

29 BA Bern, NL Heß, J 1.211 – 1989/148, 33.
30 StA München, JVA 14344.
31 Ebenda.
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nicht vorhanden waren. Dadurch ließ sich der Zeitraum der Erstellung der fünf
Textblätter zu Mein Kampf noch weiter eingrenzen, da sie demzufolge bereits vor
Oktober 1924 verfasst worden sein mussten.

Für alle vorgenannten Dokumente ließ sich aber nicht nur eine systemüber-
einstimmende Maschinenschrift nachweisen, sondern auch eine Übereinstim-
mung in Wagenschritt, Umschalthub und der kompliziert zu bedienenden drei-
reihigen Tastatur. Diese Merkmale entsprachen nur den damals erhältlichen
Kleinschreibmaschinen der Marken Meteor und Presto bzw. Senta32. Da die
Anordnung der einzelnen Schriftzeichen auf der Tastatur dieser Marken jedoch
variierte, konnte keine weitere Differenzierung getroffen werden.

Im Fall des 18-seitigen mutmaßlichen Konzepts zu Mein Kampf zeigte sich
zunächst, dass Blatt 8 der Konzeptseiten zahlreiche Prägespuren von Maschinen-
schriften enthielt, die dadurch entstanden, dass dieses Blatt als Walzenschoner
für mehrere andere Blätter herangezogen worden war. Bei genauerer Analyse
konnte festgestellt werden, dass die durchgedrückten Schriftzeichen auf diesem
Blatt ausschließlich von Maschinenschriften anderer Seiten desselben Konzepts
zu Mein Kampf herrührten. Der Papierbogen war also mehrmals als Schonpapier
anderer Manuskriptseiten verwendet worden.

Die 18 Konzeptseiten zu Mein Kampf wiesen im Vergleich zu den fünf Seiten
ausformulierten Textes andere Primärmerkmale auf und wurden demnach mit
einem anderen Schreibmaschinenmodell verfasst. Der Sachverständige konnte
die Schrifttype „Remington Pica Nr. 6“ identifizieren. Die weitere Eingrenzung
mit Hilfe der Mikrovermessung der Schriftzeichen erbrachte die Erkenntnis, dass
nur eine Remington-Schreibmaschine, Modell „Portable“ mit einem Baujahr zwi-
schen 1920 und 1925 in Betracht kam. Damit bestand ferner Systemidentität mit
der eingangs erwähnten Remington „Portable“ aus dem Nachlass von Emil Mau-
rice. Die Seriennummer dieses Geräts (NK 43 024) fällt in den April 1924. Neben
Systemidentität konnte jedoch keine Geräteidentität nachgewiesen werden – und
das hat einen plausiblen Grund: Als Hitler im Jahr 1924 mit der Remington „Por-
table“ arbeitete, handelte es sich um ein fabrikneues Schreibgerät. An den 18
Konzeptblättern zu Mein Kampf ließen sich deshalb keine Defekte an den Typen-
reliefs oder den Justierungen nachweisen. Eine bereits gebrauchte Maschine
hätte mit hoher Wahrscheinlichkeit Spuren dieser Art aufgrund von Material-
ermüdung und Verschleiß hinterlassen.

Bernhard Haas konnte damit feststellen, dass die 18 Konzeptblätter frühestens
ab April 1924 auf einer damals fabrikneuen Schreibmaschine der Marke Reming-
ton verfasst wurden. Die „Remington Portable“ von Maurice trägt eine Serien-
nummer vom April dieses Jahres. Die primären Merkmale sowie das eingeprägte
Herstellerdatum stimmen demnach zur Gänze mit dem Charakter der untersuch-
ten Dokumente überein, selbst wenn sich die sekundären Merkmale nicht mehr
rekonstruieren lassen. Zusammenfassend hat Bernhard Haas festgehalten: „Damit

32 Das Modell Meteor wurde ab ca. 1911 gebaut. Bei Presto und Senta (Baujahr ab ca. 1913)
handelte es sich um ein- und dasselbe Schreibmaschinenmodell, das unter zwei Handelsbe-
zeichnungen vertrieben wurde.
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spricht in der erhobenen Befundkonfiguration der Maschinenschriftuntersuchung
alles für und nichts gegen die Annahme, dass es sich bei den Manuskriptseiten um
den ersten Entwurf zum Buch ,Mein Kampf‘ von Adolf Hitler handelt.“33

Physikalische Papieruntersuchung

Im November 2007 wurde Samuel Schabel34 mit einer Altersbestimmung der ver-
wendeten Papiersorten beauftragt. Die optischen Prüfungen konnten zerstö-
rungsfrei durchgeführt werden. Für die Durchführung der qualitativen und
quantitativen Fasermikroskopie musste jeweils am unteren Formatrand der Blät-
ter 5, 7 und 19 ein Streifen von 2 – 3 mm Breite entnommen werden35. Die Ana-
lyse galt vorwiegend der Frage, ob die Papiere in der Entstehungszeit des Manu-
skripts zu Mein Kampf schon erhältlich waren.

Quantitativ bestanden die Blätter 7 und 19 zu 100% aus Zellstoff, Blatt 5 zu
jeweils 50% aus Zellstoff und verholzten Fasern. Qualitativ enthielten alle Proben
mindestens zur Hälfte Nadelholzzellstoff und Spuren anderer Stoffe. Bei den
optischen Untersuchungen fielen der Nachweis und die Prüfung auf Anwesen-
heit optischer Aufheller bei allen drei Proben negativ aus. Die identifizierten
Siebmarkierungen entsprachen den Erwartungswerten für eine zur Weimarer
Zeit üblichen Verfahrenstechnik. Bei Blatt 7 konnte das Wasserzeichen „Leinen
Römerturm“ am linken Rand identifiziert werden. Der Gutachter konnte dieses
Papier dem Hersteller „Römerturm Köln“ zuordnen. Dort wurde es im Zeitraum
von 1915 bis 1935 hergestellt. Auf Blatt 5 fand sich ein weiteres Wasserzeichen,
das in der „Peniger Papierfabrik“ von 1914 bis 1936 verwendet wurde. Das dritte
Dokument – Blatt 19 – enthielt kein Wasserzeichen.

Zusammenfassend konnte festgestellt werden, dass bei allen drei Proben keine
optischen Aufheller enthalten waren und dass sich aufgrund der vorgefundenen
Wasserzeichen die Blätter 5 und 7 zeitlich in den Produktionszeitraum 1914 bis
1936 einordnen lassen. Darüber hinaus entsprechen die Siebmarkierungen den
Erwartungswerten einer Leinwandbindung. Die entsprechenden Papiermaschi-
nen waren in der Zeit zwischen 1918 bis 1933 üblich. Letztendlich ergaben auch
die fasermikroskopischen Untersuchungen keine besonderen Auffälligkeiten, die
eine Herstellung der Papiere im fraglichen Zeitraum ausschließen würden.
Samuel Schabel kam in seinem Gutachten zur abschließenden Feststellung:
„Nach den vorgefundenen papierspezifischen Indizien wurden die Objekte mit
großer Wahrscheinlichkeit in dem in Frage kommenden Zeitraum der Weimarer
Zeit produziert. Es konnten keine Hinweise in den Eigenschaften und der
Zusammensetzung auf eine Produktion nach 1945 gefunden werden.“36

33 Für die Zitate siehe Anm. 13.
34 Prof. Dr.-Ing. Samuel Schabel (Darmstadt), 5. Lehrstuhlinhaber und Leiter des Fachgebietes
Papierfabrikation und Mechanische Verfahrenstechnik an der Technischen Universität in
Darmstadt.
35 Diese Blätter wurden ausgewählt, weil sie alle Papiersorten repräsentierten, die für den Rest
der 23 Typoskripte verwendet worden waren.
36 Für die Zitate siehe Anm. 13.
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Analyse der Dokumente37

Die fünf Manuskript- und achtzehn Konzeptblätter zu Mein Kampf stellen den
umfangreichsten Textkorpus aus Hitlers Hand vor der Publikation des Buches im
Juli 1925 dar. Damit kommt ihnen eine Bedeutung zu, die über einen Beitrag zur
Entstehungsgeschichte von Mein Kampf hinausgeht. Sie geben Einblick sowohl in
die Textproduktion Hitlers als auch in die Entwicklung und Neuorientierung sei-
ner politischen und ideologischen Vorstellungen während der Haftzeit in Lands-
berg 1924. Der Vergleich mit der späteren Textfassung von Mein Kampf steht im
Mittelpunkt der nachfolgenden Ausführungen, dem jeweils Datierungsfragen
und Bemerkungen zu einigen anderen Aspekten vorausgehen38.

Manuskriptblätter (Blatt 1–5)

Entstehung und Datierung:
Die fünf Seiten des Manuskriptes beinhalten die ersten vier Seiten des Buches
Mein Kampf, also Teile der Kindheitserinnerungen Hitlers. Wie die Untersuchun-
gen zur Maschinenschrift ergeben haben, wurden diese Blätter auf einer Schreib-
maschine getippt, die Hitler später offenbar an Rudolf Heß weitergegeben hat,
da sich von Heß ab Anfang Juni 1924 auf der alten Maschine geschriebene Texte
nachweisen lassen. Einen der ersten verfasste er am 5. Juni 1924. In diesem Brief
an Ilse Pröhl teilt er mit: „Mein Schreibmaschinchen arbeitet tadellos, nur muss
der Schreiber sich einarbeiten.“39 Etwas früher dürfte nur noch ein Text von Heß
über Hitlers „Tat“ am 8. November 1923 entstanden sein40. Hitler selbst verfasste
am 28. Mai mit der angesprochenen Postkarte an Frau Büchner seinen letzten

37 Bearbeitet von Othmar Plöckinger.
38 Zitate aus und Verweise auf Mein Kampf stammen aus der Erstauflage des ersten Bandes, die
Seitenangaben wurden jeweils in Klammern angefügt. Da die Seitenzählung der Erstausgabe
nicht mit jener der heute meist verwendeten Volksausgabe übereinstimmt, wurden neben den
Seitenzahlen zur Erstauflage die entsprechenden Seitenzahlen der Volksausgabe angegeben.
So bezieht sich die Angabe (124/127) auf ein Zitat aus der Erstauflage auf Seite 124 bzw. aus
der Volksausgabe auf Seite 127 (dies erklärt auch gelegentliche Abweichungen von Zitaten, da
die Erstausgabe vor allem stilistisch überarbeitet wurde). Bei Verweisen auf die Manuskript-
und Konzeptblätter wurden nicht immer Blatt-Nummern genannt, da die Blätter kapitelweise
behandelt werden und daher das Auffinden von Stellen problemlos möglich sein sollte. Offen-
sichtliche Schreib- und Tippfehler sowie die Zeichensetzung wurden meist stillschweigend kor-
rigiert. Die ursprünglichen Schreibweisen können in den abgebildeten Dokumenten nachgese-
hen werden.
39 BA Bern, NL Heß, J 1.211 – 1989/148, 33.
40 Ebenda; vgl. auch Wolf Rüdiger Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe 1908–1933, München 1987,
S. 317 ff. Die Datierung dieses Textes auf den 9. 4. 1924 in der von Heß’ Sohn herausgegebenen
Sammlung muss nicht nur aufgrund der vorliegenden maschinschriftlichen Untersuchung als
falsch gewertet werden. Auch inhaltlich ist diese Datierung nicht haltbar. Gleich in den ersten
Zeilen spricht Rudolf Heß davon, dass er mit Hitler über dessen Prozess gesprochen habe.
Dies ist erst nach Heß’ Eintreffen in Landsberg Mitte Mai 1924 möglich gewesen. Tatsächlich
geht weder aus dem Dokument selbst noch aus dem entsprechenden Register im BA Bern ein
genaues Datum hervor, lediglich das Jahr 1924 ist belegt (Mitteilung des BA Bern vom 15. 1.
2008).
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nachgewiesenen Text auf dieser Maschine, ab Anfang Juni 1924 dürfte ihm daher
eine wesentlich bessere und fabrikneue Maschine zur Verfügung gestanden
haben.

Damit lässt sich auch die Entstehungszeit der Manuskriptblätter auf die Zeit
vor Juni 1924 eingrenzen. Gleichzeitig kann damit einmal mehr ausgeschlossen
werden, dass das Manuskript Rudolf Heß diktiert worden ist, da Heß zum einen
erst Mitte Mai nach Landsberg gekommen ist und bis Ende Juni 1924 über Hit-
lers Buch nichts zu berichten wusste41, zum anderen Heß noch Anfang Juni
1924, wie erwähnt, davon sprach, sich erst auf seiner Schreibmaschine einarbei-
ten zu müssen, was Diktate wenig sinnvoll erscheinen lässt.

Die Kindheitserinnerungen zählen damit zu den frühesten Bestandteilen von
Mein Kampf, zumal sie Hitler gerade in Landsberg besonders beschäftigten42.
Wann er allerdings begonnen hat, sie niederzuschreiben, ist nicht eindeutig zu
belegen, zumal sich die Herkunft der verwendeten Schreibmaschine trotz intensi-
ver Bemühungen nicht klären ließ43. Es kann lediglich vermutet werden, dass
Hitler wohl erst nach dem Ende des Prozesses Zeit und Ruhe dazu gefunden
haben dürfte, mehr noch, die Arbeit an seinem umfangreichen Artikel „Warum
musste ein 8. November kommen?“, der im April erschien, und die Fixierung auf
eine Abrechnung mit den Gegnern vom November 1923 legt die Annahme nahe,
dass er sich erst ab Mitte Mai dem Thema zuwandte. Denn noch am 5. Mai 1924,
so teilte er in einem Brief an Siegfried Wagner mit, schrieb er „eine gründliche
Abrechnung mit jenen Herren, die noch am 9/Nov.[ember 1923] begeistert
,Hurra‘ schrien“44. Mitte Mai teilte er Besuchern aus Salzburg mit, dass dem-
nächst ein Buch erscheinen werde45, was auf einige Arbeit daran schließen lässt;
zudem kündigte eine seit Juni 1924 verbreitete Werbebroschüre für das entste-
hende Buch Hitlers als erstes Kapitel einen Abschnitt mit dem Titel „Wie ich zur
Politik kam (Aus froher Jugend und bitteren Tagen)“ an. In der Endfassung vom
Sommer 1925 hieß dieses Kapitel schließlich „Im Elternhaus“. Insofern ist es
konsequent, dass die vorliegenden fünf Blätter keine Überschrift tragen, da der
endgültige Titel offenbar erst später festgelegt wurde. Der Gedanke liegt nahe,
dass sich Hitler zum Zeitpunkt der Niederschrift noch nicht im Klaren darüber
war, in welchem Zusammenhang die vorliegenden Passagen verwendet werden
sollten.

41 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 148 f.
42 Vgl. ebenda, S. 41 f. Hitler führte, wie Heß 1927 behauptete, in Landsberg ein eigenes Heft,
in das er seine Jugenderinnerungen notierte. Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 373.
43 Die Schreibmaschine ist nicht identisch mit jener, auf der Hitler seine Verteidigungsrede vor
Gericht geschrieben und von der sich ein Blatt erhalten hat (vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 21).
Auch konnten in den Unterlagen der JVA Landsberg keine Dokumente nachgewiesen werden,
die mit dieser Schreibmaschine geschrieben wurden. Es ist daher davon auszugehen, dass sie
von außen kam, wie es auch der Bericht des ehemaligen Gefängniswärters Fritz Hemmrich
nahe legt: „Hitler ließ sich mit Erlaubnis der Direktion eine Schreibmaschine kommen.“ In:
IfZ-Archiv, ED 153, S. 35 f.
44 Jäckel/Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen, S. 1232 f.
45 Vgl. Volksruf (Salzburg) vom 17. 5. 1924.
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Inhaltliche Analyse:
Insgesamt weisen die fünf Blätter eine starke Übereinstimmung mit der späteren
Endfassung in Mein Kampf auf. Die vorhandenen größeren Abweichungen lassen
jedoch Rückschlüsse auf Hitlers Textproduktion zu. So bietet das Manuskript
zwei Fassungen für den Beginn des Buches. Die erste Version lautet:

Es scheint mir eine glückliche Vorbedeutung zu haben, dass meine Wiege [...]. –

In einem zweiten Anlauf beginnt der Text mit dem Satz:

Als eine glückliche Vorbedeutung muss ich es heute empfinden, dass meine Wiege [...]46 in
Braunau stand; ist doch dieses Städtchen gerade an der Grenze [gelegen] zweier deutscher
Staaten [gelegen], deren Wiedervereinigung uns Jüngeren als eine wahrhaft hehre Lebens-
aufgabe erscheint.

In der Endfassung lautet der Beginn schließlich:

Als glückliche Bestimmung gilt es mir heute, dass das Schicksal mir zum Geburtsort gerade
Braunau am Inn zuwies. Liegt doch dieses Städtchen an der Grenze jener zwei deutschen
Staaten, deren Wiedervereinigung mindestens uns Jüngeren als eine mit allen Mitteln
durchzuführende Lebensaufgabe erscheint! (1/1)

Die Bemühungen um den Text lassen sich dabei deutlich erkennen. Die Wort-
wahl wird überarbeitet, aus der „Vorbedeutung“ wird das „Schicksal“, aus der
romantischen „Wiege“ der nüchterne „Geburtsort“ und aus der pathetischen
„wahrhaft hehre[n]“ wird eine aggressiv „mit allen Mitteln durchzuführende
Lebensaufgabe“47. Darüber hinaus werden die Satzkonstruktionen korrigiert und
überarbeitet, stellenweise werden sie komplexer und damit schwerfälliger gestal-
tet, meist jedoch vereinfacht. Dies wird auch an anderen Stellen deutlich. Das
umfangreichste und ausführlichste Beispiel für die beständigen Überarbeitungen
stellt der Absatz über den Ruhestand des Vaters dar, an dem Hitler bereits im
Manuskript zahlreiche Korrekturen vorgenommen hat. Er beginnt zunächst so:

Nun da er als 56 Jähriger und k. k. Zollbeamter in Ruhegehalt ging, [da litt es ihn natür-
lich doch nicht in Ruhe]. Er zog sich auf das Land zurück, wurde, indem er ein Gut
kaufte, das, was einst ja auch die Vorfahren waren–Bauer.

Daraus wird nach mehreren Korrekturdurchgängen:

46 Das mehrfach durchgestrichene Wort an dieser Stelle ist nicht mehr rekonstruierbar.
47 An der Rhetorik seiner Reden orientierten Floskeln wie der Doppelung „Nein, nein“ aus
dem Manuskript hält Hitler freilich auch im späteren Text fest.
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Da er nun als 56 Jähriger und k. k. Zollbeamter in Ruhegehalt ging, hätte er doch keinen
Tag die Ruhe zu ertragen vermocht. Er zog sich auf das Land zurück und wurde, indem er
ein Gut kaufte, wieder das, was einst ja auch seine Vorfahren waren–Bauer.

In einem dritten Anlauf schreibt Hitler im Manuskript:

Da er endlich als 56 Jähriger in Ruhegehalt ging, hätte der doch diese Ruhe keinen Tag als
Nichtstun zu ertragen vermocht. Er kaufte in der Nähe des oberösterreichischen Marktfle-
ckens Lambach ein Gut, bewirtschaftete es und kehrte so im Kreislaufe eines [langen
Lebens] arbeitssauren Lebens wieder zum Ursprunge seiner Väter zurück.

Für die Endfassung in Mein Kampf wird dieser Absatz noch einmal überarbeitet
und lautet schließlich:

Da er endlich als Sechsundfünzigjähriger in den Ruhestand ging, hätte er doch diese Ruhe
keinen Tag als ,Nichtstuer‘ zu ertragen vermocht. Er kaufte in der Nähe des oberösterreichi-
schen Marktfleckens Lambach ein Gut, bewirtschaftete es und kehrte so im Kreislaufe seines
langen, arbeitsreichen Lebens wieder zum Ursprung seiner Väter zurück. (3/3)

Eine Entwicklung weg von umständlichen, an der gesprochenen Sprache orien-
tierten Wendungen hin zu klaren Strukturen ist erkennbar. Auch die Wortwahl
verändert sich, aus den „Vorfahren“ wird der „Ursprung seiner Väter“, aus dem
„Ruhegehalt“ wird der „Ruhestand“, hingegen verschwindet ab der dritten Fas-
sung der „Bauer“ ebenso wie der „k. k. Zollbeamte“.

Neben solchen Überarbeitungen erweitert und ergänzt Hitler schließlich auch
sein Manuskript für die Endfassung an verschiedenen Stellen. Besonders deutlich
werden diese Ergänzungen in der Schlusspassage, die sich mit dem deutsch-fran-
zösischen Krieg 1870/71 beschäftigt. Im Manuskript lauten die letzten Zeilen:

Aber auch in anderer Hinsicht hatte dieses Ereignis große Bedeutung. Zum erstenmale
wurde mir, wenn auch in noch so unklarer Vorstellung, die Frage aufgedrängt, ob und
welch ein Unterschied denn zwischen den diese Schlachten schlagenden Deutschen und
[uns] den anderen sei. Warum hat denn nicht auch Österreich mitgekämpft? Ist denn
Österreich nicht auch ein deutscher Staat? Dieses Problem begann damals zum ersten Male
in meinem kleinen Gehirn zu wühlen. Mit innerem Neide musste ich aus vorsichtigen Fra-
gen die Antwort hören, dass nicht jeder Deutsche das Glück besitzt, dem Reiche Bismarks
[!] anzugehören.

In der Endfassung in Mein Kampf liest sich die Stelle schließlich so:

Aber auch in anderer Hinsicht sollte dies von Bedeutung für mich werden. Zum ersten
Male wurde mir, wenn auch in noch so unklarer Vorstellung, die Frage aufgedrängt, ob
und welch ein Unterschied denn zwischen den diese Schlachten schlagenden Deutschen und
den anderen sei? Warum hat denn nicht auch Österreich mitgekämpft in diesem Kriege,
warum nicht der Vater und nicht all die anderen auch? Sind wir denn nicht auch dasselbe
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wie eben alle anderen Deutschen? Gehören wir denn nicht alle zusammen? Dieses Problem
begann nun zum ersten Male in meinem kleinen Gehirn zu wühlen. Mit innerem Neide
musste ich aus vorsichtigen Fragen die Antwort vernehmen, dass nicht jeder Deutsche das
Glück besitze, dem Reich Bismarcks anzugehören. Ich konnte dies nicht begreifen. (4/4 f.)

Deutlich wird dabei auch, dass Hitler gerade bei ideologisch bedeutsamen
Abschnitten stark am Text gearbeitet hat. Ähnliches zeigt sich an den Schnittstel-
len zwischen Ideologie und Biografie, wenn Hitler an seine eigene Stilisierung
denkt. Dies gilt zunächst für seine Vorfahren. So schreibt er im Manuskript
davon, sein Vater sei der Sohn eines „armen kleinen Häuslers und Taglöhners“
gewesen. Im späteren Text von Mein Kampf hingegen findet sich nur noch der
„Häusler“, der „Taglöhner“ wurde gestrichen48. Besonders am Bild seines Vaters
arbeitete Hitler intensiv. Er eliminierte – wie schon angedeutet – Ergänzungen
bei der Berufsbezeichnung, vom „56 Jährigen und k. k. Zollbeamten“ im Manu-
skript bleibt schließlich nur noch ein „Sechsundfünzigjähriger“ übrig. Der „Zoll-
beamte“ findet sich zwar an anderer Stelle immer noch, der „k. k.“-Hinweis
jedoch wird vollständig getilgt (3/3). Deutliche Akzentuierungen setzt Hitler im
Anschluss dann nicht nur bei der Beschreibung der Jugendjahre seines Vaters,
sondern er feilte auch an seinen eigenen. Im Manuskript spricht er davon, dass
ihm während seiner Zeit in Lambach bei Linz der Stiftsabt als „höchst erstrebens-
wertes Ideal“ erschienen sei. In Mein Kampf schränkt er im Gegensatz dazu ein:
„Wenigstens zeitweise war dies der Fall.“ Entsprechend wurde aus der „Sehnsucht
nach diesem Beruf“ im Manuskript eine „zeitweilige Sehnsucht“ (4/4) in Mein
Kampf.

Geben die fünf Manuskriptblätter damit einen interessanten Einblick in die
Arbeitsweise und die Stilisierungen Hitlers, so bleibt dennoch festzuhalten, dass
aufgrund der geringen Anzahl an erhalten gebliebenen Blättern die Analyse
kaum über das Exemplarische hinausgehen kann. Anders liegen die Verhältnisse
bei den Konzeptblättern.

Konzeptblätter

Übersicht:
Die Entstehungszeit der 18 Konzeptblätter lässt sich genauer als jene der Manu-
skriptblätter eingrenzen. Das ist insbesondere auf die von Hitler benutzte
Schreibmaschine zurückzuführen, wie die obige Analyse belegt. Als Spenderin
dieser Maschine kommt wohl Helene Bechstein in Frage, die Hitler in der zwei-
ten Maihälfte fünf Mal besuchte. Ähnliches gilt vermutlich auch für das bessere,
mit Hakenkreuzen verzierte Schreibpapier. Inhaltlich untermauern die vorhande-
nen Konzeptblätter den bisher bekannten Entstehungsprozess von Mein Kampf.
Sie spiegeln den Inhalt der Kapitel 4 bis 7 und 10 bis 11 des ersten Bandes wider:

48 Ähnlich verfuhr Hitler auch bei seiner eigenen Biografie. Im biografischen Abriss vom
Herbst 1921 bezeichnet er sich noch als „gewöhnlichen Taglöhner“, verwendet diesen Begriff
in Mein Kampf allerdings nicht mehr. Vgl. Jäckel/Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen, S. 525.
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Kapitel 4–„München“
Kapitel 5–„Der Weltkrieg“
Kapitel 6–„Kriegspropaganda“
Kapitel 7–„Die Revolution“
Kapitel 10–„Ursachen des Zusammenbruches“
Kapitel 11–„Volk und Rasse“

Damit beinhalten sie Hitlers Biografie von seiner Übersiedelung von Wien nach
München im Jahr 1913 bis zum Ende des Weltkriegs, gefolgt von politischen und
ideologischen Betrachtungen. Die Blätter bilden demnach eine Einheit, deren
Analyse wesentlich weiter gehende Aussagen und Rückschlüsse auf Hitlers
Arbeitsweise und Ideologiebildung Mitte der 1920er Jahre erlaubt als die Manu-
skriptseiten, da sie auch als weitgehend vollständig zu betrachten sind. Denn
auch wenn Hitler im Text von Mein Kampf oft seitenlang die Struktur seines Kon-
zeptes verlässt, um etwa tagespolitische Betrachtungen einzuflechten, so kehrt er
doch immer wieder dazu zurück. Die vorliegenden Blätter stellen damit ein
durchgehendes Gesamtkonzept dar und nicht ein Bündel zufällig erhalten geblie-
bener Einzelseiten49, zumal die in den Konzeptblättern fehlenden Kapitel des
ersten Bandes bereits früher entstanden sind50. Hitler war bis dahin vor allem
von dem Gedanken an eine Abrechung mit seinen politischen Gegnern
beherrscht und hatte daher vornehmlich den Aufstieg der NSDAP in Bayern
unter seiner Führung von 1919 bis 1923 ausgearbeitet51. Gerade die Münchener
Zeit vor Kriegsbeginn, der Weltkrieg und die Revolution hatten bis dahin kaum
eine Rolle gespielt.

Im Juni 1924 setzte eine grundsätzliche Umorientierung Hitlers ein. Er entwarf
nun eine politische Autobiografie, indem er die chronologische Lücke zwischen
seiner Jugend in Österreich und seiner Nachkriegsagitation in München
schloss52. Damit geriet seine Zeit in München und im Weltkrieg ins Zentrum des
Interesses, die in Form der Konzeptblätter vorliegt. Konsequenterweise schloss er
im Konzept an diese biografisch ausgerichteten Teile den Versuch rein ideologi-
scher Ausführungen über die „Ursachen des Zusammenbruches“ sowie Teile des
späteren Kapitels „Volk und Rasse“ an.

Die Konzeptblätter belegen auch, dass Hitler die Beschäftigung mit seinem
Buch ab Juni 1924 ernster als bisher nahm. Er stellte seine gelegentlichen Vorle-
sungen vor Mithäftlingen ein, zumal die inhaltliche Neuausrichtung sogar ihm

49 Dies wird auch durch die forensische Untersuchung bestätigt, die gezeigt hat, dass sich auf
Blatt 18, das mehrmals als Walzenschoner verwendet wurde, ausschließlich Passagen eingeprägt
haben, die sich auch in den erhalten gebliebenen Konzeptblättern finden.
50 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 47 f. Lediglich für die Blätter zum Kapitel 11 „Volk und Rasse“
gilt dies nur bedingt. Die gegenüber dem Buch fehlenden Kapitel 1 bis 3 behandeln Hitlers
Kindheit und Jugend, die fehlenden Kapitel 8, 9 und 12 widmen sich der Parteigeschichte der
NSDAP und Hitlers Aufstieg zum rabiaten Parteiführer ab 1919/20.
51 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 88 f.
52 Vgl. ebenda, S. 48 ff.
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selbst einige Schwierigkeiten bereitete: Heß berichtet in einem Brief vom 29. Juni
1924, dass sich einige Mitgefangene über die eingestellten Lesungen beklagt hät-
ten. Hitler habe darauf jedoch entgegnet, „nun sei die Verbindung zu den vorher-
gehenden Kapiteln abgerissen“53. Dass Hitler aus diesen Kapiteln nicht mehr vor-
lesen wollte, ist verständlich. Die zuvor verfassten Abschnitte zur frühen Partei-
geschichte mochten für die Mithäftlinge noch interessant und unterhaltsam
gewesen sein. Hitlers persönliche Erlebnisse in München, im Weltkrieg und wäh-
rend der Revolution hingegen boten kaum neue Einblicke für sie, zumal nicht
wenige von ihnen Ähnliches erlebt hatten.

Das Konzept, das in den 18 Blättern vorliegt, ist demnach etwa in der ersten
Junihälfte 1924 in einem zusammenhängenden Arbeitsprozess entstanden54 und
wurde von Hitler in der Folge konsequent ausgearbeitet. Davon berichtet Heß in
seinen Briefen der nächsten Wochen und Monate immer wieder: Es waren die
Themen „München“, „Weltkrieg“ und „Zusammenbruch“, die Hitler nun in
Landsberg beschäftigten55. Ausgearbeitete Passagen lagen, wie Heß im angespro-
chenen Brief vom 29. Juni 1924 mitteilte, zu dieser Zeit bereits vor.

Die zahlreichen Tippfehler und die beständig in den fortlaufenden Text einge-
arbeiteten Korrekturen (dies gilt auch für die fünf Manuskriptseiten) lassen auf
einen wenig geübten Schreiber schließen, ein Umstand, der schon alleine ein
Diktat unwahrscheinlich erscheinen lässt – dies wäre wohl für den Diktierenden
zu einer enormen Geduldsprobe geworden. In Frage käme zu dieser Zeit ohne-
hin nur Heß, der Maurice seit seinem Eintreffen in Landsberg gegen Mitte Mai
rasch von dessen Position als Hitlers rechte Hand verdrängt hatte56. Doch Heß
war wohl kaum in der Lage, Diktate entgegenzunehmen. In seinem Brief vom 5.
Juni 1924 weist er selbst darauf hin, dass er sich erst an seiner Schreibmaschine
einüben müsse. Hinzu kommt der Hinweis vom 29. Juni 1924, Hitler habe ihm
Stichworte zu einem geplanten Abschnitt gezeigt57, was wenig Sinn machen
würde, hätte ihm Hitler diese zuvor diktiert.

Auch die Gestaltung des Textes spricht gegen ein Diktat. Die zahlreichen Struk-
turierungsmerkmale wie Einrückungen, Sperrungen, Unterstreichungen etc.
erscheinen kaum diktierbar. Als Beispiel sei eine Passage auf dem ersten Blatt
zum Kapitel „München“ (Blatt 6) erwähnt. Hitler arbeitet unter der Überschrift
„Deutschlands Bündnißpolitik“ in Spalten und nicht in Zeilen. Die jeweils unter-
einander getippten Stichwörter gehören zusammen:

53 BA Bern, NL Heß, J 1.211 – 1989/148, 33.
54 Dafür, dass Teile des Konzeptes nicht zu einem späteren Zeitpunkt entstanden sind, spricht
vor allem die einheitliche Begriffsverwendung bzw. -vermeidung. So findet sich etwa der Begriff
„Lebensraum“ im gesamten Konzept nicht. Hätte Hitler das Konzept zum Kapitel „Volk und
Rasse“ erst nach Ausarbeitung der vorhergehenden Kapitel verfasst, so wäre der Begriff
„Lebensraum“ – den er ja tatsächlich in der späteren Textfassung dieses Kapitels verwendet –
sicherlich darin eingeflossen, da er ihn Anfang Juli 1924 kennen lernte; vgl. S. 280.
55 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 50 ff.
56 Vgl. ebenda, S. 142 bzw. S. 148.
57 Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 342.
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Allgemeine Schwäche. Falsche Einschätzung von Oesterreich
Deutschland hätte Vollkommener Trugschluß über Italien.
In Oesterr. Eingreife[n]
müssen. Oesterreich und Italien
Das Bündn. Schaden für Kann dies anders sein?
Deutschtum Bündniß oder Krieg

Es ist kaum denkbar, dass diese Struktur sinnvoll diktiert werden könnte. Alle
diese Umstände lassen keinen anderen Schluss zu, als dass Hitler auch diese Blät-
ter selbst getippt hat. Dies bestätigt die bisherige Forschung zu Mein Kampf 58.

Inhaltliche Analyse:
Dass Hitler bei der Ausformulierung der Kapitel nicht grundsätzlich chronolo-
gisch vorgegangen ist, legt der bereits mehrfach erwähnte Brief von Rudolf Heß
vom 29. Juni 1924 nahe. Darin berichtet Heß, Hitler habe ihn gebeten, das zu
diesem Zeitpunkt bereits einmal umgeschriebene Kapitel über den Weltkrieg
anzuhören. Erst einen Monat später taucht auch das Kapitel „München“ in den
Briefen von Heß auf59. In Mein Kampf freilich ist die Reihenfolge dieser Kapitel
umgekehrt, weshalb die Analyse der Konzeptblätter dieser chronologischen Rei-
henfolge im späteren Text folgt.

Kapitel 4 – „München“ (Blatt 6–8):
Mit dem Kapitel über München tat Hitler einen wesentlichen Schritt von der
„Abrechnung“ mit seinen Gegnern hin zur politischen Biografie. Er schloss damit
die Lücke zwischen seiner Kindheit bzw. Jugend in Wien und dem Beginn des
Weltkrieges. Chronologisch war er jedoch wie erwähnt umgekehrt vorgegangen.
Erst nach der Ausarbeitung des Textes über den Weltkrieg hat er das Kapitel
„München“ ausformuliert. Es behandelte nach Heß‘ Darstellung vom 23. Juli
1924 folgende Themen: „Sein Kommen nach München vor dem Krieg und die
ihm dort aufgetauchten Probleme: Überschätzung Österreichs, Volk und Boden-
erwerb, Bündnispolitik.“60

Die Textfassung von Mein Kampf folgt dem Konzept zunächst weitgehend. Hit-
ler gestaltet seinen Satz „Wie ich an der Stadt hänge“ euphorisch aus (132 f./
138 f.) und beschäftigt sich danach wie geplant mit der deutschen Bündnispoli-
tik, der falschen Einschätzung der Lage in Österreich und dem Wert des Drei-
bundes (133–137/139–143).

Mit der Frage nach dem Sinn von Bündnissen (137/143) wendet er sich dann
„der großen Linie des Denkens“ zu61. Hier verlässt er deutlich sein Konzept, in
dem sich nur zwei Alternativen für eine deutsche Politik finden, um dem behaup-

58 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 121 ff.
59 Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 341 bzw. S. 346.
60 Ebenda, S. 346.
61 Hier findet sich auch sprachlich greifbar ein Beispiel für Hitlers beständiges Schwanken zwi-
schen rückwärtsgewandter Analyse und in die Zukunft gerichteter Forderung.
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teten Bevölkerungszuwachs Deutschlands von 900.000 Menschen pro Jahr
gerecht zu werden: „Entweder Bodenerwerb zur Besiedelung oder Industrie und
Handel.“ In Mein Kampf finden sich hingegen mit der „Geburtenkontrolle nach
französischen Vorbild“ und der „inneren Kolonisation“ zwei weitere Alternativen,
womit Hitler dort insgesamt „vier Wege deutscher Politik“ (137 ff./144 ff.)
bespricht. Bei der im Konzept noch nicht vorgesehenen Diskussion der „inneren
Kolonisation“ verwendet er erstmals auch den Begriff „Lebensraum“ (141/148).
Damit ist einmal mehr bestätigt, dass Hitler diesen Begriff erst sehr spät aufge-
griffen hat. Anfang Juni 1924, als die Konzeptblätter entstanden, kannte er ihn
noch nicht. Er stieß erst einen Monat später darauf, wie Heß in einem Brief vom
10. Juli 1924 berichtet: Unter den Häftlingen in Landsberg war eine heftige Dis-
kussion darüber ausgebrochen, weshalb Heß gar Karl Haushofer um eine präzise
Definition des Begriffes bat62. Er scheint auf Hitler erheblichen Eindruck ge-
macht zu haben, da er ihn offenbar sofort in den entstehenden Text einfügte.
Wie die von Haushofer gelieferte Definition aussah, lässt sich nicht mehr eindeu-
tig rekonstruieren, doch die Verknüpfung mit den Themen „Geburtenkontrolle“
und „innere Kolonisation“ war in dieser Zeit auch bei Haushofer zu beobachten:
Ende Juni 1924 sprach er in München über „Lebensraum und Schuldlüge“ vor
einem vornehmlich jungen Publikum in diesem Sinne63. Es ist daher anzuneh-
men, dass die Beschäftigung Hitlers mit diesen Themen erst im Zuge der Ausein-
andersetzung mit dem Begriff „Lebensraum“ erfolgte64.

Unter Aufgreifen des Inhalts seines Konzeptes diskutierte Hitler im Anschluss
die beiden dort bereits angesprochenen weiteren „Alternativen“ deutscher Poli-
tik. Er bespricht dabei zunächst mit Hinweis auf die USA eine mögliche Kolonisa-
tion in Europa auf Kosten Russlands und mit Unterstützung Englands (144 ff./
151 ff.). Von Interesse ist hierbei vor allem, dass Hitler in diese Diskussion die
USA und ihre günstige demografische Situation mit einbezieht. In seinem Artikel
„Warum musste ein 8. November kommen?“ vom April 1924 finden sich die glei-
chen Gedankengänge, doch noch ohne jeden Verweis auf die USA65. Diese erwei-
terte Sichtweise auf die USA, die über Polemiken gegen Wilson und Verweise auf
den Gegensatz zwischen Japan und den USA hinausging, entwickelte sich dem-
nach etwa zu dieser Zeit66. Die im Konzept geplante zurückhaltende Kritik an

62 Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 345; Plöckinger, Geschichte, S. 52. Die Datierung der
Konzeptblätter vor Anfang Juli 1924 wird damit bestätigt.
63 Vgl. Hans-Adolf Jacobsen (Hrsg.), Karl Haushofer. Leben und Werk, Bd. 1, Boppard 1979,
S. 245 f.
64 Daneben hatte Heß in der Haftanstalt spätestens seit August 1924 sämtliche Hefte von Haus-
hofers Zeitschrift für Geopolitik zur Verfügung. Vgl. Schreiben Heß an Haushofer vom 21. 8.
1924, in: Hans-Adolf Jacobsen (Hrsg.), Karl Haushofer. Leben und Werk, Bd. 2, Boppard
1979, S. 35.
65 Vgl. Jäckel/Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen, S. 1217. Wie Haushofer verwirft Hitler letztlich
diese beiden „Wege deutscher Politik“.
66 Dem entspricht auch der Hinweis von Heß vom 19. 5. 1924, Hitler verschlinge gerade das
„kleine Büchlein von Rosen mit der knappen, schlagenden Charakterisierung des Amerika-
ners“. Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 328. Gemeint war das Buch Amerikaner (1920)
von Erwin Rosen, darin eine Darstellung des „typischen“ Amerikaners.
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Österreich hat Hitler hingegen in den späteren Text nicht mehr übernommen,
vielmehr fügte er einige Bemerkungen zum Aufstieg Japans seit 1904 ein, die im
Konzept keine Entsprechung finden67 (148/155). Dem folgt wie im Konzept die
als falsch abgelehnte Möglichkeit, in Konkurrenz zu England und im Bündnis
mit Russland Welthandel und Kolonisation außerhalb Europas zu betreiben
(149 ff./156 ff.).

Auch in den weiteren Ausführungen folgt Hitler dem Aufbau des Konzeptes,
fügt jedoch in den Text von Mein Kampf Betrachtungen über die Unterschätzung
der Engländer ein, verursacht durch die Presse und Witzblätter, die im Weltkrieg
verhängnisvoll geworden sei (152/158 f.). Offenbar flossen hier Elemente der
zuvor ausgearbeiteten Teile über den Weltkrieg und die Kriegspropaganda ein68.
Dies gilt wohl auch für das Lob für Ludendorff und dessen Denkschrift aus dem
Jahr 191269 (154/161), das Hitler abweichend vom Konzept im Anschluss an die
Kritik am Dreibund in den späteren Text einflocht.

Von Anfang an geplant war allerdings der Sprung, den Hitler nun zum Thema
„Staat und Wirtschaft“ (157 ff./164 ff.) machte, denn er findet sich bereits im
Konzept. Dabei versuchte er, seine bisherigen Ausführungen zu verallgemeinern
und die „Erkrankung unseres gesamten politischen Denkens überhaupt“ (157/
164) zu belegen. Methodisch freilich schlug Hitler hier einen neuen Weg ein. Im
Konzept listete er nur eine Reihe von Fragen auf, die er bei der Textausarbeitung
Punkt für Punkt zu beantworten suchte. Dabei nahm Hitler indes eine gravie-
rende inhaltliche Neuausrichtung vor: Im Konzept hatte er seine Leitfragen zur
Bildung eines Staates noch ohne jeden Hinweis auf die Juden formuliert, im Text
hingegen den räumlich nicht begrenzten Lebensraum der Juden dem „völki-
schen Organismus“ eines Staates gegenübergestellt (158 ff./165 ff.). Es ist davon
auszugehen, dass diese Passagen etwa zur selben Zeit eingeschoben wurden wie
jene über Geburtenkontrolle und „innere Kolonisation“, da sich darin mehrfach
wieder der Begriff „Lebensraum“ findet (157 f./164 f.). Dies untermauert auch
Hitlers Behauptung Ende Juli 1924, er habe im Laufe der Arbeit an Mein Kampf
seine Ansicht über die „Kampfweise gegen das Judentum“ geändert, will heißen

67 Wie Heß berichtet, hat Hitler sich ab Mai 1924 mit Karl Haushofers „Japan-Buch“ beschäftigt.
Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 328. Infrage kämen Haushofers zentrales Werk Dai
Nihon (1913) oder seine Schrift Japan und die Japaner (1923). Denkbar ist, dass Hitler beide gele-
sen hat, da sich neben den ausführlichen Betrachtungen zur japanischen Kultur im Kapitel
„Volk und Rasse“, die an Haushofers Schrift aus 1923 erinnern, im Kapitel „Ursachen des
Zusammenbruches“ auch Hinweise auf Japans Flottenpolitik finden, die an Dai Nihon anschlie-
ßen.
68 Dies ein weiterer Hinweis darauf, dass die Konzeptblätter in einem zusammenhängenden
Arbeitsprozess entstanden sind, da sich solche Wiederholungen darin nicht finden, vielmehr
sind sie Hitler erst bei der späteren Textausarbeitung unterlaufen.
69 Ludendorff hatte die Rekrutierung von drei zusätzlichen Armeekorps gefordert, was zu sei-
ner Entlassung aus dem Generalstab Anfang 1913 führte. Vgl. Wolfgang Venohr, Ludendorff.
Legende und Wirklichkeit, Berlin 1993, S. 13 f.; Hans Frentz, Der unbekannte Ludendorff.
Der Feldherr in seiner Umwelt und Epoche, Wiesbaden 1972, S. 9 f. Hitler hatte sich in seinen
Reden vor dem Putsch schon darauf bezogen. Vgl. Jäckel/Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen,
S. 892.
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verschärft70. Darauf wird noch zurückzukommen sein. In der Folge verneinte er
auch den Glauben „an die staatsbildende oder staatserhaltende Kraft der Wirt-
schaft“ (160/167) und führte, wie im Konzept durch drei kurze Fragen angedeu-
tet, aus, dass nur Opferwille und Idealismus einen Staat zu bilden vermögen
(161 ff./168 ff. – in der Ausarbeitung des Kapitels „Volk und Rasse“ kehrte er zu
diesem Thema zurück). Das Kapitel endet schließlich mit einem Verweis auf den
„Todfeind“ Marxismus, der, wie er im späteren Text schreibt, diesen verderbli-
chen Glauben an die Wirtschaft verbreitet habe (162 f./170 f.).

Kapitel 5 und 6 – „Der Weltkrieg“ und „Kriegspropaganda“ (Blatt 9–12):
Wie bereits erwähnt ist davon auszugehen, dass die Abschnitte zum Weltkrieg die
ersten waren, die Hitler auf Basis seines Konzeptes ausgearbeitet hat. Bereits am
29. Juni 1924 berichtete Heß aus Landsberg, Hitler habe ihn gebeten, das zu die-
sem Zeitpunkt bereits einmal umgeschriebene Kapitel über den Weltkrieg anzu-
hören, und er schilderte ausführlich die von Hitler vorgetragenen Begebenhei-
ten, die sich dann auch in Mein Kampf finden71.

Darüber hinaus waren in diesem Stadium die beiden später getrennten Kapitel
„Der Weltkrieg“ (Blatt 9 und 10) und „Kriegspropaganda“ (Blatt 11 und 12) noch
als ein Kapitel geplant. Dies geht zum einen aus dem Brief von Heß hervor, in
dem er auch erwähnt, Hitler habe nicht nur seine Kriegserlebnisse, sondern auch
seine Betrachtungen über die Kriegspropaganda vorgelesen72, zum anderen ist
dies aus der durchgehenden Nummerierung der vier Blätter zu schließen.

Der Text des Kapitels „Der Weltkrieg“ beginnt wie auch das Konzept mit einer
Schilderung von Hitlers Angst, in eine Zeit geboren zu sein, in der es keinen
Ruhm mehr zu ernten gebe (165 f./172 f.). Er fügt allerdings einige Hinweise auf
sein jugendliches Interesse am Burenkrieg und am Russisch-Japanischen Krieg
ein, die sich im Konzept ebenso wenig finden wie die nach der Lektüre des vor-
angegangenen Kapitels „München“ ermüdend wirkenden Wiederholungen über
die „Verslawung“ Österreichs (166 f./174). Aus der Entstehungsgeschichte wird
allerdings klar, dass es sich dabei nicht um eine Wiederholung handelt, sondern
um die erstmalige Thematisierung, da das Kapitel „München“ erst danach ent-
standen ist. Mit der anschließenden Diskussion des österreichischen Ultimatums
an Serbien und der Frage nach der Kriegsschuld entfernte sich Hitler so weit von
seinem Konzept, dass er erst mit einem Neuansatz kurzfristig dorthin zurück fin-
det (169 f./177 f.). Auffällig ist, dass sich eine methodische Tendenz fortsetzt, die
sich bereits am Ende des Konzeptes zum Kapitel „München“ gezeigt hat: Hitlers
Notizen werden allgemeiner und kürzer, womit sie eher den Charakter von
Gedankenstützen und Stichwortsammlungen bekommen. Ursache dafür dürfte
wohl sein, dass Hitler etwa bei der Diskussion der Kriegsschuld auf Themen zu
sprechen kam, die er in zahlreichen Reden bereits früher ausführlich behandelt

70 Vgl. ebenda, S. 1242.
71 Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 341 f.; Plöckinger, Geschichte, S. 50 f.
72 Vgl. Heß (Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 342.
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hatte und für deren Ausarbeitung er daher nicht mehr als ein paar Stichworte
benötigte73.

Im Konzept finden sich schließlich auch keine Hinweise auf die in Mein Kampf
nun folgenden pathetischen Schilderungen seiner „Feuertaufe“ und seiner
Kriegserlebnisse, vielmehr ergeht sich Hitler in Ausführungen über die falsche
Politik des Reiches gegenüber den Marxisten und den Juden während des Krie-
ges. Seine Kriegsschilderungen (171–175/179–183) stellen mithin einen weitge-
hend eigenständigen Text dar, der vermutlich nicht alleine für Mein Kampf ent-
standen ist. Denn Hitler schrieb in der Festung nicht nur an seinem Buch, son-
dern steuerte gelegentlich auch Artikel und Karikaturen für die Häftlingszeitung
Der Landsberger Ehrenbürger bei und hielt vor allem zum zehnten Jahrestag des
Kriegsausbruchs eine Ansprache74, die hier in überarbeiteter Form vorliegen
könnte. So leitet denn Hitler diesen Abschnitt in Mein Kampf auch mit der
Bemerkung ein: „Mit stolzer Wehmut denke ich gerade in diesen Tagen, da sich
zum zehnten Male das gewaltige Geschehen jährt, zurück an diese Wochen des
beginnenden Heldenkampfes unseres Volkes, den mitzumachen mir das Schick-
sal gnädig erlaubte“ (172/179 f.).

Mit der Bemerkung, er habe im Krieg nicht politisiert, allerdings seine Mei-
nung unverhohlen geäußert (175/182), knüpft er wieder an sein Konzept an
und kehrt zu politischen Betrachtungen über den Fehler des „Burgfriedens“ und
die „Pest“ Marxismus und Judentum zurück. Aus Hitlers Sicht war der Marxismus
keine Partei und daher der „Burgfrieden“ mit ihm ein Fehler. Stattdessen hätte
ihm 1914 der Prozess gemacht und die „militärischen Machtmittel“ hätten zur
„Ausrottung dieser Pestilenz“ eingesetzt werden müssen. Dieser Gedanke scheint
ihm besonders wichtig gewesen zu sein, denn er findet sich wortidentisch sowohl
im Manuskript als auch im Text von Mein Kampf (178/186). Ähnliches gilt für
seine Ausführungen zur Frage: „Kann man geistige Ideen denn überhaupt mit
dem Schwerte ausrotten?“ (179/186). Auch sie finden sich beinahe wortgleich im
Konzept wie im späteren Text (179/186 f.). In Mein Kampf fügte Hitler allerdings
einen kurzen theoretischen Traktat über die begrenzte Möglichkeit ein, alleine
mit Gewalt eine Weltanschauung bekämpfen zu wollen (179–181/187–189). Bei
der Betrachtung von Bismarcks Sozialistengesetzen griff er wieder Gedanken des
Konzeptes auf (182/189) – die er jedoch sogleich ergänzte: Er integrierte in den
späteren Text einen weiteren Traktat über die bürgerlichen Parteien, die bürger-
liche Demokratie und ihre „jüdische Demokratenpresse“ (182–184/189–191).
Mit dem Hinweis, er habe diese Ansichten bereits während des Krieges vertreten,
knüpfte er schließlich wieder an das Konzept an (184/192).

In diesen Passagen wird Hitlers Arbeitsweise sichtbar. Er verwendete das Kon-
zept als Leitlinie, an die er sich strukturell hielt. Gleichzeitig dienten ihm die
dort angeführten Stichworte immer wieder dazu, über kürzere oder längere

73 Tatsächlich spricht Heß davon, Hitler habe ihm „Stichworte“ zu seinem entstehenden Text
gezeigt (vgl. ebenda, S. 342).
74 Vgl. Hans Kallenbach, Mit Adolf Hitler auf Festung Landsberg, München 1939, S. 190 ff.
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Strecken neue Gedanken oder Polemiken einzufügen. Die Leitlinie seiner Aus-
führungen blieb aber der vorliegende Entwurf.

Dieser sah ursprünglich auch vor, nach einer entsprechenden Überleitung das
Thema Kriegspropaganda aufzugreifen. Die Trennung dieses Abschnittes in zwei
eigenständige Kapitel erfolgte demnach erst später.

An dieser Schnittstelle ist eine Bemerkung Hitlers von Interesse, die ähnlich
wie die Manuskriptblätter einen kleinen Einblick in seine Selbstinszenierung in
Mein Kampf gibt. Im Konzept hielt er fest, er habe „damals zum erstenmale zu
meinen Kameraden davon gesprochen, später vielleicht als Redner zu wirken. Ob
mir dies damals schon ernst war, weiß ich nicht.“ (Blatt 10) Im späteren Text von
Mein Kampf liest sich dies durchaus anders:

Im Übrigen kamen mir nun auch die ersten Gedanken, mich später einmal doch noch poli-
tisch zu betätigen. Gerade dieses aber war der Anlass, dass ich nun öfters dem kleinen
Kreise meiner Freunde versicherte, nach dem Kriege als Redner neben meinem Berufe zu wir-
ken. Ich glaube, es war mir damit auch sehr ernst. (184/192)75

Diese Bemerkungen dienten sowohl im Konzept als auch im späteren Text als
Überleitung zur Behandlung der Frage der Propaganda, insbesondere der Kriegs-
propaganda (185 ff./193 ff.). Hitler bestritt sowohl im Konzept als auch in Mein
Kampf, dass es auf deutscher Seite überhaupt eine Propaganda gegeben habe.
Die nachfolgende Diskussion über Mittel, Zweck und Adressaten der Propaganda
(186–193/194–201) ist weitgehend im Konzept vorgezeichnet, Hitler verließ es in
seinen Ausführungen kaum. Die Genauigkeit des Konzeptes lässt vermuten, dass
sich Hitler bei dessen Erstellung erstmals strukturiert mit diesen Fragen beschäf-
tigte. Er übernahm in Mein Kampf nicht nur vollständig den Aufbau des Konzep-
tes, sondern auch ganze Sätze und Formulierungen. Dies gilt auch für den letz-
ten Abschnitt dieses Kapitels, der sich mit dem „fundamentalen Grundsatz“ der
Beharrlichkeit in der Propaganda beschäftigt (194–196/202–204). Kurze Neben-
bemerkungen wie jene zum Plakat als Propagandamittel (188 f./196 f.), die sich
nicht im Konzept finden, bilden eine Ausnahme.

Kapitel 7 – „Die Revolution“ (Blatt 13):
Das Konzept zu diesem Kapitel besteht aus einem einzigen Blatt. Ihm steht ein
Kapitel von gut 20 Seiten gegenüber. Hitler hat sich damit einmal mehr eher
einen Stichwortzettel als einen detaillierten Entwurf erstellt. Auch hier gilt, dass
er ein Thema behandelte, das er in zahlreichen Reden bereits ausführlich trak-
tiert hatte. Grundsätzliche Abweichungen des späteren Textes vom Konzept fin-
den sich daher nur an wenigen Stellen, Erweiterungen und Ergänzungen hinge-
gen öfter.

75 Auch Heß spricht in seinem Text über Hitler Ende Mai 1924 davon, Hitler habe seinen
Kameraden im Feld erzählt, er „würde der beste Volksredner Deutschlands werden“. Vgl. Heß
(Hrsg.), Rudolf Heß. Briefe, S. 320.
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Am Beginn des Kapitels stehen erneute Ausführungen zur Kriegspropaganda
(197–200/205–208), mit denen Hitler das aufgreift, was er bereits zwei Kapitel
zuvor zu schildern sich vorgenommen hatte: seine persönlichen Weltkriegserleb-
nisse (201 f./209 f.). Dabei wich er erstmals von seinem Konzept ab, indem er
eine Begebenheit strich, die sich im Konzept noch deutlich vermerkt findet. Dort
hatte er auf den Lazarettarzt Dr. Stettiner verwiesen. Im späteren Text von Mein
Kampf taucht der Name nicht mehr auf. Hitler berichtet lediglich allgemein über
die schlechte Moral, die er im Lazarett in Beelitz bei Berlin angetroffen habe, wo
ein paar „elende Burschen“ den Ton angegeben hätten (201 f./210)76. Was es
mit Dr. Stettiner auf sich gehabt hat, zeigt allerdings eine andere Quelle. In sei-
ner ersten Rede vor Gericht am 26. Februar 1924 hatte Hitler einen Zwischenfall
erwähnt, der ihm „für immer im Gedächtnis geblieben“ sei. Nach seiner Verwun-
dung im Oktober 1916 sei er über Zwischenstationen in dieses Lazarett gekom-
men: „Als ich einmal dort ein militärisches Buch über eine militärische Wissen-
schaft liegen hatte, kam der Chefarzt. Ich hatte es vorher umgeklappt beiseite
gelegt. Der Chefarzt, ein Dr. Stettiner, sagte: ,Was lesen Sie da.‘ Er schlug das
Buch auf, sah hinein und sagte dann: ,Ich habe Sie für vernünftiger gehalten.‘
Zunächst war ich wie vor den Kopf geschlagen. Allerdings war Stettiner ein
Jude.“77 Die Begebenheit taucht im späteren Text nicht mehr auf. Sehr deutlich
wird dabei, dass Hitler sehr bewusst und gezielt darüber entschieden hat, welche
Elemente er in Mein Kampf aufnahm und welche nicht. Keineswegs hat er alles
aufgenommen, was seinen Antisemitismus unterstrich78. Erkennbar wird an die-
ser Stelle darüber hinaus auch seine Tendenz, die Darstellungen in Mein Kampf
möglichst allgemein und unpräzise zu halten. Er strich die Namen selbst von Per-
sonen, die ihn nach eigenen Angaben wesentlich beeinflusst hatten. Auch die im
Konzept geplante Auseinandersetzung mit der „Spekulation mit dem Separatis-
mus“, die er nach seiner Genesung in München angetroffen haben will, fehlt im
späteren Text.

Nach diesen Abänderungen nahm Hitler mit der Schilderung der „Preußen-
hetze“, der „Drückebergerei“ der Juden, der vermeintlich herrlichen Aussichten
an der Westfront, dem Verzagen der Alliierten nach dem Ausscheiden Russlands
aus dem Krieg sowie dem „Verrat“ der Heimat an der Front durch den „Muniti-
onsstreik“ (202–211/211–218) den Faden des Konzepts wieder auf.

Dem folgen seine Erlebnisse aus den letzten Monaten des Krieges (211–213/
219–221). Erst jetzt kam er zu dem, was dem Kapitel seinen Namen gibt: die
Revolution (213 ff./221 ff.). Er folgte auch hier im Text seinen wenigen Stichwor-

76 Zu Hitlers Aufenthalt in Beelitz vgl. Anton Joachimsthaler, Hitlers Weg begann in München,
München 2000, S. 164 f.
77 Vgl. Lothar Gruchmann u. a. (Hrsg.), Der Hitler-Prozess 1924. Wortlaut der Hauptverhand-
lung vor dem Volksgericht München I, Bd. 1, München 1997, S. 21.
78 Es greift daher auch viel zu kurz, wenn diese „Episode möglicherweise erst unter dem Ein-
fluss der antisemitischen Nachkriegspropaganda von Hitler als typische Illustration der Dolch-
stoßlegende angeführt wurde“. Manfred Koch-Hillebrecht, Hitler. Ein Sohn des Krieges. Front-
erlebnis und Weltbild, München 2003, S. 222.
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ten auf dem Konzeptblatt79. Bemerkenswert erscheint, dass sich Hitler offenbar
anfänglich nicht darüber klar war, wie weit er auf seine Gasvergiftung und seine
Zeit im Lazarett in Pasewalk eingehen sollte. Er begann im Konzept mit der
Datierung „November“, strich diese jedoch und begann dann neu mit „Oktober“
(1918)80.

Zum Schluss des Kapitels führte Hitler noch eine Flut von Anschuldigungen
an, die letztlich in dem bekannten Schlusssatz gipfelte: „Ich aber beschloss nun,
Politiker zu werden.“ (217/225). Diese Selbststilisierung ist offenbar erst später
eingefügt worden. Im Konzeptblatt findet sich kein Verweis auf seine Zukunfts-
pläne, vielmehr schließt es vergleichsweise nüchtern mit dem Hinweis: „Ich versu-
che so gut es geht zu warnen.“ Der berühmt gewordene Satz Hitlers diente offen-
bar nachträglich dazu, eine Überleitung zum später eingeschobenen 8. Kapitel
„Beginn meiner politischen Tätigkeit“ herzustellen81.

Kapitel 10 – „Ursachen des Zusammenbruchs“ (Blatt 14–19):
Zu diesem Kapitel liegen mit sechs Konzeptblättern die zahlreichsten Materialien
vor82. Ihnen steht mit mehr als 60 Seiten auch eines der umfangreichsten Kapitel
von Mein Kampf gegenüber. Die Arbeitsweise, die sich bei Hitler bereits im Kapitel
über den „Weltkrieg“ gezeigt hatte, ist hier noch wesentlich ausgeprägter. Immer
wieder verlässt er bei der Ausarbeitung des Textes sein Konzept, verliert sich in
Ergänzungen, Erweiterungen und Umstellungen und findet oft nur mit Hilfe des

79 Lediglich sein Vermerk über seine Fahrt nach Pasewalk „Der Zug anscheinend ein Geschäft“
lässt sich im Text nicht zuordnen. Zu Hitlers Transport nach Pasewalk vgl. Bernhard Horst-
mann, Hitler in Pasewalk. Die Hypnose und ihre Folgen, Düsseldorf 2004, S. 45.
80 Freilich war der „Mythos Pasewalk“ bereits lange vor Mein Kampf entstanden und somit von
Hitler in irgendeiner Form in seinem Buch zu berücksichtigen.
81 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 47.
82 Ob zunächst geplant war, die späteren Kapitel „Die Revolution“ und „Ursachen des Zusam-
menbruchs“ in einem gemeinsamen Kapitel zu behandeln, lässt sich nicht eindeutig klären.
Neben inhaltlichen Überlegungen spricht die Nummerierung der Konzeptblätter dafür. Das
Blatt zum Kapitel „Die Revolution“ trägt die Ziffer 1, das erste Blatt zum Kapitel „Ursachen
des Zusammenbruchs“ trägt keine Nummerierung, das zweite jedoch die Zahl 3, was in Summe
eine durchgehende Nummerierung ergeben würde. Dagegen spricht allerdings, dass Hitler das
Konzeptblatt zum Kapitel „Die Revolution“ noch mit schwarzem Farbband schreibt, die Blätter
für „Ursachen des Zusammenbruches“ hingegen mit einem roten (wobei dieser Farbwechsel
auch aufgrund des immer schlechter werdenden schwarzen Farbbandes erfolgt sein kann und
kein Gliederungsmerkmal sein muss). Entscheidend erscheint letztlich der Umstand, dass das
erste, nicht nummerierte Blatt (Blatt 14) die Kopfzeile „Grundlagen der Bewegung“ trägt. Da
die „Bewegung“ keinerlei Rolle in den Konzeptblättern spielt, ist anzunehmen, dass diese Zeile
die Verbindung zu einem Kapitel herstellen sollte, das dem vorliegenden vorausgehen würde.
Tatsächlich waren bis dahin bereits Teile des 9. Kapitels „Die Deutsche Arbeiterpartei“ vorhan-
den. Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 47; nach der Aufspaltung des Buches in zwei Teile im Früh-
jahr 1925 wollte sich Hitler allerdings erst im zweiten Band ausführlicher mit den „Grundlagen
der Bewegung“ beschäftigen. Es erscheint daher denkbar, dass Hitler zwar die Konzeptblätter
zu den Kapiteln „Die Revolution“ und „Die Ursachen des Zusammenbruchs“ als Einheit entwor-
fen, allerdings bereits in diesem Stadium mit eingeplant hat, dazwischen Ausführungen über
seine politische Frühzeit einzufügen.
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Tricks eines Neuansatzes zurück zu seinen ursprünglichen Plänen. Als entspre-
chend schwierig erweist sich die Analyse dieses Kapitels.

Hitler begann es so, wie er den Abschnitt über die „Revolution“ beendet hatte:
mit allgemeinen Betrachtungen über den tiefen Fall Deutschlands. Dem folgt
eine heftige Polemik gegen die „elenden und verlogenen Burschen“ der Sozialde-
mokratie (240/248). Erst danach machte er sich an die Ausformulierung der im
Konzept vorgegebenen Punkte, indem er zunächst die Frage diskutierte, ob die
Schuld am „deutschen Unglück“ der verlorene Krieg trage (240 ff./249 ff.). Er
griff damit eine der intensivsten Diskussionen der Zeit auf; insbesondere der zu
dieser Frage seit 1919 arbeitende parlamentarische Untersuchungsausschuss
sorgte immer wieder für Aufsehen83. Dabei folgte Hitler zunächst nicht nur struk-
turell sehr eng seinem Konzept, sondern er übernahm daraus zahlreiche Wen-
dungen in den Text84. Dann verließ er sein Konzept, um zunächst Erich Luden-
dorff gegen die „ganze bodenlose Verlogenheit des Judentums und seiner mar-
xistischen Kampforganisation“ in Schutz zu nehmen, die ihm die Schuld am
verlorenen Krieg gegeben hätten, und sich anschließend in einem Exkurs über
die „Verlogenheit des Judentums“ und Betrachtungen über den Unterschied zwi-
schen schleichenden Erkrankungen und Katastrophen zu ergehen (243 f./252–
254). Im Konzept finden sich all diese Passagen nicht. Sie dürften im Herbst
1924 verfasst worden sein. Denn die Angriffe auf Ludendorff im Zuge der parla-
mentarischen Untersuchungen des Reichstages wurden im Herbst 1924 publi-
zistisch so heftig geführt85, dass sich Hitler im Oktober 1924 gar dazu hinreißen
ließ, eine öffentliche „Ehrenerklärung“ für Ludendorff abzugeben, in der er ihn
insbesondere gegen die „jüdische“ Welt am Sonntag in Schutz nahm86.

Erst mit dem Beginn eines neuen Abschnittes nahm Hitler den Faden seines
Konzepts wieder auf und beschäftigte sich vor allem mit dem „Mammonismus“
(245 ff./254 ff). Freilich verließ er wenig später erneut sein Konzept, um sich mit
der „Internationalisierung der deutschen Wirtschaft“ auseinanderzusetzen, die
schließlich „dem vereinigten Angriff des gierigen Finanzkapitals, das diesen
Kampf besonders mit Hilfe seines treuesten Genossen, der marxistischen Bewe-
gung, ausfocht, zum Opfer“ gefallen sei. Als Beispiel – und für die Datierung
wichtig – nannte er im Text von Mein Kampf die Reichsbahn: „Während ich dieses

83 Vgl. Boris Barth, Dolchstoßlegenden und politische Desintegration. Das Trauma der deut-
schen Niederlage im Ersten Weltkrieg, Düsseldorf 2003, S. 502 ff.
84 Dies gilt sogar für die handschriftlich auf dem Konzept hinzugefügte Bemerkung Hitlers
über den Verrat an Deutschland: „Daran sieht man die Lüge oder Dummheit“ (Blatt 14 bzw.
243/252).
85 Im Spätsommer hielt der neue bayerische Ministerpräsident Heinrich Held eine Aufsehen
erregende Rede in Tuntenhausen, in der die „norddeutschen Generäle“ und insbesondere
Ludendorff angegriffen wurden. Darüber hinaus isolierte sich Ludendorff im Laufe des Jahres
1924 durch seine Angriffe auf Kronprinz Rupprecht selbst zunehmend (vgl. Nationalverband
Deutscher Offiziere (Hrsg.), General Ludendorff und wir!, Berlin 1926, S. 10 ff.).
86 Vgl. Jäckel/Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen, S. 1246. Insgesamt überraschen die mehrmali-
gen positiven Bemerkungen zu Ludendorff, zumal sich Hitler spätestens seit dem Prozess
1924 zusehends von ihm löste. Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 62. Der offene Bruch folgte aller-
dings erst 1925.
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niederschreibe, ist endlich ja auch der Generalangriff gegen die deutsche Reichs-
bahn gelungen, die nun zu Händen des internationalen Finanzkapitals überwie-
sen wird.“ (248/257) Diese Passage ist demnach etwa Ende August 1924 entstan-
den, als der Dawes-Plan vom Reichstag angenommen wurde87. Im Konzept findet
sich dieser Verweis daher noch nicht, wenngleich sich Hitler für die Reichsbahn
bereits früher interessierte88.

Danach bezog er sich wieder kurz auf sein Konzept, nahm aber gleichzeitig
Umstellungen vor: Die im Konzept vorgesehene Auseinandersetzung mit der
Prostitution und „Versiphilitisierung der Nation“ übersprang er zunächst und
beklagte die „um sich greifende Halbheit in allem und jedem“ sowie die falsche
Erziehung vor dem Krieg (249/258). Danach wandte er sich, dem Konzept ent-
sprechend, der „Kriecherei“ vor dem Monarchen zu, woran er, nun erneut vom
Konzept abweichend, eine Diskussion der „monarchischen Idee“ anfügte (250–
252/259–261).

Die nachfolgenden Seiten in Mein Kampf zählen zu den unübersichtlichsten
und verwickeltsten überhaupt. Der Versuch, so verschiedene Themen wie Presse,
Politik, Gesellschaft, Gesundheit oder Erziehung als Einheit und aus einem ras-
sistischen Blickwinkel zu präsentieren, führte Hitler letztlich in ein kaum über-
schaubares Labyrinth, das ursprünglich nicht geplant war und erst im Zuge der
Ausarbeitung des Textes entstanden ist. Mit der Diskussion der „korrupten
Presse“ in Deutschland als Beispiel für die „Feigheit vor der Verantwortung“
([253]/262)89 kehrte er zunächst zum Konzept zurück (Blatt 15), erweiterte frei-
lich diesen Abschnitt zu einer überbordenden Abrechnung mit der „jüdischen
Presse“ (253–260/262–269), mit der er sich so weit von seinem Konzept ent-
fernte, dass er nur mit dem Beginn eines neuen Abschnitts wieder den Anschluss
daran finden konnte (260/269). Er griff nun die zuvor übersprungenen Themen
Syphilis und Prostitution auf und besprach die „Verjudung unseres Seelenlebens
und Mammonisierung unseres Paarungstriebes“ (261/270). Freilich hielt sich
Hitler auch hier erneut nicht an das Konzept, sondern verlangte die Konzentra-
tion auf ein Ziel, das er in der radikalen Bekämpfung der Syphilis sah (263–265/
272–275). Syphilis und Prostitution standen für ihn in engster Beziehung, und
mit der Bemerkung, die Prostitution sei eine „Schmach der Menschheit“, griff er
wiederum eine Formulierung aus dem Konzept auf, um sich mit der Betrachtung
über früh geschlossene Ehen gleich wieder davon zu entfernen (265 f./275 f.).
Daran schließen Bemerkungen über die Fehler in der Erziehung an (267 f./
277 f.), die sich wiederum im Konzept finden. Unmittelbar danach setzte sich

87 Vgl. Lothar Gall/Manfred Pohl (Hrsg.), Die Eisenbahn in Deutschland. Von den Anfängen
bis zur Gegenwart, München 1999, S. 110 ff.
88 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 44 f. Die dort getroffene Datierung dieser Passagen muss
daher korrigiert werden.
89 Hier findet später eine der umfangreichsten stilistischen Korrekturen von Mein Kampf statt,
da Hitler an verschiedenen Stellen beinahe wortidentische Formulierungen verwendete (vgl.
249/258 bzw. 253/262).
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Hitler allerdings einmal mehr mit Syphilis und Prostitution auseinander (270 ff./
280 ff.).

Wenn überhaupt, dann trifft am ehesten für diese Stellen Hitlers angebliche
Bemerkung zu, sein Buch sei lediglich eine „Aneinanderreihung von Leitarti-
keln“ für den Völkischen Beobachter gewesen90. Die ständigen Erweiterungen und
Ergänzungen des ursprünglichen Konzeptes geben einerseits eine Erklärung für
den oftmals als chaotisch beschriebenen Charakter des Buches. Andererseits bele-
gen die beständigen Rückgriffe auf das Konzept aber auch Hitlers durchaus vor-
handenes, wenngleich gerade in diesem Kapitel kaum durchgehaltenes Bemühen
um ein strukturiertes Arbeiten.

Nach diesem steten Wechsel zwischen Konzept und Ergänzungen hielt sich Hit-
ler erstmals wieder für längere Zeit an sein Konzept (Blatt 16), indem er sich
dem „Herabsinken der allgemeinen Kulturhöhe“ (273/282), insbesondere dem
„Bolschewismus der Kunst“ (273/283), zuwandte. In seinen Angriffen auf die
moderne Kunst folgte er nun deutlich seinem Konzept. Begriffe wie „Seuche“
und „Verprostituierung“ finden sich freilich auch auf diesen Seiten von Mein
Kampf (274/283 f.). Letztlich führten ihn jedoch seine Betrachtungen über die
„Besudelung großer Vergangenheit“ sowohl in der Kunst als auch in der Politik
erneut weg von seinem Entwurf (275 f./284–286). Einmal mehr musste Hitler zu
dem Trick greifen, einen neuen Abschnitt zu beginnen, um wieder Anschluss an
das Konzept zu finden und die dort handschriftlich eingefügten Bemerkungen
über die „deutsche Stadt“ (Blatt 16) zu verarbeiten. Mit Fragen des Städtebaues
setzte er sich nun tatsächlich in einem eigenen Teil intensiv auseinander (278–
282/288–292). Dem folgt ein weiterer eigenständiger Abschnitt, der im Konzept
keine Entsprechung findet und sich mit dem Missbrauch der Religion in der
Politik beschäftigt – gemeint ist vor allem der politische Katholizismus (282–285/
292–295).

Die abschließenden Ausführungen in diesem Kapitel folgen weitgehend dem
Konzept (Blatt 16 f.), wobei sich Konzept und Text oft bis zur Wortwahl decken.
Dies schließt jedoch die Aufnahme von Themen nicht aus, auf die im Konzept
nicht eingegangen wird. Dies trifft z. B. für eine ausführliche „Abrechnung“ mit
der aus Hitlers Sicht falschen Flottenpolitik Deutschlands (288 f./299 f.) zu91.
Das darin enthaltene erneute Lob für Ludendorff (291/301) lässt vermuten, dass
diese Ausführungen ebenfalls erst im Herbst 1924 entstanden sind. Dem schlie-
ßen sich sowohl im Konzept (Blatt 17–19) als auch in der Ausarbeitung die
Besprechung dreier Vorzüge Deutschlands vor dem Krieg an: Staatsform (292–
295/303–305), Heer (295–297/306–308) und Verwaltungsapparat bzw. Beamten-
tum (297–299/308–310). In diesen Abschnitten zeigen sich deutlich die unter-

90 Hermann Hammer, Die deutschen Ausgaben von Hitlers „Mein Kampf“, in: VfZ 4 (1956),
S. 162.
91 Hitler nennt dabei auch Japan und dessen Flottenpolitik. Ob er seine diesbezüglichen Infor-
mationen aus der Lektüre von Haushofers Japan-Schriften gewann, muss einer quellenge-
schichtlichen Untersuchung vorbehalten bleiben. Vgl. Karl Haushofer, Dai Nihon. Betrachtun-
gen über Groß-Japans Wehrkraft, Weltstellung und Zukunft, Berlin 1913, S. 238.
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schiedlichen Vorgehensweisen Hitlers bei der Verarbeitung seines Konzeptes:
Standen den bisherigen knapp 60 Seiten dieses Kapitels in Mein Kampf als Grund-
lage knapp vier Seiten Konzept gegenüber, so stehen den restlichen acht Textsei-
ten gut zwei Konzeptblätter gegenüber. In einem Extremfall wird diese abschlie-
ßende Fixierung auf das Konzept ganz besonders deutlich: Die Aufzählung der
Vorteile der Vorkriegsstaatsform nimmt im Konzept ebenso wie im späteren Text
etwa eine halbe Seite ein, die Formulierungen sind zu einem großen Teil iden-
tisch (Blatt 18 bzw. 294/305).

Den Übergang zum nachfolgenden Kapitel „Volk und Rasse“ gestaltete Hitler
im späteren Text deutlich anders als im Konzept. In Mein Kampf schreibt er am
Ende des Kapitels:

Der tiefste und letzte Grund des Unterganges des alten Reiches lag im Nichterkennen des Ras-
seproblems und seiner Bedeutung für die geschichtliche Entwicklung der Völker. (299/310)

Im Konzept freilich spricht er nicht allgemein vom „Rasseproblem“, sondern
allein vom „Juden“, dessen Wirken nicht erkannt worden und gegen den ein
„Kampf auf Leben und Tod“ zu führen sei. Die „Rasse“ kommt im Konzept an
dieser Stelle nicht vor. Dies legt die Vermutung nahe, dass Hitler zunächst
plante, einen Text über die Juden daran anzuschließen, und verweist damit
bereits auf die im Nachfolgenden deutlich werdende Einsicht, dass Hitler erst zu
dieser Zeit daran ging, seinen Antisemitismus in einen allgemeinen Rassismus
einzubetten.

Kapitel 11 – „Volk und Rasse“ (Blatt 20–23):
Dieses Kapitel beginnt mit den bekannten Vergleichen aus der Tierwelt, die die
„Abgeschlossenheit der Arten“ belegen sollen (300/311). Von einer gewissen
Exotik ist der Umstand, dass Hitler im Konzept noch andere Beispiele vorgese-
hen hatte. Finden sich im späteren Text Meisen, Finken, Störche, Mäuse und
Wölfe, so hatte er im Konzept noch geplant, auch auf Schlangen und Fische hin-
zuweisen.

Der weitere Verlauf des späteren Textes orientiert sich im ersten Teil (300–
306/311–318) ungewöhnlich stark an den Konzeptblättern (Blatt 20–22), in
denen Hitler grundsätzliche Überlegungen zum Rassismus, zur Bedeutung der
Kultur für eine Rasse und zu den Folgen von „Rassenkreuzungen“ anstellte. Wie
sonst nirgendwo in seinem Konzept formulierte er in diesen Abschnitten bereits
ganze Absätze aus, die er kaum verändert in den Text von Mein Kampf übernahm.
Neben den erhalten gebliebenen fünf Manuskriptseiten geben solche Passagen
einen weiteren kleinen Einblick in Hitlers Textproduktion. Auffallend und für
die Datierung von Bedeutung ist der von Hitler sehr spät rezipierte Begriff des
„Lebensraumes“. Er fehlt im Konzept völlig, was besonders bemerkenswert ist an
Stellen, die sich beinahe wortidentisch sowohl im Konzept als auch im späteren
Text von Mein Kampf finden. So gab er im Konzept ein Beispiel für den Einfluss
der Rasse auf Kultur und Wissenschaft:
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So sehr der Boden Völker zu beeinflussen vermag, so verschieden aber ist diese Beeinflussung
bei den Völkern je nach ihrer inneren Veranlagung. Was bei den einen zu Unterernährung
und dauerndem Hunger führt, ist bei anderen die Ursache einer ungeheuren Arbeitsent-
wicklung, großer Erfindungen u.s.w. (Blatt 21 f.)

Im Mein Kampf lautet die Stelle schließlich unter Verwendung des Begriffes
„Lebensraum“:

Wie sehr auch zum Beispiel der Boden die Menschen zu beeinflussen vermag, so wird doch
das Ergebnis immer verschieden sein, je nach den in Betracht kommenden Rassen. Die
geringe Fruchtbarkeit eines Lebensraumes mag die eine Rasse zu höchsten Leistungen
anspornen, bei einer anderen wird dies nur die Ursache zu bitterster Armut und endlicher
Unterernährung mit all ihren Folgen. (305/316)

Die Ausarbeitung dieser Passagen ist damit auf die Zeit ab Mitte Juli 1924 zu
datieren, als Hitler mit dem Begriff „Lebensraum“ vertraut wurde.

Die im Kapitel „Die Ursachen des Zusammenbruches“ so überbordenden
Abweichungen und Ergänzungen gibt es in diesem Kapitel nicht, sieht man von
kurzen polemischen Seitenhieben etwa auf den amerikanischen Präsidenten Wil-
son (304/315) ab. Die äußerst enge Anlehnung an das Konzept hielt Hitler hier
weitgehend durch. In diesen Passagen versuchte er erstmals, seinen Rassismus
auch theoretisch zu begründen. In früheren Texten und Reden hatte er das
noch nicht unternommen. Entsprechend eng ist die Abhängigkeit des späteren
Textes von dem Konzept – ganz im Gegensatz zu Hitler wohl vertrauten Themen
wie die Revolution, für die ihm ein einziges dünn beschriebenes Blatt als Konzept
für ein ganzes Kapitel ausreichte. Insgesamt kann daher bei den ersten zweiein-
halb Blättern zu diesem Kapitel nicht mehr nur von einem Konzept, sondern
durchaus von einem ersten Textentwurf gesprochen werden.

Sowohl im Konzept – markiert auf Blatt 22 durch mehrere Leerzeilen – als
auch im Text von Mein Kampf (306/317) beginnt danach ein neuer Abschnitt,
der sich dem Thema „Arier als Kulturbegründer“ zuwendet (306–313/318–
324). Damit betrat Hitler wieder wesentlich sichereres Terrain, da er sich damit
bereits früher in Reden und Texten befasst hatte. Bei der Ausarbeitung der
letzten Konzeptblätter erweiterte und ergänzte er daher seine Ausführungen
wieder wie bereits in früheren Kapiteln. So findet sich die einleitende Untertei-
lung der Menschheit in „Kulturbegründer, Kulturträger und Kulturzerstörer“
(306/318) nicht im Konzept und die sich daran anschließenden Betrachtungen
über das „moderne Japan“ werden im Konzept nur angedeutet, im späteren
Text jedoch breit ausgeführt (306 f./318 f.)92. Hingegen lässt er die ebenfalls

92 Hitler hat sich ab Mitte 1924 mit Texten Haushofers über Japan beschäftigt (vgl. Anm. 64).
Da Japan lediglich an dieser einen Stelle im Konzept erwähnt wird, sich jedoch im späteren
Text von Mein Kampf in verschiedenen Kapiteln immer wieder ausführlichere Bezüge darauf fin-
den, kann angenommen werden, dass sich Hitler mit diesem Thema über längere Zeit befasst
hat. Auch greift er im zweiten Band im Kapitel „Deutsche Bündnispolitik nach dem Kriege“
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im Konzept gegebenen Hinweise auf Ägypten und Indien als Beispiele für die
„arischen Kulturbegründungen“ in Mein Kampf unerwähnt. Ohne jeden Bezug
zur Vorlage sind die anschließend entwickelten Vorstellungen vom „Genie“ ein-
zelner Menschen und Rassen sowie der Hinweis auf die notwendige „Verwen-
dung niederer Menschen“ durch die Arier zur Begründung einer Kultur (309–
313/321–324).

Erst nach diesen langen Ausführungen kommen mit der Frage nach den „Ursa-
chen der Bedeutung der Arier“ (313–317/325–328) wieder Gedankengänge des
Konzepts zur Sprache, allerdings völlig umgruppiert. Er zog die im Konzept erst
etwas später angesprochenen Unterschiede zwischen Tier und Mensch hinsichtlich
Selbsterhaltungstrieb und Opferbereitschaft vor und sah beim Arier die Opferbe-
reitschaft am deutlichsten ausgeprägt, was ihn zum Kulturbegründer mache
(314 f./325 f.). Die im Konzept stark hervorgehobenen intellektuellen Eigenschaf-
ten des Ariers treten im späteren Text völlig in den Hintergrund. Vielmehr strich
er die „idealistische“ Auffassung des Ariers von Arbeit als Grundlage für seine kul-
turellen Fähigkeiten heraus (315 f./326 f.), die im Konzept lediglich als Beispiel
für seine „idealistische Weltauffassung“ angeführt ist93. Damit kam er auf die
Behauptung zurück, der Arier habe mit seinem Idealismus erst den Begriff
„Mensch“ geschaffen (316/327) – eine Feststellung, die er im Konzept bereits
wesentlich früher getroffen hatte. Mit der Behauptung, dass sich beim Arier rein-
ster Idealismus mit tiefster Erkenntnis decke, beendete Hitler diesen Abschnitt in
Mein Kampf. Die letzten Sätze der Konzeptblätter, die die Staatslenkung für die Star-
ken fordern und in einem völligen Strukturbruch dann wieder Kultur und Bau-
kunst thematisieren, finden in Mein Kampf keine Entsprechung mehr, sie wurden
von Hitler fallen gelassen. Deutlich erkennbar an diesen Ausführungen über die
„Ursachen der Bedeutung des Ariers“ ist Hitlers Bemühen, eine klare Struktur in
diesen Abschnitt zu bringen. Ganz offensichtlich war er mit seinem Konzept dazu
bei weitem nicht so zufrieden wie mit den Blättern zuvor. Nicht nur wurde kaum
ein Satz aus dem Konzept in den späteren Text übernommen, sondern auch des-
sen Aufbau völlig über den Haufen geworfen. Wie sehr sich Hitler an dieser letzt-
lich sehr kurz geratenen Passage (vier Seiten erscheinen für eine ideologische
Grundlegung der „arischen Überlegenheit“ doch recht bescheiden) abmühte,
belegt auch der Umstand, dass der Schlüsselbegriff, auf den alles hinausläuft, näm-
lich die „Pflichterfüllung“ (316/327), im Konzept noch nicht einmal erwähnt
wird94.

Damit enden die Konzeptblätter mitten im Kapitel „Volk und Rasse“. Da sie
an jener Stelle abbrechen, an der in Mein Kampf die ungleich umfangreichere

die Auseinandersetzung mit Japan noch einmal auf. Dieses Kapitel ist jedoch zumindest in Tei-
len ebenfalls bereits 1924 entstanden. Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 45.
93 Er greift damit auf Ansichten zurück, die er bereits sehr früh vertreten hatte; vgl. Jäckel/
Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen, S. 186.
94 Darüber hinaus zählt „Volk und Rasse“ zu jenen Kapiteln, die in den späteren Auflagen stilis-
tisch am intensivsten überarbeitet und „verbessert“ worden sind. Vgl. Hammer, Ausgaben,
S. 164.
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Auseinandersetzung mit dem Judentum beginnt, bestätigen sie die Vermutung,
dass dieses Kapitel aus drei Teilen zusammengesetzt wurde, die zu unterschied-
lichen Zeiten entstanden sind und sich klar abgrenzen lassen. Der erste liegt in
Form der Konzeptblätter vor und beschäftigt sich wie dargelegt mit dem Rassis-
mus im Allgemeinen und dem Arier im Speziellen (300–317/311–328). Dieser
Teil wurde mit den Konzeptblättern im Juni 1924 entworfen und nach der
Lebensraum-Diskussion in Landsberg Anfang Juli 1924 verfasst. Dem folgt der
zweite Teil, der sich sozusagen vergleichend mit „Arier und Jude“ und der jüdi-
schen „Scheinkultur“ beschäftigt (317–326/329–338) und für den kein Konzept
überliefert ist. Dass dieser Text ebenfalls nach Anfang Juli 1924 entstanden sein
muss, belegt zum einen die mehrmalige Verwendung des Begriffes „Lebens-
raum“, zum anderen Hitlers Interview vom 29. Juli 1924, in dem er behauptete,
er sei in der „Kampfweise gegen das Judentum“ bisher zu milde gewesen und
ihm habe die Arbeit an seinem Buch die Erkenntnis gebracht, „dass in Hin-
kunft die schärfsten Kampfmittel angewendet werden müssen, um uns erfolg-
reich durchzusetzen“95. Diese „Verschärfung“ hat sich in diesem zweiten Teil
über „Arier und Jude“ niedergeschlagen, wohingegen mit der bisherigen zu
großen „Milde“ der letzte und längste Abschnitt über den „Werdegang der
Juden“ (326–346/338–358) gemeint gewesen sein dürfte96. Dieser Teil ist
wesentlich älter und vermutlich bereits 1922 oder 1923 entstanden. Dies legten
bisher bereits die außergewöhnliche Struktur des Textes und das Fehlen des in
den anderen Teilen von Hitler so gerne verwendeten Begriffs „Lebensraum“
nahe97. Hinzu kommt mit den Konzeptblättern nun die ungewöhnliche Kopf-
zeile „Das Rassenproblem und der Jude“, die jedes der vier Blätter trägt. Hitler
hätte diese Kopfzeile kaum verwendet, wäre er nicht davon ausgegangen, sei-
nen Ausführungen im Konzept, in denen die Juden an keiner Stelle erwähnt
werden, bereits vorhandene Darstellungen anfügen zu können, die sich dann
tatsächlich mit den Juden beschäftigen würden. Nur so macht die Kopfzeile
„Das Rassenproblem und der Jude“ über einem Konzept Sinn, das sich nur mit
dem „Rassenproblem“, aber keineswegs mit den Juden beschäftigt.

In der ersten Zeit seiner politischen Agitation begründete Hitler seinen Antise-
mitismus vornehmlich historisch98. Theoretische Ansätze unternahm er erst
einige Jahre später, etwa 1922/23, als er jenen Teil des Kapitels „Volk und Rasse“
in Mein Kampf entwarf, der sich mit dem „Werdegang der Juden“ beschäftigte.
Den Kern bildete dabei freilich noch immer die historische Perspektive. Erst mit
den Arbeiten an den beiden anderen Teilen des Kapitels „Volk und Rasse“ seit
Sommer 1924 versuchte er, seinen Antisemitismus in eine allgemeine Theorie

95 Jäckel/Kuhn (Hrsg.), Aufzeichnungen, S. 1242.
96 Die verbleibenden drei Seiten am Ende dieses Kapitels sind als Zusammenfassung zu sehen
und daher wohl erst sehr spät entstanden.
97 Vgl. Plöckinger, Geschichte, S. 12 ff.
98 Gleichwohl beharrte er von Anfang an darauf, das Judentum nicht als Religion, sondern als
Rasse zu begreifen. Vgl. Hitlers „Juden-Gutachten“ vom 16. 9. 1919, in: Jäckel/Kuhn (Hrsg.),
Aufzeichnungen, S. 88 ff.
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des Rassismus einzubetten und damit zu verallgemeinern. Es wird deutlich, dass
Hitlers Antisemitismus ihn zu seinem alles umfassenden Rassismus führte, wenn-
gleich er in Mein Kampf das Gegenteil glauben machen wollte.

Schlussbemerkungen

Geben die fünf Manuskriptseiten nur einen kleinen Eindruck von Hitlers Text-
produktion, so erlauben die 18 Konzeptblätter einen Einblick in die ideologische
Entwicklung Hitlers Mitte der 1920er Jahre. Der Vergleich mit der späteren End-
fassung von Mein Kampf zeigt in verschiedenen Bereichen sehr deutlich, wie sich
Hitlers Weltbild während der Zeit seiner „Hochschule auf Staatskosten“ in Lands-
berg entwickelt und verändert hat. Dies gilt zum einen für einzelne kleine
Aspekte wie etwa die Themen Syphilis und Prostitution, die sich von ihrer eigent-
lichen Bedeutung im Laufe der Arbeit an Mein Kampf zu einer Metapher für kul-
turellen Verfall entwickelten und damit im späteren Text des Kapitels „Ursachen
des Zusammenbruchs“ eine ungleich größere Rolle spielten. Zum anderen trifft
dies für zentrale Begriffe und Vorstellungen wie jene vom „Lebensraum“ oder für
Hitlers Bemühungen um eine theoretische „Fundierung“ seines Rassismus und
Antisemitismus zu. Klar erkennbar wird auch immer wieder, wo Hitler Neuland
betrat und wo er sich sicher fühlte. Die Dichte der jeweiligen Konzeptblätter und
die Abhängigkeit des späteren Textes davon erweisen sich als wesentliche Grad-
messer für diesen Befund. Je vertrauter Hitler mit einem Thema war, desto kurso-
rischer und stichwortartiger fiel das entsprechende Konzept aus. Umgekehrt war
Hitler bei ihm wenig vertrauten Themen um ein entsprechend detailliertes und
klar strukturiertes Konzept bemüht, auf das er seinen späteren Text aufbauen
konnte.

Die Dokumente stehen an einer wichtigen Schnittstelle zwischen dem rabiaten
Parteiführer und dem ideologischen „Programmatiker“, wie sich Hitler zuneh-
mend selbst sah. Sie sind damit für die Hitlerforschung von besonderer Bedeu-
tung. Außerdem ist die Dokumentation als ein kleiner Beitrag zu einer quellen-
kritischen Edition von Mein Kampf zu sehen, der belegt, welcher Erkenntnisge-
winn aus solch einem Projekt fließen kann. Darüber hinaus ist festzuhalten, dass
die Manuskriptseiten und die Konzeptblätter den umfangreichsten Textkörper
darstellen, der von Hitler aus der Zeit vor der Veröffentlichung von Mein Kampf
bekannt ist.

Auflösung der handschriftlichen Vermerke

Blatt 11:
Ist wissenschaftliche Belehrung da.
Propaganda ist nicht wissenschaftlich

Blatt 14:
Daran sieht man die Lüge
oder Dummheit
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Blatt 16:
Die Kosten Die deutsche Stadt!
der Staatsbauten Der kulturelle Zerfall unserer Städte.
um[?] eines Kriegsschiffes Man lebt nicht für Brot allein.

Unsere Städte ist [?] Mietsanlagen
Pracht und Staatsbauten
und Wohnhäuser

Blatt 23:
Geniale Einsicht u[nd] Erfindergabe
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Blatt 1–23,  S.  296–318:
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Schreib-Praxis

Das Institut für Zeitgeschichte und der Oldenbourg-Verlag
organisieren zum dritten Mal ein anwendungsorientiertes
Schreibseminar (7.–11. September 2009)

1. Zielsetzung

Die Universitäten vermitteln zwar die Grundlagen wissenschaftlichen Arbeitens,
legen aber auf die sprachliche Präsentation der Forschungsergebnisse nicht
zuletzt deshalb weniger Wert, weil diesbezügliche Schulungen sehr zeitaufwändig
sind und deshalb von den Lehrstühlen nicht mehr geleistet werden können. Die
Initiative des Instituts für Zeitgeschichte und des Oldenbourg-Verlags setzt bei
diesen Defiziten an. Das Seminar soll die Sprach- und Darstellungskompetenz
jüngerer Historikerinnen und Historiker stärken, ihr Problembewusstsein wecken
und ein Forum bieten für die praktische Einübung der entsprechenden Techni-
ken. Ziel ist mit anderen Worten: Gutes wissenschaftliches Schreiben zu lehren.

Die Redakteure der Reihen des Instituts und insbesondere die Redaktion der
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte haben laufend mit Manuskripten zu tun, die
zwar wissenschaftlich hochwertig sind, aber im Hinblick auf die sprachliche
Gestaltung oft sehr zu wünschen übrig lassen. Sie verfügen deshalb auf diesem
Feld über langjährige Erfahrungen und große Kompetenz bei der Arbeit mit Tex-
ten, die sie an ihre künftigen Autoren weitergeben wollen.

2. Ablauf

Schwerpunkt des Seminars sind praktische Übungen, die sich insbesondere auf
neuralgische Punkte wissenschaftlicher Abhandlungen beziehen: Einstieg in das
Thema einer Studie, Vernetzung verschiedener Argumente, richtiger Gebrauch
von Stilmitteln wie Bilder und Vergleiche, prägnante Zusammenfassung und Prä-
sentation von Thesen und Ergebnissen. Darüber hinaus soll das Bewusstsein
dafür geschärft werden, dass verschiedene Textgattungen den Einsatz unter-
schiedlicher Darstellungsformen notwendig machen. Diese Differenzierung soll
etwa durch die Erarbeitung von Rezensionen oder durch die Diskussion ausge-
wählter Aufsätze erlernt und eingeübt werden. Das Seminar umfasst Lehrveran-
staltungen im Plenum ebenso wie Einzel- oder Gruppenarbeit, wobei die von den
Seminarteilnehmern verfassten Werkstücke unter der Anleitung eines erfahrenen
Redakteurs intensiv diskutiert werden.

3. Anmeldung, Unkostenbeitrag, Ort und Zeitpunkt des Seminars

Das Seminar beginnt am späten Nachmittag des 7. September 2009 und dauert
bis zum 11. September. Interessenten wenden sich mit Angaben zur Person und
zu ihrem bisherigen Studiengang (inhaltliche Schwerpunkte und besondere
Interessen, Thema von Magister- oder Zulassungsarbeit bzw. der Dissertation,
Name des Betreuers) bis zum 30. Mai 2009 an das Institut für Zeitgeschichte, Redak-
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tion der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Leonrodstraße 46b, 80636 München. Voraus-
setzung für die Teilnahme ist die Entrichtung einer Seminargebühr in Höhe von
75 Euro und die Übernahme der Reisekosten. Alle übrigen Leistungen werden
vom Institut für Zeitgeschichte erbracht. Um die nötige Arbeitsatmosphäre zu
gewährleisten, soll das Seminar in großer Abgeschiedenheit stattfinden. Bestens
dafür geeignet ist die Bildungsstätte des ehemaligen Zisterzienserklosters Alders-
bach bei Passau, das die nötigen Räumlichkeiten für Unterricht und Unterbrin-
gung bietet und verkehrstechnisch mühelos zu erreichen ist.

Thomas Schlemmer und Hans Woller
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